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WERNER CONZE

Die deutschen Parteien
in der Staatsverfassung vor 1933

Das demokratisch-republikanische Deutsche Reich der zwanziger Jahre
wurde schon zur Zeit seines Bestehens hiufig als Parteienstaat bezeich-
net — abwertend verdchtlich von den einen, bejahend von den andern.
Bei beiden Wertungen stand das Kaiserreich, auf dessen nichtparlamen-
tarische Regierungsweise sich die deutschen Parteien eingestellt hatten,
che sie 1917 vor eine neue Lage gestellt wurden, als méchtig nachwirken-
der Gegensatz im Hintergrund. In der Tat ist die Republik von Weimar,
wie es der Absicht ihrer Griinder, wenn auch nicht dem Wortlaut der
Verfassung, in der bekanntlich von Parteien nicht die Rede war, ent-
sprach, ein Parteienstaat gewesen, den allerdings Referendum, Wahl und
Stellung des Prdsidenten einschrinkten. Wenn im Verfassungstext die
Rolle des Reichstags betont wurde, dessen Vertrauens der Reichskanzler
ebenso wie die Reichsminister bedurften, dabei jedoch die Parteien uner-
wihnt blieben, so lag dem im Grunde noch die alte Idealvorstellung
parlamentarischer Diskussion und BeschluBfassung der allein ihrem Ge-
wissen verantwortlichen, durch keinen Parteizwang gebundenen Abge-
ordneten zugrunde. Die politische Partei galt nicht als konstitutiv Ffiir
diesen Reichstag. Sie war noch ,extrakonstitutionell” ),- obgleich in
der Praxis sowohl die Gesetzgebung als auch die Regierungsbildung und
Regierungstitigkeit vollstindig durch die Parteien bestimmt wurden.
Nicht nach dem formalen Verfassungsrecht, wohl aber in der von vorn-
herein anders gegebenen Verfassungswirklichkeit war also die Republik
von Weimar ein Parteienstaat. Der Sinn der Verfassung bestand nach
dem Willen ihrer Schopfer darin, daB der Staat durch seine Parteien
funktionsfihig sein sollte. Tatsdchlich ist er das jedoch nur notdiirftig
und angefochten, seit dem Mirz 1930 aber iiberhaupt nicht mehr gewe-
sen. Weder hatten die fiihrenden Politiker der Parteien, auf die es
ankam, im Frithjahr 1930 geniigend Einsicht und Kraft, um angesichts
der einbrechenden Wirtschaftskrise, die zur Staatskrise wurde, den Par-
teienstaat so zu realisieren, daB durch das Medium zumindest der
Koalitionsparteien die Stabilitit des Staates und der Sinn der Reichsver-
fassung aufrechterhalten werden konnten, noch stand ihnen fiir ein der-
artiges Handeln der Wille des sich abwendenden Reichsprisidenten oder
des immer miBitravischer und radikaler gestimmten Volkes helfend zur
Seite. So hatte der Parteienstaat einer ernsthaften Belastung, die von
seinen Feinden riicksichtslos ausgenutzt wurde, nicht standgehalten und
hatte sich selbst ausgeschaltet, ehe Hitler ihn sichtbar zerstdrte. Das
heift: zwischen dem Ende des Parteienstaates und dem Beginn der Ein-
parteiherrschaft Hitlers lagen zwei bis drei Jahre, in denen es mitten
im Wirbel der Wirtschaftskrise nicht um die Alternative Weimar oder

1) Heinrich Triepel, Die Staatsverfassung und die politischen Parteien.
Berlin 1927, S. 24 f, Zit. bei Werner Conze, Die Krise des Parleienstaates
in Deutschland 1929/30, in: HZ 178, 1954, S. 48. Auch fiir das folgende sei
anf diesen Aufsalz verwiesen, dessen Ergebnisse hier zugrunde liegen
und we werden. Zur Problematik allgemein vgl. besonders den

S . Abschnitt im Bericht der Parteienrechiskommission: Rechlliche
Ordnung des Parteiwesens. Probleme eines Parleiengesetzes. Frankfurt a. M.
1957, Zur Geschichte der ausgehenden Weimarer Republik in erster Linie
Karl Dietrich Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik (Schriften
des Instituts fiir politische Wissenschaft 4), 2. Aufl. Stuttgart und Diissel-
dorf 1957, Dazu erginzend aus der Perspektive des Verhilinisses von Reich
und Lindern neuerdings Waldemar Besson, Wiirttemberg und die deutsche
Staatskrise 1928—1933. Stuttgart 1959, )

Hitler, sondern um die Entscheidung ging, ob Staat und Gesellschaft der
in Frage gestellten Demokratie so fortentwickelt und gefestigt werden
konnten, daf die ,Machtergreifung” Hitlers verhindert werden konnte,
da ein Weg zuriick zur Verfassungswirklichkeit der zwanziger Jahre
offenbar nicht mehr méglich, vielmehr eine wie immer geartete Verfas-
sungsreform unvermeidbar war.

Mit der Vorstellung einer solchen Alternative zwischen Weimar und
Hitler ist offenbar wenig fiir unsere Erkenntnis gewonnen, und auch die
vielfach angewandte grobe Gegeniiberstellung von , totalitirer Diktatur®
auf der einen, ,parlamentarischer Demokratie” auf der andern Seite ist
kaum geeignet, das Verstindnis fiir den komplexen Zusammenhang auf-
zuschlieBen. Auch Hitler arbeitete, wenngleich mit umgekehrtem Vorzei
chen und mit anderen Begriffen, gern mit dieser Antinomie zwischen
seinem Fiihrerstaat und der .westlichen” Demokratie. Er argumentierte
zur Erhdrtung dessen auf seine Weise demokratisch, indem er die
angeblich germanisch-demokratischen Elemente seines Staates hervorhob
und vor allem auf die wachsende Volkshewegung und die schlieBlich
offenbar erreichte Volksmehrheit hinwies, die ihn , demokratisch” legiti=
mierte, wihrend er zugleich an das selbstzerstGrerische Ungeniigen der
politischen Parteien erinnerte, die er nie reformiert, sondern stets nur
hatte beseitigt wissen wollen. Denn in Hitlers Kampfideologie riickten
alle unter sich keineswegs eng verbundenen, sondern groBenteils gegen-
sitzlich voneinander entfernten Parteien, sofern sie sich ihm nicht bedin-
gungslos anschlieBen wollten, als seine Gegner zusammen. Es gab fiir
Hitler, wie fiir alle Revolutioniire, nur zwei Lager: die siegreiche eigene
Bewegung und alle iibrigen Richtungen zusammengenommen, derem
Gemeinsamkeit allein darin bestand, daB sie sich ihm widersetzten oder
mindestens seine Forderungen nicht anerkannten.

Eine vergleichbare Freund-Feind-Aufspaltung in zwei Lager gab es in
der ausgehenden Weimarer Republik in dhnlicher Unbedingtheit nur
noch in der Ideologie der Kommunisten als der einzigen Partei, die auBer
den Nationalsozialisten ihrer Lehre gemiB uneingeschrankt revolutiondr
genannt werden konnte. lhre prinzipiell kimpferische Isolierung gegen=
iiber allen anderen Parteien, wie sie aus der leninistischen Auslegung
des Marxismus folgte, hatte sich in der ,ultralinken“ Taktik seit 1928
so gesteigert, daB jedes taktische Zusammengehen mit den Sozialdemo-
kraten abgelehnt und diese als ,Sozialfaschisten” zum édrgsten Feind vor
allen andern, auch den Nationalsozialisten, erkldrt wurden, R

So gab es also in den Jahren unmittelbar vor 1933 zwei radikale Par-
teien, die ihren Wahrheitsanspruch absolut setzten. Beide waren sie als.
Kampforganisationen der rechten und der linken Revolution scharf mit=
einander verfeindet. Aber politisch wichtiger als dies war die Tatsache,
daB sich beide, wenn auch jede fiir sich allein, im totalen Angriff gegen
alle Parteien befanden, die mit mehr oder weniger Vorbehalt staats-
bejahend waren und den Parteienstaat bildeten. Kommunisten und
Nationalsozialisten gehdrten nicht zum Parteienstaat, weil sie, unge-
achtet gewisser pseudolegaler Taktiken, mit revolutiondrer Prinzipien-
festigkeit nicht nur das Ende des bisherigen Parteienstaates besiegeln,

sondern auch jede verniinftige Reform der Verfassung verhindern wvnlks:h_

11




B 23/60 Matthias/Morsey: ,Das Ende der Parteien 1933" Seite 351
o =il

b

i

I

." .

g

Die Reichsprasidentenwahl 1932
in den

mittieren Verwalt bezirken
biw Landern und Landesteilen

b T Wanigang wurcen fur Mindenturg
L. ] aa sen
g s

]

m wter TN Mier guinpen foemes Ifgegeden

— {anTergene

——— Pegrargrente
— feg Ses Srenre

ten. Daraus ergab sich fiir sie die Lockung oder die Notwendigkeit,
- gelegentlich ihr taktisches Interesse gemeinsam wahrzunehmen. Das
zeigte sich 1931/32 mehrmals in ihrem parlamentarischen Verhalten
sowie besonders beim Streik der Berliner Verkehrsgesellschaft im No-
vember 1932; es zeigte sich durchgehend im Festhalten der Kommu-
nistischen Partei an der ultralinken Taktik, deren Hauptangriffsfront
gegen die Sozialdemokraten gerichtet blieb, auch noch und gerade dann,
als Hitler vor den Toren stand. Beide revolutionire Parteien lebten von
der Krise der Wirtschaft und des Staates. Als NutznieBer der Not gehor-
ten sie zusammen gegen alle andern Parteien, die durch die Krise Ab-
bruch erlitten und gegen diese einen mehr oder weniger bewuBten Willen
zu staatsbiirgerlicher Verantwortlichkeit, freilich ohne harte Konse-
quenzen, setzten. '

Als diese beiden Umsturzparteien noch relativ schwache Randerschei-
nungen des politischen Lebens waren, mochte es im Zeichen weit gefafiter
Freiheitsrechte vertretbar erscheinen, sie gewéhren zu lassen. Die Regie-
rungen der Weimarer Republik haben freilich solche Freiheitsgewihrung
eines Rechtsstaates so weit iiberdehnt, daB dadurch die Freiheit desselben
Rechtsstaates von Grund auf bedroht wurde; und sie gingen davon auch
nur zum Teil, jedenfalls nicht scharf genug, ab, als die beiden verfas-
sungsfeindlichen Parteien so anschwollen, daB sie die Republik unmittel-
bar in Gefahr brachten.

Dies Anschwellen hatte zur Folge, daB das labile demokratische Reich
vor eine Situation gestellt wurde, der es nicht gewachsen war. Allein
schon die Riicksichtslosigkeit auBerparlamentarischer Kampfmethoden
widersprach dem Geist und der Tradition aller anderen Parteien. Seit
den Tagen der sogenannten Revolution von 1918/19 und der Herbst-
krise von 1923 war etwas derartiges nicht mehr erlebt worden. Vor 1918

aber war eine solche Kampfweise ganz unbekannt gewesen; die Revo-
lution von 1848 lag allzuweit zuriick; sie iibte keine unmittelbare Wir-
kung mehr aus. Auch die .revolutionire“ Partei des Kaiserreichs, die
Sozialdemokratie, hatte vor 1918 nur Aufmérsche organisiert, aber
keine StraBenschlachten gewagt. Sie hatte bewuBt das von Karl Marx
bejahte, seit 1793 erprobte Mittel des ,Terrors” vermieden. Den poli-
tischen Massenstreik hatte sie verworfen. Die Partei war praktisch
immer mehr auf den Weg des Parlamentarismus gedringt worden, durch
den sie nolens volens kompromifibereit gemacht wurde, auch wenn sie
gerade auf diesem Wege schlieBlich die absolute Mehrheit zu erlangen
und damit weitgehende Ziele einer sozialistischen Gesellschaftsordnung
zu verwirklichen hoffte. Die Fiihrer dieser ,revolutionidren”, aber nicht
»Revolutionen machenden” Partei 2) hatten insofern konsequent 1918/19
sogar die Revolution verhindert, die ihre eigenen, sich von ihr absplit-
ternden Revolutiondre im Namen eines aktiven Marxismus gefor-
dert hatten.

Sollte, so lautete die freilich illusiondre Hoffnung, die Entwicklung
bei Nationalsozialisten und Kommunisten nicht dhnlich laufen kénnen,
sofern diese beiden Krisenparteien ‘iiberhaupt die Ausnahmejahre der
grofen Not in betrichtlicher Stirke wiirden iiberleben kdnnen? Weniger
fiir die Kommunisten, die in ihrer Linie nicht selbstindig, sondern vom
Moskauer Zentrum abhingig waren, als fiir die Nationalsozialisten
wurde eine solche Minderung ihrer Gefihrlichkeit vielfach fiir moglich,
wahrscheinlich oder gar bereits gegeben gehalten.

2) Nach Karl Kautsky, ,Sozialdemokratischer Katechismus® von 1893 zit.
bei Erich Matthias, Kautsky und der Kautskyanismus, in: Marxismusstu-
dien, 2, Folge, hrsg. von Iring Fetscher. Tiibingen 1957, S. 163,
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Auch die NSDAP entgehe nicht der Gefahr, schrieb der auf Schleicher
einwirkende Hans Zehrer im Frithjahr 1932, ,den urspriinglidien Geist
der geschlossenen revolutiondren Kampfgemeinschaft . . .
und verwissern zu selen in den biirokratisdten Apparat einer Millionen-
partei, die ihrerseits wieder um weitere Millionen von Stimmen zu rin-
gen hat“. Als ,Endprodukt des Liberalismus® werde auch diese revolutio-
ndre Massenpartei sich abnutzen. Die Zeit der Parteien sei abgelaufen.
Selbst die NSDAP sei davon nicht ausgenommen *). Auch Graf Westarp
bezog wenige Monate spiter die NSDAP in die ,Parreiendammerung”
ein; denn diese Partei habe sich ,von Kopf bis Fuf auf Parlamentarismus
eingestellt”. Eine .parlamentariscdie Massenpartei® habe noch niemals
den Parlamentarismus iiberwunden. ,Nidit die NSDAP wird es sein, die
an die Stelle der Parteilierrschaft etwas Neues setzt™ 4). Diese Zitate
stammen von Minnern einer staatsreformerisch-konservativen oder
einer ,biindischen” Richtung, die sich 1932 im Besitz eines zukunfts-
trichtigeren Konzepts withnten als Hitlers Kampfpartei. Vergleichbare
AuBerungen anderer Richtungen, die alle auf eine &hnliche Unter-
schitzung der nationalsozialistischen Revolution hinausliefen, kénnten
in grofer Zahl angefiihrt werden.

einmiinden

Der Ernst der akuten Gefahr wurde wohl vielfach gesehen, aber kaum
mit der ndtigen Entschiedenheit politisch realisiert. Doch sollte riick-
blickend nicht iibersehen werden, daf in der zweiten Halfte des Jahres
1932 in der Tat Anzeichen dafiir erkennbar waren. daB der Wellenberg
erreicht war. Hitlers ,Legalitit® schien entweder Verpassen seiner
Chance oder Zihmung im Koalitionskompromiff bedeuten zu kénnen.
Es wurde kaum Ffir moglich gehalten, daB Hitler mit seiner schlecht
vorbereiteten Anhiingerschaft den Staat nach seinem Willen wiirde
gestalten kdnnen, und viele nahmen an, daB er, wenn er iiberhaupt zur
Regierungsbildung gelangen wiirde, notwendig in die Abhiingigkeit,
wenn schon nicht von den Parteien, so doch sicher der Verbinde, des
Militérs und der Biirokratie geraten wiirde.

Wie dem auch sein mochte, auf jeden Fall war keine Zeit zu verlieren
und konnte nicht unentschieden abgewartet werden. Die ,Zahmung”
der Sozialdemokraten hatte sich in einem jahrzehntelangen Prozef und
vor allem innerhalb einer dauerhafteren, festeren Verfassung im Lebens-
gefithl der aufsteigenden Linie einer optimistisch gestimmten Nation
und wachsenden Wirtschaft vollzogen. Sowohl die Sozialdemokratie als
auch ihre Gegner hatten sich, obwohl sie sich gegenseitig als Feinde
betrachteten, praktisch abwartend verhalten. Nun aber stand alles im
Zeichen der Krise und der Erwartung. Harte Entscheidungen waren
unmittelbar fillig. Hitlers Partei aber zeigte auch im Ausgang des
Jahres 1932, als sie nicht mehr eindeutig von der groBen Welle nach
oben getragen wurde, keineswegs zdgernde Zuriickhaltung, sondern
wurde nicht miide in ihrem krampfhaft hervorgekehrten Aktivismus. In
einer solchen Lage hiitten die den Staat seit 1919 tragenden Parteien zu
auBerordentlichen Leistungen in starker Defensive oder in zusammen-
gefaBten Gegenangriffen befihigt sein miissen. Versagten sich die Par-
teien dieser Aufgabe, so besiegelten sie damit noch einmal das Ende des
Parteienstaates, und der Staat iiber den Parteien oder ohne die Parteien
blieb allein iibrig, um Hitler entweder abzuwehren oder einzulassen.
Wie aussichtslos allerdings ein betont antiparlamentarischer Kurs ohne
den Ersatz anderer Fundierung im Volk sein muBte, das zeigte sich in
den Monaten der Regierung Papen. Welch groBes Gewicht anderer-
seits der Reichstag auch in einer auf den Prisidenten gestiitzten Not-
standsregierung noch besitzen konnte, das war in der Ara Briining deut-
lich geworden. Erst wenn die beiden Umsturzparteien die absolute Mehr-
heit gewannen, wie es im Juli 1932 geschah, konnte jede verniinftige
parlamentarische Arbeit iiberhaupt lahmgelegt werden. Der Parlamen-
tarismus war dann im Parlament selbst ad absurdum gefiihrt.

Erreichte aber eine von den beiden Parteien fiir sich allein oder mit
Hilfe einer zusitzlichen Gefolgschaft aus anderen Parteien die absolute
Mehrheit, dann war der Erfolg der ,legalen” Taktik eingetreten. Prak-
tisch bedeutete das dann die Ersetzung der tatsichlich nicht mehr vor-

3) Hans Zehrer, Das Ende der Parteien, in: Die-'ratm; 1932, S. 73.

4) Graf Westarp, Am Grabe der Parteienherrschaft. Bilanz des deutschen
Parlamentarismus von 1918—1932. Berlin 1933, S. 105.

handenen parlamentarisch-reprisentativen Demokratie durch die vor-
geblich im Mehrheitswillen des Volkes begriindete Fiihrerherrschaft
nach den Vorbildern des Bonapartismus oder des Faschismus auf der
einen, des Bolschewismus auf der andern Seite. Der 30. Januar und der
5. Midrz 1933 waren die entscheidenden Stationen dieses Weges, der
sich von den genannten Vorbildern durch die folgerichtig durchgehaltene
Taktik der Pseudolegalitdt unterschied. Wenn es sich damals auch kei-
neswegs darum gehandelt hat, daB eine Mehrheit sich fiir Hitler ausge-
sprochen hitte, oder daB die 44 % Waihlerstimmen fir die NSDAP
Tyrannei, Verlust der rechtsstaatlichen Grundlagen, Krieg und Juden-
ausrottung gemeint hitten, so ist doch auf der andern Seite cbenso
unzweifelhaft, daB sich in diesen Wahlen 64 % (Nationalsozialisten,
Deutschnationale und Kommunisten) gegen die parlamentarische Demo-
kratie erklirt haben und das iibrigbleibende zersplitterte Drittel bis zu-
letzt nicht zu einheitlichem Handeln fihig war.

So hat das deutsche Volk im Reich in den Jahren 1932/33 in seciner
Mehrheit den Parteienstaat abgelehnt. DaB dies in solchem AusmaB
moglich war, hatte z. T. weit zuriickliegende Griinde, ging aber vor
allem auf die enttiuschenden Erfahrungen mit einem politischen System
zuriick, das in der Vorstellung der Wiihler Hitlers und Hugenbergs mit
der Demokratie schlechthin gleichgesetzt wurde, obgleich es sich doch in
Wirklichkeit nur um eine unzureichende demokratische L3sung unter
einmaligen, auBergewohnlich widrigen Bedingungen gehandelt hat. Die
fiihrenden Politiker des scheiternden Parteienstaates, die in den Augen
ihrer Gegner ,versagt” hatten, standen in vielfiltiger Verstrickung, aus
der sie trotz vieler kluger Einsichten und Bemiithungen sich nicht wirksam
zu lésen vermochten.

Diese Verstrickung kann nur durch eine Erinnerung an die geschicht-
lichen Grundlagen des deutschen Parteiensystems in sich selbst und in

seiner Beziehung zum Staat begriffen werden.

Als nach dem Ende des Deutschen Bundes sowohl im neuen Deutschen
Reich wie in Osterreich die verfassungsrechtliche Stellung des Berliner
Reichstags und des Wiener Reichsrats fiir Jahrzehnte festgelegt wurde,
da war das deutsche Parteiensystem in seinen Grundziigen bereits fertig
ausgebildet, wenn es auch organisatorisch noch verhiltnismiafig fliissig
war. Zwar bedeuteten die Ereignisse zwischen Kéniggritz und der deut-

schen Reichsgriindung und mehr noch Bismarcks innenpolitische Schwen-

kung Ende der siebziger Jahre Zisuren der deutschen Parteiengeschichte,
vor allem deswegen, weil die Vorrangstellung der Liberalen verloren-
ging. Doch blieb das Grundschema der (jeweils gespaltenen) liberalen
und konservativen Parteien sowie der fiir die deutschen Verhiltnisse
besonders bezeichnenden katholischen Partei, der von Anfang an die
christlich-konservative Neigung ebenso wie die christlich-demokratische
Maglichkeit innewohnte, erhalten. Nur die Sozialdemokratische Partei
trat, abgesehen von kleineren, meist regional bestimmten Parteien, hin-
zu; da ihr Aufstieg zur stirksten Partei mit schlieBlich nahezu einem

Drittel aller abgegebenen Stimmen zwischen 1871 und 1912 etwa dem

Riickgang der Nichtwihler in der gleichen Zeit entsprach, war damit in
den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg zwar eine erhebliche Gewichtsver-
schiebung zugunsten der Sozialisten auf Kosten der ilteren Parteien ein-
getreten; doch setzte die Sozialdemokratie insofern die Richtung der
deutschen Parteibildungen fort, als sie, wenn auch sozial weit einheit-
licher festgelegt als alle andern Parteien, auf betont ideologischer
Grundlage stand. In der durch die Zahl und die straffe organisatorische
Erfassung ihrer Mitglieder starken Partei war die im Liberalismus ver-
lorengegangene .Revolution” oder ,Bewegung” lebendig aufgehoben
bei einer stets unruhigen Minderheit sogar immer von neuem virulent.

+Bewegung” gab es vor 1914 freilich nicht nur links, sondern in
zunehmendem MaBe auch rechts. Im ,biirgerlichen” Nationalismus, der
sich selbst im scharfen Gegensatz zum ,proletarischen® Sozialismus ver~
stand, wurde das Lebensgefiihl der Sicherheit und der Sattigung viel-
faltig durch die Unruhe unbefriedigter Wiinsche oder auch schon ,vél-

kischer” und .rassischer” Ideologien @iberwuchert, die in nuce durchaus

nationalrevolutionir waren oder als neues Aufflackern der seit 1813 nie

vollig zur Ruhe gekommenen deutschen Nationalrevolution aufgefabt

werden kénnen. Doch war dies — von Randerscheinungen abgesehen —

A
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aur in nationalen Verbandsbildungen, noch nicht dagegen im Parteien-
system abzulesen. Sowohl die konservativen als die liberalen Parteien
wurden aber davon durchdrungen, wenn auch die alten Parteibezeich-
pungen der aus dem Vormiérz stammenden Positionen noch erhalten
blieben. DaB sie freilich schon iiberstindig waren, zeigt die Tatsache,
daB sie beide nach 1918 aufgegeben wurden. War in der Anderung von
Parteinamen, fiir die der bezeichnende Begriff der ., Volkspartei“ gewiihlt
wurde, die Tendenz eines Beginns oder besser die Fortsetzung einer
Entideologisierung von alten, seit den achtziger Jahren von Berufs- und
Wirtschaftsinteressen durchsetzten Parteien angedeutet, so wurde dieser
im Koalitionskompromif von Zentrum und Sozialdemokratie auch links
und in der Mitte bemerkbare Trend dadurch zugunsten der Bekenntnis-
oder Weltanschauungspartei wieder aufgewogen, daB die Revolution von
links und von rechts in neuen, wachsenden Parteiorganisationen formiert
wurde. Das war ein Ausdruck dessen, dal im Moment zugespitzter revo-
lutionérer Situation die Ideologieanfalligkeit von , Fithrern® und , Mas-
sen” stieg und dies zu militant gesteigerten Parteitypen innerhalb einer
potentiellen Biirgerkriegslage fithrte. Das war eine zeitgemiBe Auspri-
gung der Eigenart der deutschen Parteienbildung im Zeitalter der revo-
lutiondren Unruhe: Parteien als politische Bekenntnisgemeinschaften
zu verstehen. ;

Starrheit in Prinzipien und Ideologie hemmen die Fihigkeit zum
Kompromifi. Daher sind die deutschen Parteien von Anbeginn mehr oder
weniger kompromiBfeindlich und damit wirklichkeitsunsicher gewesen.
Wohl wurden in der Praxis selbstverstindlich stets Abstriche an den
Prinzipien gemacht. Aber die Neigung, die Wirklichkeit an den politisch-
ideologischen Grund- und Gegensiitzen zu messen und dementsprechend
die Vertreter anderer Parteien als Bekenner anderer, d. h. falscher Welt-
anschauungen gering zu schiitzen, blieb trotz aller Abschleifung in der
parlamentarischen Arbeit bis zu einem gewissen Grade bestehen. Darin
lag eine der groBten Gefahren fiir die Funktionsfihigkeit des deutschen
Parteiwesens und eines der stirksten Argumente gegen eine rein parla-
mentarische Regierungsweise. Die Pluralitiit sich selbst geniigender und
andere ausschlieBender Parteien konnte allerdings im politischen Leben
auf die Dauer nur dann erhalten bleiben, wenn sie entweder durch Ein-
schrinkung der Parteienkompetenz in der Verfassung oder durch eine
Minderung der ideologischen Prinzipien im Interesse der praktischen
Arbeit existenzfihig gemacht wurde. In der Tat ist das iltere deutsche
Parteiwesen durch diese beiden Einschrinkungen auf seinen Weg
gebracht worden und dadurch fiir Jahrzehnte bis 1918 méglich gewesen.

Die deutschen konstitutionellen Monarchien des 19. Jahrhunderts
hatten ihre Parlamente einst zdgernd aus ,landstindischen” Vertretun-
gen, in denen es keine politische Parteien gab oder geben sollte, zu
gewahlten Repriisentativversammlungen fortgebildet, in denen die Par-
teien als notwendiges Ubel extrakonstitutionell hingenommen wurden.
Wie aber auch Wahlrecht und Parlamentszustindigkeit im einzelnen
geregelt waren, eines stand fiir alle Monarchien schon des Deutschen
Bundes und dann seiner beiden Nachfolge-Reiche fest: Regierungsbil-
dung und Exekutive der Monarchie waren der Einwirkung der Parla-
mente entzogen; die Volksvertretungen waren lediglich an der Legis-
lative beteiligt. Eine Parlamentarisierung der Verfassung durfte es
nicht geben. '

Gerade dies aber war schon friih die Forderung der Liberalen gewesen,
allerdings in Verbindung mit einem durch Zensus beschrinkten Wahl-
recht, bei dem gegenliberale Parteien mit maglicher Massengefolgschaft
nicht gefahrlich werden konnten. Nicht die norddeutsche Verfassungs-
I6sung Bismarcks mit dem allgemeinen Wahlrecht und der Beschrinkung
des Reichstags auf die Gesetzgebung und die nur mit dem Budgetbewilli-
gungsrecht gegebene Kontrolle der Exekutive, sondern die italienische
Entscheidung fiir den Parlamentarismus mit Zensuswahlrecht entsprach
dem Ideal des klassischen Liberalismus. Bismarck setzte das Mittel des
demokratischen Wahlrechts gegen den Liberalismus ein und enthielt
zugleich diesem so breit fundierten Reichstag die Mitbestimmung iiber
die Regierungsbildung vor, die von den auf diese Weise doppelt zuriick-
gewiesenen Liberalen gefordert worden war. Es war ein Sieg Bismarcks
und des monarchischen Staates oberhalb der Partéien, daB dem Wunsch
der Liberalen nicht stattgegeben wurde und das neue Deutsche Reich ein

" grundlegend zu den Fragen des Verhiltnisses von Liberalismus und Partei-

konstitutionell verfaBter Bund konstitutioneller Monarchien unter dem
Kaiser und dem Reichskanzler als dem allein ,verantwortlichen® Mini-
ster bleb.

Die Liberalen beider Richtungen betrachteten die Frage jedoch nicht
als erledigt, sondern nahmen sie in das neue Reich als eine der poli-
tischen Forderungen fiir die Zukunft mit hinein. Doch blicben sie
damit allein. Denn die traditionsbestimmten Gruppen lehnten Zuge-
stindnisse an den Liberalismus oder an die Demokratie ab. Die junge
Sozialdemokratie aber hatte andere Sorgen, als ausgerechnet den
Kampf um die Parlamentarisierung zu fithren, da sie auf lange Sicht
keine Aussicht auf cine Mehrheit oder auf Mehrheitsbildung in
Koalitionen haben konnte. Auch im Erfurter Programm war die For-
derung noch nicht ausdriicklich aufgenommen. Engels sah darin aller-
dings einen schweren Fehler. Wenn man sich schon aus taktischen
Griinden im Programm an der Republik vorbeidriicke, so schrieb er in
seiner Kritik, so miiBte doch wenigstens ,die Forderung der Komzen-
tration aller politisdien Madt i1 den Handen der Volksvertretung®
aufgenommen werden; denn nur ,unter der Form der demokratisdien
Republik” konne die Arbeiterklasse mit der Sozialdemokratie ,zur
Herrschaft kommen™ ®). Tatsichlich hat sich die Sozialdemokratische
Partei dann, je stirker sie wurde, um so mehr dem parlamentarischen
System angendhert und die ZweckmaBigkeit des Weges iiber die Par-
lamentarisierung mit oder ohne Monarchie eingesehen. So wurde sie
gegen Ende des Kaiserreichs zur stirksten Kraft fir die parlamenta-
rische Regierungsweise — zu einer Zeit, als die Liberalen lingst in der
Verfolgung dieses Ziels erlahmt waren, ohne daB sie es auf der linken
Seite aufgegeben und auf der rechten Seite einhellig abgelehnt hatten.

Diese Lahmung der liberalen Energie im Hinblick auf die parlamen-
tarische Ministerverantwortlichkeit war im Grunde schon im Kompro-
miB der Verfassung des Norddeutschen Bundes und des Deutschen
Reiches enthalten gewesen. Die Nationalliberalen hatten Bismarck
nachgegeben, und die Fortschrittspartei war so weit in ihren EinfluB-
moglichkeiten beschrinkt, daB sie zwar in ihren Wahlaufrufen noch
daran festhielt, daB ,erst nads Schaffung eines dem Reidistage poli-
tisds wund reditlide fiir den Gang der Gesetzgebumg und Verwaltung
verantwortlidien Reidisministeriums® die ,Vertretung des deutsdien
Volkes die ilr gebiihrende Stellung einnelimen” werde ®), daB sie aber
praktisch dies Ziel vertagte, wie es den Verhiltnissen und wohl auch
der iiberwiegenden Volksstimmung entsprach. Bei den Nationallibe-
ralen war die Frage schon in den sechziger Jahren nicht eindeutig
beantwortet worden. Heinrich v. Sybel hatte in seiner Vorlesung iiber
Politik im Winter 1864/65 die ,unbegrenzte Ausdehnung” der Mini-
sterverantwortlichkeit, wie sie sich in England herausgebildet hatte,
als ,abuorme Eutwicklung"”, erklirbar nicht .aus dem Priuzipien der
konstitutionellen Staatsform”, sondern nur als ,Ausbeugung aus der-
selben zur republikanisdien hiniiber” bezeichnet 7). Nachdem aber die
parlamentarische Regierungsweise erst einmal abgewehrt worden war
und die Eingewdhnung in die gegebenen Verhiltnisse sich ausgewirkt
hatte, da mehrten sich die Bedenken gegeniiber dem alten Ziel eines
dem Reichstag verantwortlichen Reichsministeriums, nicht zuletzt an-
gesichts der Gefahren, die in der deutschen Parteienstruktur und in
einem Reichstag sichtbar wurden, in dem der gespaltene Liberalismus
nicht mehr auf eine Dominanz hoffen konnte, wie sie zur Zeit der
Reichsgriindung vorhanden gewesen war. Im nationalliberalen Pro-
gramm von 1881 und in der Heidelberger Erklirung von 1884 wurde
das Ziel nicht mehr erwihnt.

Wie weit die Einsicht in die Fragwiirdigkeit der deutschen Parteien-

pluralitit gerade bei manchen Nationalliberalen ging, zeigt beispiel-
haft die Schrift des badischen Staatsministers der Reichsgriindungszeit

5) Friedrich Engels, Zur Kritik des Sozialdemokratischen Programment-

wurfs 1891, in: Neue Zeit 20, 1901/02.

6) Aus dem Aufruf der Fortschrillspartei zur Reichstagswahl vom 23.
Dezember 1876 nach der Wiedergabe bei Eugen Richter, Im alten Reichstag,
Erinnerungen. Berlin 1894, S, 163.

7) Zit. nach Hellmut Seler, Sybels Vorlesung iiber Politik und die Kon-
tinuitit des ,staatsbildenden” Liberalismus, in: HZ 187, 1959, S. 109. Vgl

wesen mehrere Beitrige von Theodor Schieder in seiner Auf
.Staat und Gesellschaft in unserer Zeit*, Miinchen 1958.
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Jolly, ,Der Reichstag und die deutschen Parteien” (1880) ®), die hier
reprisentativ fiir eine aus bitterer Erfahrung kommende Selbstkritik
nationalliberaler Politik und verfassungspolitischer Hoffnungen stehen

moge. g

Jolly erklirte scharf, ,daf fiir uus das sogemannte parlamentarische
Regierungssystem eine Ummoglichkeit ist“. Dafiir gab er vor allem
vier Griinde an:

1. Der monarchische Staat habe seine feste Tradition und erprobte
Praxis; er bediirfe der Unabhingigkeit von den Parteien, denen er
durch die Konstitution so weit entgegengekommen sei, wie es der
politischen Zweckmi@Bigkeit entspreche. Jolly sprach also damit die
bis in den Weltkrieg hinein weithin vorherrschende Uberzeugung aus,
daB die konstitutionelle Monarchie eine weise und bewihrte Verfas-
sung sei, durch die die Extreme der Revolution und der Restauration
vermieden wiirden.

2. Die Tatsache, ,daf wir viel .zu viele Parteien haben”, sei ,sdion
rein duferlidh betraditet”, ein Hindernis fiir die Parlamentarisierung.
Keine Partei habe Aussicht, die absolute Mehrheit zu erlangen; zu
einer Konzentration auf nur zwei groBe Parteien sei keine Aussicht
vorhanden. ,So wire das parlamentarisdie Regierungssystem bei ums
sofort zu Koalitionsministerien mit aller ilmen anhingenden Schwiche
und Korruption gendtigt.” Zudem seien iiber ein Drittel der Abgeord-
neten im Reichstag als ,Ultramontane”, Sozialdemokraten, Elsisser
und Polen dem Reiche grundsitzlich feindlich gesinnt. Wie aber sollte
im iibrigen Teil des Reichstags bei den Gegensitzen der liberalen und
konservativen Parteien eine stabile Regierung auf parlamentarischer
Basis moglich sein?

3. Diese Frage verschirfte sich fiir Jolly dadurch, daB er keine Par-
tei fiir wirklich .regierungsfdhig” hielt. Die Fortschrittspartei sei we-
gen ihres ,starren Prinzips* zur Fithrung der Geschifte ungeeignet.
Aber auch die Nationalliberalen seien trotz ihrer' Neigung, praktische
Kompromisse zu schlieBen, kaum in der Lage, eine kontinuierliche
Regierungspolitik durchzuhalten, weil die Partei sehr locker gefiigt und
nur durch ,Uberzeugungen” ®) zusammengehalten wiirde. Ein parla-
mentarisches Regierungssystem, wie Jolly es in GroBbritannien vor-
gebildet sah, brauche aber Disziplin und Fraktionszwang, wozu die
Nationalliberalen nicht in der Lage seien.

4. Schlieflich verbiete auch das Verhiltnis der in Frage kommenden
Parteien zueinander den vollen Parlamentarismus. ,Die Gegensitze
zwischen ihmen sind so sdarf, die Grundlagen, auf weldien sie rulien,
so versdiiedenartig, daf ein Wedisel des Regiments zwischen ilmen,
die Leitung des Staates abwediselud nads dieser oder jener Parteiridi-
tung wunvermeidlidt zur Verwirrung fithren miifite. Das parlamenta-
rische Regierungssystem setzt Parteien voraus, weldie grundsitzlich
nidht allzuweit auseinanderstehen und die einzelnen im Staatsleben
auftretenden Probleme im wesentlidien nadi dem gleidien Mafstab
beurteilen.” In Deutschland greife die Unterschiedlichkeit der Parteien
jedoch sehr viel tiefer. ,Sie gelien vou spezifisds verschiedenen
Gesiditspumnkten aus, und ihr eigentlidier Kampf gilt der Frage, weldse
allgemeine Norm das Staatsleben beherrschen soll. In dieser periodisch
2u wechseln, ist aber olmne Auflésung des Staates unmoglich.”

Jolly hat damit gewiB die am schwersten wiegenden Einwinde gegen
ein parlamentarisches Regierungssystem in Deutschland ausgesprochen,
und man wird sie schwerlich in ihrem Gewicht vermindern kénnen. In
dieser liberalen Kritik konnte eine starke Rechtfertigung fiir die Ver-
fassungsentscheidung Bismarcks gesehen werden. Jollys Argumente
lieBen und lassen sich auch nachtriglich kaum entkriften. Die ein-
zige Frage, die seinen Thesen entgegenzustellen wiire, ist die nach der
Dauerhaftigkeit eines solchen monarchischen Systems, dessen Regie-
rung iiber den Parteien faktisch mehr und mehr zu einer nicht offi-
ziellen Parteiregierung der Konservativen wurde. Wenn eine wachsende
Mehrheit im Reichstag entsprechend dem allgemeinen Zug der Willens-

8) Dr. Jolly, Der Reichstag und die Parteien. Berlin 1880, S. 155 ff.

9) Zur Kategorie der ,Uberzeugung® im deutschen Liberalismus wgl
}ggétels' %gﬂ?;m, Treitschke, Sein Welt- und Geschichtsbild. Géttingen
N ;

bildung im Volk sich gegen dies Regierungssystem mit seinen viel-
faltigen, nicht zuletzt sozialen Auswirkungen stellte, was blieb auf die
Dauer fiir ein anderer Weg iibrig als der zur Parlamentarisierung, so-
fern es nicht zu schweren inneren Spannungen und zu einem freiheits-
beugenden Gewaltregime kommen sollte, das dem Geist der konser-
vativen Beamtenherrschaft mit ihren liberal-rechtsstaatlichen Gewohn-
heiten nicht entsprach? Von da aus kann mit Recht, im Einklang mit
der liberalen Zeitkritik, gefragt werden, ob das Risiko einer parla-
mentarischen Verantwortlichkeit nicht von Anfang an hitte einge-
gangen werden konnen. GewiB war das junge deutsche Parteiensystem
dazu um 1870 noch nicht reif. Aber Reife wird durch praktische Be-
wihrung erworben, und angesichts der Aufgabe hitte — ruhige und
stabile Verhiltnisse vorausgesetzt — die Prinzipienstarrheit einer dann
unumginglichen Kompromifbereitschaft in den Staatsgeschiften wei-
chen kénnen. Diese Probe ist nicht gemacht worden.

Die Jollyschen Argumente gegen das parlamentarische System blie-
ben iiber die Nationalliberalen weit hinaus im Grunde maBgebend Fir
die Zeit bis 1914, soweit iiberhaupt noch iiber diese Frage nachgedacht
wurde. Die Eingewohnung in die gegebenen Verhiltnisse war stark,
und es gab scheinbar vordringlichere Angriffsflichen der bestehenden
Ordnung, in erster Linie die Wahlrechtsfragen in den Bundesstaaten,
vor allem in PreuBen. Selbst Friedrich Naumann ging nur zégernd an
die Forderung der Parlamentarisierung heran; und im Reichstag wurde
die Frage erst wieder wihrend der Daily Telegraph-Affare akut, ohne
daB sie danach aber bis zum Ausbruch des Weltkrieges vordringlich
auf der Tagesordnung gestanden hitte '°). Erst wihrend des Krieges,
in einer Situation, als Max Weber seine grofen Artikel in dieser
Sache schrieb 17), dringte die Parlamentarisierung nach vorn. Die lange
kaum gespiirte Spannung muBte nun geldst werden. Aber es wiire ein
Irrtum anzunehmen, daB dem eine starke Willensstrdmung im Volk
oder bei den Mehrheitsparteien zugrunde lag. Die Uberzeugung war
weit iiber die Rechtsparteien hinaus, mehr oder weniger bewuBt und
eingestanden, verbreitet, daB die konstitutionelle Monarchie Fiir
Deutschland bei der vorziiglichen Staats- und Verwaltungspraxis einer-
seits, der Vielzahl von Weltanschauungsparteien andererseits einem
parlamentarischen Regierungssystem vorzuziehen sei. Zwar ist schon
damals und dann in der nachtriglichen Betrachtung oft darauf hinge-
wiesen worden, daB trotz der von Max Weber festgestellten und be-
dauerten ,negativen” Rolle des Reichstags in der Verfassungswirklich-
keit alle Parteien sich im parlamentarischen Leben und in Wahlbiind-
nissen daran gewdhnt hatten, Abstriche von Prinzipien zu machen,
wenn es sich um greifbare politische Ziele oder um sachlich begriindete
Notwendigkeiten handelte. Aber das war doch nur begrenzt fiir die
Haltung der Parteien maBgebend geworden. Das konstitutionelle
System erforderte keine klaren Regierungs- oder Oppositionsverbin-
dungen, sondern konnte mit wechselnden Mehrheiten fiir die jeweils
anstehenden Gesetzesvorlagen arbeiten. Ja, Bismarck hatte sogar die
einzige groBe Partei, die einmal zu einer regierungsparteidhnlichen
Stellung aufgeriickt war und diese Stellung auch angestrebt hat, nim-
lich die Nationalliberalen der Reichsgriindungszeit, absichtlich zur
Seite gespielt, geschwiicht und ihre Spaltung betrieben. Die deutsche
Parteizersplitterung wurde nicht, wie z.B. in Frankreich, durch not-
wendige Verbindungen im parlamentarischen Betrieb zum Zwecke der
Regierungsbildung bis zu einem gewissen Grade unschiidlich gemacht,
sondern blieb voll bestehen, weil jede Partei in ihrer relativ machtlosen
Rolle immer wieder dazu verleitet wurde, die Unfehlbarkeit ihrer
politischen Weltanschauung zu behaupten. Das blieb auch bestehen,
als die Parteien allmahlich stirker mit Wirtschaftsinteressen durchsetzt
wurden, wenngleich dadurch die Peinlichkeit der Unterscheidung von
»Real”- und ,ldealfaktoren” zunechmend empfunden und angeprangert
wurde. Darin lag eine wichtige Voraussetzung der nur allmihlich wirk-
sam werdenden und nur zdgernd zugegebenen Tendenz zur Ent-
ideologisierung.

10) Dazu vgl. Werner Frauendienst, Demokratisierung des deutschen
Konstitutionalismus in der Zeit Wilhelms I, in: Zeitschrift fiir die gesamte
Staatswissenschaft 113, 1957, 5. 721 ff.

11) Neuesie Ausgabe: Max Weber, Gesammelte politische Schriften. 2. er-
weiterte Auflage. Mit einem Geleitwort von Theodor Heuss neu hrsg. von
Johannes Winckelmann. Tibingen 1958.
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Im Grunde litten alle Parteien vor 1914 mehr oder weniger an der
Frage des Revisionismus, die nicht allein die Sozialdemokraten betraf.
Das ergab sich,k aus der allgemeinen Diskrepanz von Ideologie und
Wirklichkeit, die iiberall dort am brennendsten war, wo weltanschau-
liche Prinzipien besonders hervortraten. Die Sozialisten waren am
stirksten davon betroffen; denn ihre politische Ideologie war nicht nur
die jiingste, sondern auch die systemvollendetste und am meisten zur
orthodoxen Rechtgliubigkeit verpflichtende. Die Konservativen hitten
an sich kaum weniger von der Not des Revisionismus erfaBt sein
miissen. Doch wirkte dem die Tatsache entgegen, daB sie in der theo-
retisch ,iiber den Parteien” stehenden, tatsichlich aber immer reiner
konservativ bestimmten ,Beamtenherrschaft” ihre Bestitigung in der
Wirklichkeit fanden und dementsprechend meinten, gegeniiber der
Demokratie die Augen verschlieBen zu kdnnen; sie erschien ihnen ver-
meidbar und war doch unvermeidlich. Im Gegensatz zur konservativen
Beharrung regte sich bei den Liberalen aller Richtungen um die Jahr-
hundertwende vielfach neues Leben mit ausgeprigt .revisiomistischer®
Tendenz. Es mag dafiir geniigen an Friedrich Naumann oder an die
Jungliberalen zu erinnern. Am meisten begriindete Selbstsicherheit be-
wies inmitten dieser Unruhe das Zentrum, das lingst seinen eintrig-
lichen Frieden mit Reich und Staat geschlossen hatte, so daB Friedrich
Naumann 1910 von einem ,kouservativ-klerikalen Staat® sprechen
konnte %), Gleichwohl besaB das Zentrum eine so breite volkstiimliche
Basis, nicht zuletzt in der Arbeiterschaft, daB es schon vor dem Welt-
krieg durchaus auch fiir eine mégliche demokratische Entwicklung pra-
disponiert war.

Eine entscheidende Wandlung des deutschen Parteiensystems wurde
durch die revisionistische und reformerische Bewegtheit der Jahre nach
der Jahrhundertwende nicht herbeigefithrt, wenn wir von einer gewissen
Konsolidierung und Zusammenfassung der Krifte im linken Liberalis-
mus absehen. Schlecht und recht schienen sich das Reich und die Staaten
auf die Parteien und diese wiederum auf die Reichs- und Staatsver-
fassungen eingestellt zu haben. Darin war allerdings die Gefahr einge-
schlossen, daB bei solcher Eingewshnung allzusehr die notwendige Elas-
tizitit verlorenging und durch die Erstarrung der Verfassung neue
«Bewegung”, auch auBerhalb der Parteien, provoziert wurde.

Wenn sich trotz allem, was dagegen wirkte, der Gedanke der Parla-
mentarisierung im Jahrzehnt vor dem Weltkrieg mehr latent als offen
vorbereitete, so daB er dann in der zweiten Halfte des Krieges sich fast
wie von selbst durchsetzen konnte, so waren dafiir vor allem zwei
Griinde maBgebend: -

1. Die reine ,Beamtenherrsdiaft” war in der politischen Wirklich-
keit nur noch z. T. Regierung und Verwaltung .iiber den Parteien”,
da sie seit der Wende von 1878/79 und verstirkt seit dem Beginn
Wilhelms I1. durch das am scharfsten von Max Weber formulierte
Axiom bestimmt war, ,dafl jede Regierung und ihre Vertreter natur-
notwendig konservativ' sein miiflten, einige Konzessionen an die Patro-
nage der preuflischen Bowrgeoisie und des Zentrums in den Kauf neh-
mend, Dies und gar midits anderes bedeutet bei uns die ,Uberpartei-
lichkeit' der Beamtenherrsdiaft.“ '®) Je mehr nun in PreuBen und im
Reich dieses konservative System sich antidemokratisch und antiparla-
mentarisch verhirtete, um so mehr wurde eine Stimmung gegen diese
unzeitgemiBe Riickwendung bei allen Parteien links von den beiden
konservativen Parteien herausgefordert. Diese Stimmung war nicht nur
bei den Abgeordneten, sondern auch im Volk weit verbreitet, mochte
sie auch durch das gewohnte TreuebewuBtsein gegeniiber der Monarchie,
in der es von altersher ,sauber zugegangen war, weit bis in die Sozial-
demokratie hinein immer wieder iiberdeckt werden. Doch dies traditio-
nelle BewuBtsein, auf das sich Kaiser Wilhelm II. noch in den ersten
Novembertagen 1918 allzu leichtfertig verlieB, konnte auf die Dauer
nicht mehr als wirksames Gegengewicht gegen die demokratische Stro-
mung angesehen werden. Die Ergebnisse der Reichstagswahlen gaben
ein beredtes Zeugnis dafiir ab. Hirteren Belastungsproben konnte der
monarchische Bundesstaat nur dann noch gewachsen sein, wenn er den

—

12) Friedrich Naumann, Die politischen Parteien. Berlin 1910, S. 76.
13) Max Weber, a.a. 0., S. 351.

Die Reichsprisidentenwahl 1932

=i w:
s
--------- £
................... -
e TC—— 20
SNSRI, = ;5I
_______________ 2
5
a

Hrtior Winter
Dunstertery Tslimanr

%y Thaimant L
Verteilung der Stimmanteile nach den :

Verteilung der giiltigen Stimmen in % . E
1
Wahlberechigten in %

. 2.
Wanigang

politischen und sozialen Bewegungen gegeniiber elastisch blieb, nicht
aber, wenn er sich im Sinne der Konservativen prinzipiell und verichtlich
der Demokratie gegeniiber verschloB. In diesem Zusammenhang stand
die Parlaméntarisierung.

2. Die Sozialdemokraten hatten sich seit 1890 ') immer mehr zu
ciner Partei entwickelt, die trotz offizieller Beibehaltung ihrer revolu-
tiondren Prinzipien faktisch Kompromisse oder taktisches Zusammen-
gehen mit anderen Parteien, z. B. bei Wahlbiindnissen oder in den kom-
munalen Vertretungskdrperschaften, nicht mehr scheute und damit,
eigene Hemmungen allméhlich iiberwindend, der Arbeit in den Parla-
menten praktisch und theoretisch ein immer groBer werdendes Interesse
entgegenbrachte. Damit wurde lingst vor dem Weltkrieg die seit 1917
offene Bemithung um die Parlamentarisierung der Verfassung vorbe-
reitet.

So ist es verstindlich, daB in der Krise des zu Ende gehenden Welt-
krieges die Parlamentarisierung gewissermafBen ,von selbst® kam, wie
es Friedrich v. Payer einmal ausgedriickt hat. Das alte Ziel der Libe-
ralen ging nun seiner Verwirklichung entgegen, weil die starre Poli-
tik PreuBens und des Reichs unter Wilhelm II. in eine Sackgasse ge-
fiithrt hatte, weil die sozialdemokratische Massenpartei sich der parla-
mentarischen Demokratie zuwendete, weil im Liberalismus beider Rich-
tungen sich neue Krifte regten und weil das Zentrum keineswegs, wie

14) Aus dem Schrifttum der letzten Zeit sei vor allem hingewiesen auf

Gerhard A. Ritter, Die Arbeiter im Wilhelminischen Reich. Die

nSozilaslg;moknﬁs(ha Partei und die Freien Gewerkschaften 1890—1900. Ber-
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Naumann mit seiner Parole ,Von Bebel bis Bassermann® meinte, mit
den Konservativen zuriickzubleiben brauchte, sondern gute Voraus-
setzungen dazu entwickelt hatte, sich der demokratischen Strémung an-
zuschlieBen. Es muf aber noch einmal betont werden, daB Zentrum
und Sozialdemokratie nach wie vor auch andere Tendenzen in sich tru-
gen, konservative auf der einen, revolutionire auf der anderen Seite, daB
es also eigentlich nur die Linksliberalen waren, denen das Ziel voll-
kommen eignete; und selbst diese waren lange Zeit im Kampf darum
erlahmt gewesen.

Gemessen an der Geschichte und Struktur des deutschen Parteien-
systems war es ein Wagnis und eine zukunftsverheifende Leistung,
daB sich im Jahre 1917 drei — oder vier, wenn die Nationalliberalen
hinzugerechnet werden — groBe Parteien, deren ideologische Richtun-
gen sich gegenseitig ausschlossen, zum groflen verfassungspolitischen
Kompromif zusammenfanden %), indem sie schlieBlich in der Verfas-
#sung von Weimar alle ein wenig von ihren eigenen Wiinschen durch-
setzten, aber doch auch alle etwas von ihrer ,Unfehlbarkeit” aufgaben,
um das gemeinsame Ziel zu erreichen. Das Ziel war der neue demokra-
tische Staat, der von einer breiten Majoritit getragene Parteienstaat.
Die Wahler gaben dem Kompromifl der , Weimarer Koalition® in den
Wahlen zur Nationalversammlung im Januar 1919 eine Dreiviertel-
mehrheit, die sich auf vier Fiinftel erhdht, wenn Stresemanns Deut-
sche Volkspartei noch hinzugezahlt wird. Darin lag viel Hoffnung fiir
die Zukunft. Es konnte mit Recht gefragt werden, ob es nicht méglich
sein wiirde, das abseits stehende Fiinftel links und rechts der grofen
tragenden Mitte wenn nicht aufzusaugen, so doch in einfluBloser Rand-
lage zu belassen. Die Erwartung war nicht unbegriindet, daf die plotz-
lich eingetretene volle Verantwortung der maBigebenden Parteien fiir
den Staat wiirde durchgehalten werden kénnen, nicht im Sinne der
spiter viel berufenen Mediatisierung des Staates durch die Parteien,
sondern durch Hineinwachsen der Parteien in die Staatspolitik. In der
Tat war ein staatsbiirgerliches BewuBtsein der drei oder vier Mehrheits-
parteien im Jahre 1919 so lebendig. daB diese Hoffnung nahelag.
Schwung und Zuversicht haben den Griindern der deutschen Demokra-
tie 1919 nicht gefehlt.

Aber dieser Schwung reichte doch nicht aus; er wurde sowohl durch
die widrigen Umstinde im Gefolge der Niederlage wie auch durch die
traditionelle Belastung der Parteien selbst gehemmt; denn diese blieben
doch trotz aller Einschrinkungen Weltanschauungsparteien mit Uber-
zeugungen und Interessen, die sie voneinander trennten, und sie waren
in ihrer bisherigen Geschichte und durch ihre bisherige Fithrerauslese
nicht geniigend auf den grofen Umschwung vorbereitet, in dem sie den
demokratischen Parteienstaat gewinnen, aber auch verspielen konnten.
Vor allem aber standen auBerhalb ihres grofen Kompromisses drei
wichtige, unter den schweren Belastungen der Niederlage kaum ein-
schmelzbare Richtungen mit starkem AusschlieBlichkeitsanspruch und
dem SelbstbewuBtsein der iiber die parlamentarische Demokratie hin-
ausweisenden ,Bewegung®. Dazu gehdrten in erster Linie die revolutio-
niren Sozialisten, die sich links von der Sozialdemokratie und z. T.
auch schon links von den Unabhiingigen Sozialdemokraten ihre neue
Organisation suchten und sie schlieBlich im Anschluf an die Dritte
Internationale zu finden meinten, soweit sie nicht zur Sozialdemokratie
zuriickkehrten und dort den linken Fliigel verstirkten, in dem der Klas-
senkampf vor den staatspolitischen Kompromif gesetzt wurde. Ferner
zihlten hierzu die restaurativ gesinnten Anhinger des gescheiterten,
aber angeblich ,.verratenen” und ,unbesiegten” Kaiserreichs. Nachdem
der erste Schock iiberwunden war, besannen sie sich auf ihre iiberdau-
ernden Werte und erklirten die alte Staatsform als der Demokratie
ausdriicklich iiberlegen, so daB sie das vergangene Leitbild in die Zu-
kunft projizierten. Der Ubergang von dieser schwarz-weifi-roten Be-
kenntnisgemeinschaft zu der letzten Richtung, der nationalrevolutio-
ndren, war flieBend. Doch miissen sie beide schon zu Beginn der Wei-
marer Republik unterschieden werden. Diejenigen, die Franz Schau-
wecker aussprechen lieB: , Wir haben das Zutrauen zu friiheren Zeiten

1 Der Interfraktionelle AusschuB 1917/18 (Quellen zur Geschichte

Vgl 4
des uﬁmeﬁtaﬁmus und der politischen Parteien, Reihe 1). Bearbeitet von
Erich Matthias und Rudolf Morsey. 2 Bde, Diisseldorf.1959.

verloren® oder ,Wir mufiten den Krieg verlieren, um die Nation zu
gewinnen” '), waren die sich politisch heimatlos fithlende national-
revolutioniire Rechte, die die ,Reaktion” ebenso verachtete wie sie die
Demokraten und Sozialisten haBte. Bei ihr begann die ,komuservative
Revolution” zu giren. Sie sammelte sich unter allerlei vilkischen Sym-
bolen, um dann spiter entweder in biindischen Formen doch zum be-
stehenden Staat zu finden oder sich dem Nationalsozialismus zu ver-
schreiben, ungerechnet die radikalen Einzelgéinger, die stets abseits
blieben.

Zwar entsprachen diese drei Richtungen nicht genau den Parteien,
die sie vor allem zu vertreten schienen, den Kommunisten (bis 1920
auch z. T. den Unabhingigen Sozialdemokraten), den Deutschnatio-
nalen und den Nationalsozialisten, da sie auch in die staatstragenden
Parteien hineinwirkten oder ihre Anhinger auferhalb der Parteien be-
saBen. Doch waren diese republikfeindlichen Ideologien oder Stimmun-
gen immerhin in den drei genannten Parteien vorwiegend ausgeprigt
und dort am wenigsten durch Zugestindnisse abgeschwicht. Diese drei
Parteien erhielten bei den Wahlen in Prozent aller abgegebenen Stim-
men (1919 und 1920 noch mit USPD und ohne NSDAP)

1919 18 1924 33 1932 58
1920 34 1928 28 1932 59
1924 39 1930 38 1933 64

Dieser negativen, 1924—1928 nur schwach unterbrochenen Kurve
kann das Korrelat des Abstiegs der drei Parteien des parlamentarischen
Kompromisses von 1917—1919 entgegengestellt werden. SPD, Zen-
trum und Deutsch-Demokraten erhielten in Prozent der abgegebenen
Stimmen (1919 noch einschlieBlich der bayerischen Zentrumsstimmen;
von 1920 an war die Bayerische Volkspartei abgespalten; sie kann
dem Zentrum nicht ohne weiteres zugezidhlt werden; ihr Anteil lag
ziemlich gleichbleibend zwischen 3 und 4 Prozent)

1919 76 1924 46 1932 35
1920 44 1928 47 1932 33
1924 40 1930 40 1933 30

Aus diesen Ziffern allein laft sich ablesen, daB der grofie Versuch
des staatspolitischen Parteienkompromisses bereits im Jahre 1920 ge-
scheitert war. Die Weimarer Koalition war mit den Wahlen vom Juni
1920 zu Ende gegangen. Sie wurde unter Wirth nur kurze Zeit noch
einmal wiederholt. Von 1920 an waren Regierungsbildungen mit siche-
rer parlamentarischer Mehrheit nur noch mit Hilfe von mindestens
vier Parteien méglich. Es lag nahe, die zeitweise schon 1917 im Inter-
fraktionellen AusschuB des Reichtstags hergestellte Verbindung von
den Sozialdemokraten bis zu den Nationalliberalen, nunmehr der Deut-
schen Volkspartei, zu wiederholen und damit in einer ,GroBen Koali-
tion” alles zusammenzufassen, was im staatsbejahenden Sinne gegen
das demokratiefeindliche gute Drittel zuziiglich einiger ‘wenig einfii-
gungswilliger Splitterparteien einzusetzen war. Doch war das bereits .
eine Uberspannung, die nicht durchgehalten werden konnte, weil der
rechtsliberale und der sozialistische Fliigel dieser Koalition sowohl aus
ideologischen wie vor allem aus sozial- und wirtschaftspolitischen Griin-
den nicht zusammengehalten werden konnte. Die Republik von Wei-
mar hat vom Juni 1920 an keine sicher tragfihige parlamentarische
Mehrheit fiir eine stabile Regierung mehr besessen. Da es keinen ver-
fassungsrechtlichen Schutz gegen den beliebig erzwingbaren Sturz der
Regierung durch parlamentarisches MiBtrauensvotum gab, lebten die
Kabinette stets nur kurze Zeit, und nach dem immer neuen ,Kuhhan-
del” der Parteien folgte eine Regierungskrise auf die andere. Wenn es
keine Ansitze zur Vereinfachung des Partejensystems gab, dann be- .
stand auch kaum Aussicht darauf, daB ein Verfassungswandel zugun-
sten eines besser funktionierenden Parteienstaates eintreten konnte.
Die innere Krise des Kaiserreichs war in der Not des Weltkrieges
offen zutage getreten. Damals hatte sich die Rettung durch das parla-
mentarische System angeboten. Doch geriet dies dann seinerseits bereits
1920 in seine mehr oder weniger offene Dauerkrise. War es nicht aus
eigener Kraft zur Regeneration fihig, so konnte es einer ernsthaften

: 16) Franz Sdléuwecker. Aufbruch der Nation. Berlin 1929, S. 380, 382.
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Gefahrdung ebensowenig gewachsen sein wie das monarchische Reich
im Jahre 1917/18. Woher sollte dann die Rettung kommen? Die drei
oben bezeichneten Richtungen der linken oder rechten Revolution so-
wie der konservativen Restauration boten sich dafiir an. Aber auch in
der Verfassung selbst lag die Méglichkeit der Hilfestellung durch eine
voriibergehende Verlagerung des Schwergewichts von den Parteien auf
den Reichsprisidenten. Die Entscheidungssituation war im Mirz 1930
und deutlicher noch nach den Septemberwahlen von 1930 gekommen.

Das unter solchen Bedingungen im Mirz 1930 eintretende Ende des
Parteienstaates ist bekanntlich durch die Ubertragung der Klassen-
kampffront auf die Fliigelparteien der die Reichsregierung bildenden Koa-
lition in der fortschreitenden Wirtschaftskrise herbeigefithrt worden.
Die desintegrierenden Parteistandpunkte, vor allem bei der Deutschen
Volkspartei und den Sozialdemokraten, hatten sich endgiiltig stirker
gezeigt als die in der Stunde der Gefahr von vielen, besonders von
Heinrich Briining, beschworene Pflicht zum Zuriickstellen des Trennen-
den um der Rettung des Staates willen. So wie die kaiserliche Innen-
politik 1917/18 im Zeichen der Vaterlandspartei auf eine schmale kon-
servativ-rechtsliberale Basis reduziert worden war, so schrumpfte 1930
die sichere Plattform des Staates im wesentlichen auf die zwei Mittelpar-
teien der ehemaligen Weimarer Koalition zusammen. In dieser Reduk-
tion kam zum Ausdruck, daB endgiiltig nicht gelungen war, was 1919
auf der Tagesordnung gestanden hatte: die Sozialdemokratie zur be-
stimmenden, linksdemokratischen Staats- und Volkspartei zu machen.
Weder hatten es die Fithrer und Funktionire der Partei selbst vermodht,
diese auf lange Sicht wahrscheinlich unaufhaltsame Entwicklung in die
Hand zu nehmen, so daB sie zwischen ,Staatspartei und ,Klassen-
kampfpartei” hin- und hergerissen wurden, noch wurde den ,Roten™
von der biirgerlichen Rechten, die in der Biirokratie und im Heer nach
wie vor vorherrschte, zugestanden, daf sie als aufbauwillige politische
Partner auf die Dauer in Betracht kommen durften. Wohl hatte die
Eingliederung des Arbeiters in die Nation ebenso Fortschritte gemacht
wie das Hineinwachsen der Sozialdemokratie in den Staat, aber die
Feinde dieses Prozesses innerhalb und auBerhalb der Partei waren zwi-
schen 1920 und 1930 stets so stark, daf diese Entwicklung immer wie-
der verdichtigt und bekdmpft wurde.

Nicht minder verhidngnisvoll fiir die Parteiendemokratie war der
Schwund derjenigen Partei, die allein von Haus aus ohne innere Vor-~
behalte stets die Parlamentarisierung der Reichsverfassung bejaht hatte:
der Linksliberalen, die sich 1918 folgerichtig als Demokraten bezeichnet
hatten und 1930 die Entscheidungsstunde der deutschen Demokratie
dadurch zu deuten versuchten, daf sie sich ,Staatspartei nannten. Von
1919 bis 1930 waren sie von 5,6 auf 1,3 Millionen Stimmen, von 18,6
auf 3,8 Prozent des Stimmenanteils und von 75 auf 20 Reichstagsman-
date zuriickgegangen. AuBerdem war die Deutsche Volkspartei fast
unmittelbar nach dem Tode Stresemanns im Herbst 1929 nach rechts
abgeschwenkt, ohne sich freilich damit retten zu kénnen. Denn auch sie
lag 1930 nur noch unwesentlich iiber der Stirke der demokratischen
»Staatspartei”. Das Absterben des Liberalismus, soweit er in politischen
Parteien in Erscheinung trat, war wihrend der zwanziger Jahre fort-
gesetzt im Gange und 1932 so gut wie vollendet. Denn beide Parteien
konnten in diesem Jahr nur noch 2 bis 3 Prozent der Wihlerstimmen
auf sich vereinigen. i

Da seit 1920 die Weimarer Koalition kaum noch méglich war und
andere Mehrheitsbildungen, in denen die Sozialdemokraten einge-
schlossen waren, bei dem nun einmal bestehenden Gegensatz zwischen
»Marxisten und ,Biirgerlichen” rechts vom Zentrum Uberdehnungen
waren, gewann seit 1920 und mehr noch seit 1924 die grofe Rechts-
partei der Deutschnationalen entscheidende Bedeutung. Sie verdoppelte
ihren Anteil zwischen 1919 und der Dezemberwahl von 1924 von 10.3
auf 20,5 Prozent. Beharrte sie auf ihrer scharf antirepublikanischen
Einstellung, so wurde sie damit zu einer schweren, auf die Dauer kaum
ertriglichen Belastung fiir den demokratischen Parteienstaat. Wurde
sie aber koalitions- und damit kompromiBwillig, dann war viel ge-
wonnen, und sie konnte womdglich neben dem katholischen Zentrum
zZu einer grofen demokratisch-konservativen Partei werden, mochten
ihre ilteren Anhiinger und eine Weile auch ihr Programm noch so sehr

an alten Leitbildern der konstitutionellen Monarchie orientiert bleiben.
Ob es gelingen konnte, die vor 1918 staatstragende Rechte, die mehr
war als nur die Nachfolgerin der alten Konservativen, auf den Boden
des neuen Staates hiniiberzuziehen, darin lag in der Mitte der zwan-
ziger Jahre — neben dem Wandel der Sozialdemokratie zur ,Staats-
partei” — die innerpolitische Lebensfrage fiir die Weimarer Republik.
In der Tat ist dieser Weg, freilich unter Hemmungen und Hindernissen,
halbwillig oder gar widerwillig, zwischen 1924 und 1928 eingeschlagen
worden. Als diese Entwicklung 1928 jedoch durch Hugenberg abge-
schnitten wurde, da erwies sich die Parteispaltung als unvermeidlich.
Die sich trennenden Volkskonservativen konnten sich zwar in den
Wahlen von 1930 nur schwach und spiter iiberhaupt nicht mehr be-
haupten, aber auch Hugenberg vermochte seit 1930 die Stirke der
alten Deutschnationalen Volkspartei vor der Spaltung nie wieder zu
erreichen. Sie blieb bis zum Ende stets nur etwa halb so stark wie in
der Mitte der zwanziger Jahre. Nur um den Preis dieser Halbierung
rettete Hugenberg die Linientreue der .nationalen Opposition® mit
ihrer Feindschaft gegen die Demokratie, zu der fortan keine Briicke
mehr fiihren sollte. Von 1930 an ist es daher wieder zulissig, die
Deutschnationalen unter dem Gesichtspunkt der unbedingten Republik-
feindschaft mit Nationalisten und Kommunisten zusammenzuschen,
wihrend die oben wiedergegebenen Ziffern dieser politischen Negation
des Staates von Weimar fiir die zweiten Wahlen von 1924 und die von
1928 nur bedingt Giiltigkeit haben.

Der Mirz 1930 bedeutet nicht nur deswegen das eigentliche Ende
des pluralistischen Parteienstaates, weil die Parteien, auf die es ankam,
sich inmitten der wachsenden Krise der Wirtschaft und der Staatsfinan-
zen, in der schnell gehandelt werden muBte, selbst ausgeschaltet hatten.
Der 30. Mirz ist vielmehr auch deswegen als Endtermin des Parteien-
staates der bisherigen Art anzusehen, weil mit dem Versuch einer Pri-
sidentschaftsrepublik begonnen wurde, sei es nur im Sinne der Uber-
briickung einer Notlage, sei es mit der Absicht, die Verfassung zu ge-
gebener Zeit zu revidieren. Derselbe Briining, der im Februar und Marz
offenbar ehrlich und unermiidlich bis zum Schluf darum bemiiht gewe-
sen ist, die Koalition am Leben zu erhalten und die auseinanderstre-
benden Fliigel zu einigen, verband sich nun als Kanzler mit denen, die
die starke Stellung des Reichsprisidenten fiir die Bildung eines ,Staa-
tes iiber den Parteien” einzusetzen gedachten. Als Kanzler war Briining
von vornherein dazu entschlossen, diesen Weg zu beschreiten und keine
Riicksicht auf die Parteien mehr zu nehmen, sofern sie sich seiner ,sach-
lich“ begriindeten Politik der ,Sanierung® widersetzten. Dabei wollte
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er gemiB dem Willen Hindenburgs seine Basis so weit nach rechts er-
weitern, wie es im Sinne einer .konservativen Demokratie” mit Par-
teien, aber unter verfassungsrechtlich zulissigen Sicherungen gegen
parteipolitische Desintegration des Staates moglich war. Da Hugenberg
versagte, blieb diese ,volkskonservative® Basis jedoch schmal. Und
indem Briining nach dem Willen Hindenburgs und seiner Umgebung
einen Kompromiff mitdenSozialdemokraten nicht nur nicht suchte, sondern
von vornherein ablehnte, schnitt er sich den Weg zur Parteiendemokra-
tie, die er nach seinen Erfahrungen vom Frithjahr 1930 in der fort-
schreitenden Krise nicht mehr fiir funktionsfihig hielt, bewufit ab. Er
lieB es zum Konflikt mit dem Reichstag kommen und war dann, als
dieser Reichstag die Notverordnung abgelehnt hatte, zur Auflésung
gezwungen, wenn er seinerseits nicht nachgeben wollte. Sicherlich
darf auch nachtriglich der damals von der Sozialdemokratischen Partei
vertretenen These zugestimmt werden, dab ein Eingehen auf ihre Sanie-
fungsvorschlige mdglich, daB Briinings Versuch also nicht der allein
‘denkbare und darum mit dem Staatsnotstand zu begriindende gewesen
wiare. Aber Briining war in reiner Sachlichkeit, wie er sie auffaBte, von
der Notwendigkeit seiner Wirtschaftspolitik iiberzeugt und glaubte dar-
iber hinaus auf Grund seiner Herkunft und seiner Erfahrungen, daf
‘es nicht nur darum ging, die von ihm fiir unerlaBlich gehaltene Not-
verordnung durchzusetzen, sondern die Grenzen des von den Parteien
‘unabhiingigen Staates wieder so weit vorzustecken, wie es ihm durch
die Erfordernisse einer von den innerpolitischen Spannungen méglichst
freien Regierungs- und Verwaltungspraxis geboten erschien. Briining
hatte sich wirtschafts- und verfassungspolitisch fiir einen Kurs entschie-
den, der, koste es, was es wolle, angenommen werden muBte, widrigen-
falls aber erzwungen werden sollte.

#Nidit um Parlamentsrecdst, sondern um Parlamentspflidit, nidit wm
Volksredit gegen Diktatur, sondern um Volkswohl gegen riidksiditslose
Parteiherrschaft” gehe der Kampf Briinings, so betonte Prilat Kaas auf
der SchluBsitzung der Reichstagsfraktion des Zentrums nach der Auf-
16sung des Hauses. Briining selbst aber faBte seinen Kurs in dem Satz
zusammen: , Eines nur ist notwendig: mdsr die Parteien diirfen fithrend
sein, sondern das Kabinert™ 7).

Die Reichstagswahlen vom 14. September 1930 setzten eindeutiger
noch als der 27. Midrz den SchluBstrich unter die Krise des Par-
teienstaates. Nun war erschreckend deutlich geworden, daf die Bewe-
gung’ gegen das parlamentarisch-demokratische System im Volk rasch
zunahm und daf wachsende Massen — wenn auch nicht einheitlich —
antidemokratischen Verfassungsvorbildern anhingen. Wenn zwei Fiinf-
tel der Reichstagsabgeordneten zu den betont verfassungsfeindlichen
Parteien gehdrten und die iibrigen drei Fiinftel hoffnungslos zerrissen
waren, weil Hindenburg und Briining keine Koalition mit der Sozial-
demokratie wiinschten und eine Mehrheitsregierung mit dieser auch
kaum noch méglich zu sein schien, so war der neue Reichstag noch
weniger arbeitsfihig, als es der von 1928 mit seinen verhiltnismiafig
giinstigen Proportionen immerhin noch gewesen war.

In dieser Lage gab es fiir die verfassungsfreundlichen Parteien im
Grunde nur zwei Wege: entweder sich Briinings Notverordnungspolitik
tolerierend zu fiigen und damit fiir eine Ulbergangszeit wenigstens den
Parteienstaat zugunsten der Prisidentschaftspolitik zuriicktreten zu
lassen oder im Parlament selbst zu einer Art interfraktioneller Notge-
meinschaft vorzustoBen, die von den Volkskonservativen bis zu den
Sozialdemokraten hiitte reichen miissen, um das Gesetz des Handelns
einem seiner staatspolitischen Verantwortung bewuBten Reichstag zu-
riickzugewinnen. Briining selbst deutete diesen zweiten Weg am 13.
Oktober 1931 in seiner Regierungserklirung '®) an, als er bedauerte,
daB in der Krise, in der nur ein Ausweg dem Vaterland niitzlich sein
kdnne, sich nicht eine Regierung aller verantwortungsbewuften Par-
teien bilden lasse. Da dies nicht méglich sei, habe er sich dazu ent-
chlieBen miissen, eine Regierung zu bilden, die noch unabhéngiger von
den Parteien sei als die bisherige. In der Tat war offenbar der Weg
ciner demokratischen Allparteienregierung unter den gegebenen Be-

’&mwwmmm 1930 und Nr. 384 B, 30. Juli
18) Jahrbuch des offentlichen Rechts der Gegenwart 21, 1933/34, S. 159,

dingungen irreal, und er ist auch gar nicht ernsthaft versucht worden,
Die vielfiltigen Versuche aber zur ,staatsbiirgerlichen” Sammlung der
Mitte und der gemiBigten Rechten, die angesichts des Schwundes und
der Zersplitterung dieser Parteien sich aufdringten, scheiterten alle,
Prinzipientreue, Selbstiiberschitzung und Beharrungsvermdgen der Pap-
teiapparate haben diese liberalen, konservativen und berufsstindischen
Kleinparteien im wortlichen Sinne zu Todc gehetzt.

So blieb statt mutiger Selbstiiberwindung zur Rettung des Parlamen-
tarismus nur das Stillhalten gegeniiber dem Kabinett Briining iibrigs
Dabei war véllig offen, wohin dies Stillhalten fithren sollte. Eine Wie=
derkehr des parlamentarischen Systems Wurde zwar von vielen erhoffg, .
doch bestand dazu in Wirklichkeit nur geringe Aussicht inmitten der
fortschreitenden Vertrauenskrise. Wahrscheinlicher war, daff der tat-
sachliche Verfassungswandel eines Tages auch zu einer Anderung des
Verfassungsrechts wiirde fithren miissen. Briinings Neigung ging gewiis
in eine solche Richtung, wenn auch derartige Erwiigungen noch ganz
hinter den unmittelbar vordringlichen Aufgaben zuriicktraten.

Sicherlich stand hinter seinen MaPBnahmen, die der Not des Augen-
blicks entsprachen, auf lingere Sicht mehr als nur die auf die unmittel-
bar dringende Lage reagierende Sanierungsabsicht. Grundsitzlich lag
Briinings Vorgehen das noch nicht konkretisierte Ziel, den Gegensatz
zwischen dem altgewohnten ,Staat iiber den Parteien” und dem bisher
schlecht eingefithrten Staat durch die Parteien in einer neuen Verfas-
sungslsung “aufzuheben und damit ohne Beseitigung der demokrati-
schen Grundlagen die verlorene Stabilitat und Autoritit wieder zu er-
ringen. Doch gewann dies noch keine Gestalt, und warum hitte Briining
auch seine Schwierigkeiten noch vergroBern sollen, in denen er sih
ohnehin befand. Es konnte ihm nichts daran liegen, Verfassungskon-
flikte heraufzubeschwéren in einer Lage, in der er froh sein muBte, mit
seiner ,parlamentarisch tolerierten Prisidialregierung” *%) schlecht und
recht die Krise zu bestehen. Diese Absicht des einfachen Durchhaltens
und erst recht die vielleicht spiter sich ergebenden verfassungspoliti-
schen Moglichkeiten wurden durch seinen Sturz- abgeschnitten.

|

Die Rolle der Parteien des demokratischen Parteienstaates war nach
diesem verhidngnisvollen Ereignis noch stirker als vorher herabgemin-
dert, nicht nur deswegen, weil sie in der nun beginnenden ,Prisidial-
regierung” tatsichlich fast vollig ausgeschaltet waren, sondern weil aufs
ganze gesehen inmitten eines vielstimmigen Sirenengesanges vom Ende
oder von der Dimmerung der Parteien keinerlei groBe Politik mehr von

~ den Parteien des zu Ende gehenden Weimarer Staates versucht wordcn

ist. Fine Riidkehr zur parteienstaatlichen Normalitit der Jahre Twi-
schen 1919 und 1930 war auf keinen Fall zu erwarten. Sollte die Aus-
lieferung des Staates an Hitler vermieden werden, dann bedurfte es auf
lingere Sicht grundlegender Verfassungsreformen und einer Wandlung
der deutschen Parteienstruktur. Zu dieser Problematik ist damals mf
und z. T. Vorwirtsweisendes vor allem in den Kreisen gesagt worden,’
denen es um die ,Existenz grofler, gesunder Staatsparteien” *°) oder —
beides deckte sich weitgehend — um ,Sammlung” ging. Von einer sol=
chen ,staatsbiirgerlichen Gesinnung her, die an die Weimarer Ver-
fassung ankniipfen, sie aber reformieren wollte, muBten eigentlich

altere liberale und konservative Prinzipien einer neuen, gewandeltm
Wirklichkeit zum Opfer fallen. Das wurde weithin eingesehen, und es .
war ein verheiBungsvolles Zeichen, daB nicht nur eine militarihnliche, aus

der Freikorpszeit stammende und politisch geformte Organisation wie

der ]ungdeutsd:e Orden, dessen Fithrer Mahraun gegen den Partci-;
ismus“ gekimpft hatte?'), sondern auch Biinde der Jugendbewegung

aus bisher geiibter Distanz oder ,konservativ revolutiondrer” Abnei-
gung gegeniiber der Demokratie zum ,Staatsbiirgertum” eines deut-

schen Staates strebten, der weder durch .Parteienpluralismus® und

19) Friedrich Stampfer, Die ersten 14 Jahre der Deutschen Repubiik.
Offenbach 1947, S. 580. :

20) Friedrich Meinecke, Politische Schriften und Reden, hrsg. und einge- .__J
leitet von Georg Kotowski. Darmstadt 1958, S, 437. Vgl hierzu Waldemar
Besson, Friedrich Meinedke und die Weimarer Republik, in: Viarteljaﬂut
hefte f. Zeitgesch. 7, 1959, S. 113 ff. s

21) Vgl. Klaus Hornung, Der Jungdeulsche Orden (Beitrdige zur
w des Parlamentarismus und der politischen Parteien 14).
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JParlamentsabsolutismus® zersetzt, noch durch eine Nationalrevolution
zum Terror einer Fithrerherrschaft mit Einparteiorganisation gebracht
werden sollte.

Wenn Hans Zehrer in dem erwihnten Aufsatz iiber das Ende der
Parteien 1932 das biindische Prinzip der Zukunft den vergehenden Par-
teien des sterbenden ,liberalistischen” Zeitalters entgegensetzte, so war
das nicht zuletzt deswegen eine fragwiirdige Behauptung, weil gerade
aus den Biinden vielfiltig, wenn auch oft mit gewisser Reserve, dem
Staat und seinen Parteien neue Bereitschaft entgegengebracht wurde.
Bezeichnenderweise handelt es sich allerdings dabei kaum noch um das
Einschwenken in die alten, in den Augen der biindischen Jugend ab-
genutzten Parteien, sondern um Neu- oder Umbildungen wie die Staats-
partei oder die Volkskonservativen von 1930.

Diese Parteien gewannen jedoch keine Massengefolgschaft; sie konn-
ten das Ende der liberalen Mitte nicht verhindern, und im konserva-
tiven Lager zeigte es sich, daB trotz der biindisch-volkskonservativen
Bemiihungen die Masse des rechtsstehenden ,Biirgertums®, soweit es
nicht dem Nationalsozialismus anheimfiel, dem alten Leitbild der deut-
schen Verfassung vor 1918 anhing und den Schritt zu einer ,konsti-
tutionellen Demokratie” 2%) nicht tun wollte. So waren zwar die Bewe-
gungen kleiner Kreise, besonders in der Intelligenz und der Jugend,
symptomatisch fiir staatsbiirgerliche Erniichterung und eine Hinwen-
dung zum Staat, den die Masse der radikalisierten und arbeitslos ,aus-
gesperrten” Jugend noch ablehnte, ja z. T. fanatisiert verabscheute,
und darin mochten hoffnungsvolle Anzeichen fiir eine reformierte De-
mokratie weniger grofler ,Staatsparteien” in einer besseren Zukunft
nach dem Durchhalten in der Krise gesehen werden. Aber fiir den kri-
tischen Moment, auf den es ankam, fehlten die Durchschlagskraft und
die reale Aussicht auf praktische Erfolge. Sie wiren iibrigens vermut-
lich auch bei etwa nachlassender Unruhe nicht eingetreten. Denn diese
Parteineugriindungen oder -umbildungen gehéren in eine Reihe ide-
alistischer Erneuerungsversuche in der deutschen Parteigeschichte, die
iiber elitire Gruppenbildungen stets nur unwesentlich hinausgekommen
und alle an der Aufgabe der Technik und Finanzierung von Massen-
organisationen gescheitert sind. Darin lag ein Erbe aus der Entstehungs-
zeit der orgpnisationsscheuen deutschen Parteien, die abgesehen von der
Sozialdemokratie jahrzehntelang kaum organisatorische Folgerungen
aus dem allgemeinen und gleichen Wahlrecht gezogen hatten. In dieser
Hinsicht waren die liberalen und konservativen Neubildungen des Jah-
res 1930 Nachfolger von Naumanns gescheitertem Versuch, seinen
Nationalsozialen Verein zur politischen Partei werden zu lassen.

Die Lage der Sozialdemokratie spiegelt diese Diskrepanz zwischen
politischer Bewegung und Einsicht einerseits, Ohnmacht des Willens
in der Entscheidungssituation andererseits. Auch im Lager des Sozialis-
mus gab es geistige Unruhe und fruchtbare neue Ideen, wie sie etwa
in den ,Neuen Blittern fiir den Sozialismus” zum Ausdruck kamen.
Sie blieben jedoch wirkungslos, wenn wir auf den unmittelbaren Effekt
sehen. Im Unterschied zu den parteipolitischen Vorgingen rechts und
in der Mitte allerdings gab es bis zuletzt eine starke, wenn auch in ihrem
Anteil an der Gesamtwihlerschaft langsam abnehmende Sozialdemo-
kratische Partei. Zwar konnte dariiber gestritten werden, ob dem ster-
benden Liberalismus nicht ein sterbender Sozialismus auf dem FuBe
folgte; nur an der Festigkeit altbewihrter sozialdemokratischer Orga-
nisation konnte kein Zweifel bestehen. Die grofe Partei blieb von der
jungen Bewegung in den eigenen Reihen ziemlich unberiihrt. Sie hielt
ihre alte Linie hartnickig durch und war daher weder zu grundsitz-
lichem Umdenken noch zu politisch aktivem Reagieren auf die sich an-
dernden Konstellationen in der groBen Staatskrise von 1930 bis 1933
fihig. Sie verpaBte eine Chance nach der anderen und hat die Entwick-
lung seit dem Ende der Regierung Miiller im Mirz 1930, im allgemei-
nen nur durch Negieren, Warnen, Tolerieren und Hinhalten beeinfluft.
Damit konnte sie aber weder einen Weg aus dem eigenen Dilemma
noch aus der allgemeinen Krise weisen.

Das Zentrum paBt in dies allgemeine Bild der in der Gefahr ver-
kimmernden oder zuriickbleibenden Parteien am wenigstens hinein.
Bis zum 31. Mai 1932 stiitzte diese Partei Briinings Regierung. Darin
—

22) Meinecke, a. a. O, S. 442.

Mandatsverteilung 1930-1933
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lag eine klare politische Stellungnahme. Nach dessen Sturz verfolgte
sie zundchst die Parole ,Zuriick zu Briining“ und zog nach der Wahl
vom 31. Juli die parlamentarisch-demokratische Konsequenz, mit den
Nationalsozialisten wegen einer etwa moglichen Koalition in Ver-
handlungen einzutreten, nachdem sie noch kurz vorher mit allen Mitteln
und im Bund mit der Kirche die NSDAP aufs schirfste bekimpft hatte.
Zwar spielte bei dieser taktischen Schwenkung des Zentrums auch Ver-
argerung gegeniiber Papen mit; doch ist damit die Bedeutung dieses
Schrittes der an politische Verantwortlichkeit gewdhnten Partei, die
zum ersten Mal seit 1919 in der Opposition stand, nicht erklirt. Die
politische Eventualitit einer Regierungsbildung mit Beteiligung Hit-
lers muBte erprobt werden, wie auch immer die Erfolgsaussichten be-
urteilt werden mochten. Sie wurde schlieBlich programmatisch erweitert
zur Forderung einer noch andere Parteien umfassenden ,deutschen Not-
und Mehrheitsgemeinschaft”.

Die damals und nachtréglich bis heute geiibte Kritik liegt bei dem
Charakter Hitlers und seiner Kampfpartei auf der Hand. Und doch
wird gesagt werden diirfen, daB das Zentrum zu diesen Sondierungen
in der damaligen Situation geradezu verpflichtet gewesen ist. Kam es,
wie kaum erwartet werden konnte, wirklich zu einem Kompromif mit
Hitler, der nur unter Sicherungsbedingungen geschlossen worden wire,
die den Deutschnationalen am 30. Januar 1933 nicht gegeben worden
waren, dann konnte das Risiko einer voraussichtlich nur kurzfristigen
Koalition eingegangen werden, die mit der Hoffnung einer Abnutzung
und Schwichung der NSDAP verbunden gewesen wire. Da der aufs
Ganze gehende Hitler jedoch eine Koalition scheute, die ihm nicht die
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Alleinherrschaft zu erringen versprach, konnten die Verhandlungen
nicht zur Verbindung fiithren. Kam es demgemaB zum Abbruch der Ge-
sprache, dann waren aus eigener Erfahrung stammende Erkenntnisse
iiber den politischen Hauptgegner — nicht zuletzt fiir den nichsten
Wahlkampf — gewonnen.

Sehr viel fragwiirdiger war vorher Schleichers Taktik gegeniiber den
Nationalsozialisten gewesen. Denn er hatte schon zur Regierungszeit
Briinings den Plan verfolgt, die NSDAP zur Regierungsverantwortung
heranzuziehen, und die Erweiterung des Kabinetts nach rechts bei Zu-
stimmung oder Beteiligung der Partei Hitlers hatte ja als eigentliche
Ursache hinter dem von Schleicher vorbereiteten Sturz Briinings ge-
standen. Nur durch diese Taktik Schleichers, die den Kanzler des Zen-
trums zu Fall gebracht hatte, war diese Partei, besonders nach den
Wahlen vom 31. Juli 1932, “liberhaupt zur verinderten Taktik gegen-
iiber Hiter veranlaBt worden. :

Erst nach den Wahlen vom 6. November spiclte bei den Bemithungen
um eine neue Regierungsbildung die von Prilat Kaas geforderte ,Not-
gemeinschaft” eine wohl mehr als nur taktische Rolle. Und nach der Be-
trauung Schleichers mit dem Reichskanzleramt verstirkte sich das Ge-
wicht des Zentrums wieder, da Schleicher, wenn er auch zunichst for-
mell die ,Prasidialregierung” kaum verdnderte, unter allen Umstianden
eine breitere Fundierung seiner Regierung im Reichstag und im Volk
(Gewerkschaften) anstrebte. Er hatte schon 1918 ein den meisten Offi-
zieren noch fremdes Verstindnis fiir die Unausweichlichkeit der moder-
nen Demokratie und die daraus sich ergebenden Folgen fiir die deut-
sche Politik gezeigt. Gerade deswegen stand er vermutlich zeitweise,
d. h. 1931 und bis zum Hochsommer 1932, so stark unter dem Eindruck
der aufsteigenden nationalsozialistischen Welle, daB er Briinings
Dammbau gegen diese Welle fiir briichig hielt und durch den Versuch,
Hitler in-irgendeiner Weise an den Staat heranzuziechen, der Eroberung
des Staates durch Hitler zuvorkommen wollte. Ehe er Kanzler wurde,
hatte er diese Auffassung bereits aufgegeben. Seine lIdeologen im Tat-
Kreis unterstellten oder suggerierten ihm den , Angriff auf den heuti-
gen Pluralismus der Parteien” *?) sowie die weitere Starkung ,auftori-
tirer” Staatsmacht gegen die Parteien mit Hilfe von Biinden und Ver-
banden. '

Doch war Schleicher wohl zu realistisch, um einem solchen Rat zu
entsprechen. Es diirfte vielmehr Brachers Auffassung zuzustimmen sein,
daB sich Schleichers taktische Vorstellungen auf , Ammiherung und Zu-
sammenarbeit aller Parteien und Gruppen gerichtet” und dab er ,auf
eine grundsitzlidie Reformpropaganda Papenschen Stils verziditet”
hitte. Das lief, wie Bracher betont, im Grund auf eine Riickkehr zum
Kurs Briinings und damit auf eine Revision von Schleichers eigener
Politik hinaus, die zum Sturz Briinings gefithrt hatte. Selbstverstind-
lich war damit keine Neigung verbunden, dem Parteienstaat der Zeit
vor Briining wieder niher zu kommen. Dafiir waren, ganz abgesehen
von Schleichers politischer Grundhaltung, die Bedingungen nicht ge-
geben. Denn die NSDAP hatte Schleicher nunmehr, abgesehen von sei-
ner voriibergehenden Hoffnung auf die Abspaltung eines StraBer-Flii-
gels, als etwa moglichen Partner vollstindig ausgeschlossen; die Sozial-
demokratie versagte sich seinem Angebot auf Zusammenarbeit im Sinne
einer Staatsnotgemeinschaft; und das Zentrum lehnte den Riickweg
zum reinen Parlamentarismus ab. Aber der Kanzler nahm Riicksicht
auf die Parteien, und diese wiederum scheuten begreiflicherweise in der
Lage nach dem 6. November eine riskante, kostspielige und voraus-
sichtlich ergebnislose Oppositionspolitik, die zu einer neuen Reichs-
tagsaufldsung gefithrt hitte. Die allgemeine Lage um die Jahreswende
war durch eine gewisse vorsichtige und abwartende Zuriickhaltung ge-
kennzeichnet. ;

Nicht in einer sich zuspitzenden, sondern in einer auf kommende
Entspannung deutenden Situation erfolgte also die Wendung durch Pa-
pen und deutschnationale Politiker im Jahre 1933. Sie allein waren
noch in der Lage, auf den nicht mehr urteilsfihigen und instinktiv
widerstrebenden Reichsprisidenten gegen Schleicher einzuwirken. Sie
fiirchteten, daB es Schleicher gelingen kénnte, seinem Kabinett eine

. breitere, womdglich nach links ausgeweitete Fundierung zu schaffen und

23) Die Tat 24, 1932, S. 828.

wihlten das ihnen geringer scheinende Ubel einer Koalition mit Hitler,
Sie meinten, ihn auf die Dauer iiberspielen und gleichzeitig den vers
gangenen Weimarer Parteienstaat weit hinter sich lassen zu kénnen,
Sehr schnell stellte sich all das als Illusion heraus. Das endgiiltige
Ende der Parteien war gekommen, sowohl der antidemokratischen wie |
der demokratischen, die unter Schleicher noch eine letzte Aussicht ge-
habt hatten, in Verbindung mit einer primir auf den Reichsprasidenten
gestiitzten Regierung so stark gegen den unmittelbar drohenden Nati-
onalsozialismus und seine politischen Helfer aktiv zu werden, wic es
ihrer Fahigkeit und ihrem Willen zur Staatsverantwortung entsprach,
Denn im Gegensatz zu Papen, der die Parteien der Demokratie ver
letzend abgewiesen hatte, war Schleicher, nachdem er sich gegen Hitler
entschieden hatte, an ihrer Hilfe gelegen. Er bedurfte nicht nur der
~Front der Gewerkschaften” und der Reichswehr, sondern auch der
staatszugewandten Parteien, ebenso wie diese im Grunde auf ihn allein
in jenen entscheidungsoffenen Wochen angewiesen waren. Doch kam
es auf ihrer Seite nicht zur befreienden Tat. Vor allem die Sozialde-
mokratie hat damals wohl ihre letzte Gelegenheit versiumt, ihr Ge-
wicht in die Waagschale Schleichers und damit gegen Hitlers , Macht-
ergreifung” zu werfen. Denn nach dem 30. Januar oder gar nach dem
28. Februar und 5. Méarz war dazu kaum noch eine Maglichkeit ge-
geben.

Was darauf bis zum Sommer 1933 folgte, ist in den folgenden Bei-
trigen zum ersten Mal zusammenfassend und quellennah geschildert
und dokumentiert. Es bedarf wohl kaum eines Kommentars. Hitler gab
einem Parteiensystem den Todesstof, dessen Gebrechen jahrzehntelang
offenbar gewesen waren, dessen Beziehungen zum Staat — vor und nach |
1918 — nie durch einen verfassungspolitischen Consensus aller Richtun-
gen geklirt worden war und das weder in der Krise noch in der Agonie
zu wirkungsvoller Reform aus sich selbst heraus fihig gewesen war,
so interessant auch die selbstkritischen AuBerungen dieser Jahre im
einzelnen sein mdgen. Das Wagnis einer entschlossenen Kooperation
demokratischer ,Staatsparteien”, das den Preis der Aufgabe so man-
cher Prinzipien und Gewohnheiten, ja vielleicht der parteipolitiscien
Selbstandigkeit gekostet hitte, und das dem verfassungspolitischen
KompromiB von 1917 bis 1919 in seiner Bedeutung gleich gekommen
wiire, ist ausgeblieben. So fehlte zuerst Briining und in letzter Stunde
Schleicher — sicherlich nicht ohne daf sie selbst MiBtrauen heraysge-
fordert hitten — die michtige Resonanz, die die einseitige und, wie sich
am 31. Mai 1932 und 30. Januar 1933 herausstellte, gefdhrliche Ver-
lagerung der Fithrung auf den alten Reichsprisidenten verhindert hitte,
Im Scheitern und in der vergeblichen Bemithung mancher Politiker, die
sich gegen Hitlers Kommen stemmten, vor allem wohl bei Hermann
Miiller, Briining und zuletzt auch Schleicher, liegt ‘tiefe personliche
Tragik im eigentlichen Sinne dieses heute so abgenutzten Wortes.

Das historische Problem aber, das sich mit dem Ende des alten Par-
teiensystems in Deutschland stellt, ist nicht primdr im Handeln und
Versagen der Personen zu sehen, sondern weist auf die vom Vormirz
bis zu Hitler ungeldste Frage der deutschen Verfassung, in der die
zahlreichen und weithin kompromiBfeindlichen Parteien eine Rolle ge-
spielt haben, die auf Grund der gegebenen Bedingungen oft genug un-
gliicklich oder gar verhiingnisvoll gewesen ist. Der Einschnitt der Er-
schiitterung und der Katastrophe der Jahre 1933 bis 1945 ist so tief
gewesen, daB trotz vieler, 1945 sich gewissermaBen von selbst einstel
lender Ankniipfungen an die Zeit des Weimarer Parteienstaates, das
alte deutsche Parteiensystem nicht wiedergekommen ist. Vielmehr sind
neue Entwicklungstendenzen im westlichen Teil Deutschlands sichtbar, |
die nicht allein auf das Grundgesetz von 1949, sondern besonders audh
auf eine gewandelte Mentalitit der Wihler zuriickzufiihren sind. Die
Erfahrungen der offenbar letzten Phase des deutschen Revolutionszeiﬁ?l
alters, die durch die Jahre 1918 bis 1945 bezeichnet ist, liegen dieser
Wandlung zugrunde. anl

Anmerkung:

Conze Werner, Dr. phil,, o. Prof. f. Neuere Geschichte, spez. Sozial
Zeitgeschichte, in Heidelberg. Geb. 31. 12. 1910 in Neuhaus/Elbe, Veroif
lichungen u. a.: Agrarverfassung und Bevélkerung in Litauen und
ruBland; Leibniz als Historiker.
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'ERICH MATTHIAS

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands

Einleitung

.Berlin ist nidht Rom. Hitler ist nicdit Musso-
lini, Berlin wird niemals die Hauptstadt eines
Faschistenreiches werden. Berlin bleibt rot!“

» Vorwirts”, 8. Februar 1933.

«Wir waren getrieben durdi dem Zwang der
Verhiltnisse in stirkerem Mafe als die Par-
teien irgendeines anderen Landes. Wir waren
wirklich nur Objekt der Entwidklung."

Otto Wels am 22. August 1933 auf dem
KongreB der Sozialistischen Arbeiter-
Internationale in Paris.

Die strukturelle Dauerkrise der Weimarer Demokratie, die Resigna-
tion der Demokraten und ihre Unfihigkeit, sich eine realistische Vor-
stellung von der drohenden Gefahr und den Methoden des totalitiren
Gegners zu machen, ziihlen zu den wichtigsten Voraussetzungen, die
den Sieg der dynamischen Massenbewegung des Nationalsozialismus

« ermdglicht haben. Von den Parteien der Republik verharrte allein die
sozialdemokratische in eindeutiger und kompromifloser Gegnerschaft
zum aufsteigenden Nationalsozialismus '). Doch fiir die Schwiche der
Demokratie, die im Bruch der GroBen Koalition offen zutage trat, ist
sie nicht minder verantwortlich als die Gegner des Weimarer Staates *).
Wenn auch die Aufgabe, die sich der deutschen Sozialdemokratie im
November 1918 aufgedringt hatte, schwer, vielleicht sogar angesichts der
aufenpolitischen und wirtschaftlichen Misere unldsbar war, die Passi-
vitat ihrer Revolutionspolitik und ihre mangelnde Gestaltungskraft
sind nicht ausschlieBlich die Folge duBerer Faktoren gewesen ®). Laft
es sich doch erweisen, daB die fithrenden sozialdemokratischen Vertre-
ter in der verinderten Welt noch immer die MaBstibe ihres Handelns
dem engen Kreis der Anschauungen und Erfahrungen der Vorkriegs-

1) Den Grundstock dieses Beitrages bilden eine Abhandlung und eine
Dokumentation, die 1956 unter dem Titel ,Der Untergang der aiten Sozial-
demokratie 1933* in den ,Vierleljahrsheften fiir Zeligesd:_uﬂe (Jg. 4, St
179226, 250—286) verbfientlicht worden sind. Der Textteil entspricht, ab-
gesehen von den neu hinzugekommenen beiden ersten Kapiteln, die hier
zum Vorabdruck gelangen, in der Gedankenfihrung der urspriinglichen
Fassung, wurde jedoch wesentlich erweitert, — Zu danken habe ich all
denen, die den Fortgang meiner Arbeiten durch schriftliche oder miindliche
Auskiinfte gefordert haben, nicht zuletzt auch den Archiven, auf deren Be-
stinde ich zuriickgreifen konnte.

2) Zur Frage der strukturellen Schwiche der Weimarer Demokratie vgl.
u. a. Karl Diglrlch Bracher, Die Auflésung der Weimarer Republik, 2. Aufl.
Diisseldorf und Stuttgart 1957; Werner Conze, Die Krise des Parteienstaa-
tes in Deutschland, in: Historische Zeitschrift 178, 1954, S. 47 ff; ferner den
Beitrag Conzes in dieser Ausgabe.

_3) Zur Kritik der These von Karl Dietrich Erdmann, daB es 1918/19 nur

~Wahl zwischen einem konkreten Entweder-Oder® gegeben habe (so
In: Vierteljahrshefte fiir Zeitgeschichte 3, 1955, S. 7) vgl. Erich Matthias,
5. 333’“511‘3319 der Weimarer Republik, in: Die Neue Gesellschaft 3, 1956,
: ff,

4) Als besonders wichtige Quellen fiir diese Zusammenhéinge
Protokolle des Rats der Volksbeauftragten, des Zentralrats der deutschen
Republik und der sozialdemokratischen Fraktion in der Nationalversamm-
lung anzusehen, deren Veréffentlichung im Rahmen der Quellen zur Ge-
~ Shichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien vorbereitet

- sind die

sozialdemokratie entnahmen ¥). DaB das erstarrte sozialdemokratische
SelbstbewuBtsein die Aktionsmdglichkeiten der Partei weit wirksamer
begrenzte als die Ungunst der vielberufenen , Verhaltnisse®, ist das ent-
scheidende Kriterium, ohne das ein wissenschaftlich gerechtfertigtes
Urteil iiber die sozialdemokratische Politik wihrend der Novemberre-
volution und in den Anfingen des Staates von Weimar nicht zu ge-
winnen ist °). Nur von diesem Ausgangspunkt offnet sich auch der Weg
zum Verstindnis der politischen Hilflosigkeit der SPD, die sich trotz
mancher fruchtbarer Ansitze aufs Ganze gesehen nicht aus ihrer tra-
ditionalistischen Lihmung hatte I5sen kdnnen®), in der Periode der
Auflgsung der Republik. Durch ihre verantwortungsbewuBte Opferbe-
reitschaft, die sie zur Tolerierung des Kabinetts Briining bestimmite,
erwarb sie sich kaum neue Sympathien. Thre passive Resignation aber,
die den Sturz der Regierung Hermann Miiller ermdglichte 7) und sich
deutlicher noch in der Reaktion auf Papens Staatsstreich in Preufien
auspriigte, trug wesentlich zur Beseitigung der Schranken bei, die einer
Machtiibernahme der Nationalsozialisten entgegenstanden.

. Ein isolierter sozialdemokratischer Widerstand nach dem 30. Janu-
ar 1933 schien von vornherein aussichtslos. Doch die folgenden Monate
bis zum offiziellen Verbot der Partei machen mit besonderer Findring-
lichkeit die Symptome sichtbar, die das tragische Versagen der stirksten
und konsequentesten Kraft der parlamentarischen Demokratie in
Deutschland bedingt haben. Dabei verbinden sich die spezifischen, nur
parteigeschichtlich zu erklirenden Momente der sozialdemokratischen
Verhaltensweise mit den typischen Ziigen der Reaktion einer liberal-
demokratischen Massenpartei auf den Ansturm einer totalitiren Bewe-
gung, die, einmal an die Regierung gelangt, sich anschickt, das ganze
Leben der Nation unter ihre Kontrolle zu bringen ®).

wird, Die ersten beiden Binde dieser Reihe: ,Der Interfraktionelle Aus-
schuf 1917/18", bearbeitet von Erich Matthias unter Mitwirkung von Rudolf
Morsey, Disseldorf 1959, und ein anschliefender Band fiber die Kanzler-
schaft des Prinzen Max von Baden, mit dessen Erscheinen 1961 zu rechnen
ist, erméglichen ein differenziertes Urteil iiber die sozialdemokratische Poli-
tik in der letzten Phase des ersten Welltkrieges. Gewarnt werden muB aus-
driicklich vor der vielfach und durchaus nicht nur auf Seiten der kommu-
nistischen Kritiker anzutreffenden Uberschiitzung des 4. August 1914 als
Einschnitt in der sozialdemokratischen Parteientwicklung. Die Entscheidung,
die damals von der SPD getroffen wurde, darf, um es auf eine kurze For-
mel zu bringen, weder als ,nationales* Damaskus noch als ,opportunisti-
scher” Siindenfall der Partei verabsolutiert werden.

5) Fiir die sozialdemokratische Politik in der Revolutionsperiode vgl.
neuerdings die beiden maschinenschriftlichen phil. Dissertationen von Eber-
hard Kolb, Die Arbeiterrite in der deutschen Innenpolitik, Géttingen 1959,
und Wolfgang Elben, Das Problem der Kontinuitit in der deutschen Revo-
lution, Hamburg 1959; ferner Peter von Oerizen, Die groBen Streiks der Ruhr-
bergarbeiterschaft, in: Vierteljahrshefte fiir Zeitgeschidite 6, 1958, S. 231 fi.

6) Dazu besonders Arthur Rosenberg, Geschichte der deutschen Republik.
Karlsbad 1935; Sigmund Neumann, Die deutschen Parteien. Berlin 1932,
S, 21 :

7) Vgl. Helga Timm, Die deutsche Sozialpolitik und der Bruch der Gro-
Ben Koalition 1930 (Beitrdge zur Geschichte des Parlamentarlsmus und der
politischen Parteien 1). Disseldorf 1952, ey

8) In dieser Fragestellung beriihrt sich meine Studie mit der Abhand-
lung von Lewis J. Edinger, German Social Democracy and Hitler's ,Natio-
nal Revolution of 1933": A Study in Democratic Leadership, in: World
Politics 1953, S. 330 ff. PO Ay
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Am Tage nach den Reichstagswahlen vom 14. September 1930, die
mit einem Schlage die Nationalsozialisten zur zweitstirksten Partei
werden lieBen und gleichzeitig den Kommunisten bemerkenswerte Ge-
winne einbrachten, erklirte der preuBische Ministerprisident Otto
Braun, der profilierteste unter den sozialdemokratischen Politikern der
Weimarer Zeit, daB er trotz dieses besorgniserweckenden Ergebnisses
weder die Verfassung noch die &ffentliche Sicherheit und ebensowenig
den Kurs der deutschen Aufenpolitik auch nur einen Augenblick Fir
bedroht halte. Den rechts- und linksradikalen Siegern der Wahlen
werde kaum Gelegenheit geboten werden, ihre bedenklichen Rezepte
praktisch zu erproben, wenn sich, was mit Sicherheit zu erwarten sei,
tiber alles Trennende hinweg ,¢ine grofe Koalition aller Verniinftigen”
zusammenfinde, ,um mit einer zweifellos ausreidienden Regierungs-
majoritit zundchst alle Krifte auf die Bekimpfung der Arbeitslosigkeit
und auf die Verbesserung der wirtsdaftlichen Existenzbedingungen der
breiten Massen zu konzentrieren™®).

Die Bedrohung des Staates durch die gefihrlich angewachsenen tota-
litiren Bewegungen hatte nach der Uberzeugung Brauns eine véllig
neue politische und parlamentarische Situation geschaffen, in der der
wirtschafts- und sozialpolitische Antagonismus der Fliigelparteien,
durch den das Kabinett Hermann Miillers auseinandergesprengt worden
war, sich einem iibergeordneten gemeinsamen Interesse unterzuordnen
hatte und auf keinen Fall ausschlaggebend Fiir die politische Fronten-
bildung werden durfte. Auf allen Seiten waren Fehler gemacht worden,
und Braun war der letzte, der die seiner eigenen Partei geleugnet hitte.
Die mangelnde Kompromifbereitschaft der Sozialdemokratie in der
Frage der Arbeitslosenversicherung, die im Marz den unmittelbaren
AnlaB zum Bruch gegeben hatte, war von ihm ebensowenig gebilligt
worden wie der MiBtrauensantrag, mit dem die Reichstagsfraktion dem
neuen Kabinett Briining ihre grundsitzliche Opposition ankiindigte ).
Ungeachtet dessen bot die von den Parteien des Reichstags bewiesene
» Verantwortungsscheu® in den Augen Brauns keinen hinreichenden
Grund fiir den , offenbaren Mifbrauch“ des Artikels 48 durch Briining
und fiir den ,groBen politischen Fehler” der Reichstagsauflosung, die
der Kanzler am 18. Juli herbeigefiihrt hatte, ohne zuvor die angekiin-
digte Verhandlungsbereitschaft der Sozialdemokraten zu erproben ).
Nachdem der Wahlausgang Briinings Hoffnung auf eine birgerliche
Mehrheit, die es ihm erlauben sollte, ohne sozialdemokratische Unter-
stiitzung zu regieren, zunichte gemacht hatte, war keine parlamenta-
rische Regierung ohne die Sozialdemokratie denkbar; es sei denn, daB
Zentrum und Mittelparteien den Entschluf gefaBt hitten, die National-
sozialisten in die Regierungsverantwortung mit einzubezichen. So
muBte die Stellungnahme Brauns nicht zuletzt als Appell an den Reichs-
kanzler aufgefaBt werden, auch seinerseits niichtern die Konsequenz
aus dem Scheitern seiner irrealen Erwartungen zu ziehen und mit mdg-
lichst festem parlamentarischen Riickhalt einen Ausweg aus der Sack-
gasse des Notverordnungsregimes zu suchen.

Obgleich Briining den Wahlkampf in scharfer Frontstellung gegen
die Sozialdemokraten gefiihrt hatte, war seine erste Reaktion auf
das Wahlergebnis nicht viel anders als die des preuBischen Minister-
prisidenten. Als er am 15. September vom Reichsprasidenten zum Vor-

9) Braun gegeniiber einem Vertreter der United Press am 15. September

191?0; zitiert nach Horkenbach 1930, S. 319.

10) Otto Braun, Von Weimar zu Hitler. 2. Aufl. New York 1940, S: 292,
2095 ff,

11) A.a.O. S. 305ff. Den MiBbrauch des Art. 48 sah Braun darin, daB
Briining die am 16. Juli 1930 abgelehnten Gesetzesvorlagen dem Reichstag
noch am gleichen Tage mit geringen Abédnderungen als Notverordnungen des
Reichsprasidenten wieder vorlegle., — Fiir die sozialdemokratische Kom-
promiBbereitschaft vgl. Bracher a.a.O. S. 338; Friedrich Stampfer, Die vier-
zehn Jahre der ersten deutschen Republik, 3. Aufl. Hamburg o. J. (1953),
S. 573 ff.; Wilhelm Keil, Erlebnisse eines Sozialdemokraten, Bd. 2. Stutt-
gart 1948, S. 389 ff.

trag empfangen wurde, gab dieser ihm allerdings zu verstehen, daf er
keine Wiederherstellung der Groflen Koalition wiinsche '2).

Eine Demission des Kabinetts infolge der Wahlniederlage wurde von
Hindenburg abgelehnt und vermutlich von Briining auch gar nicht an-
geboten. Nach seinen Ausfithrungen in der Kabinettssitzung vom 186,
September hatte er dem Prisidenten geraten, ,die Frage der Umbildung
oder Neubildung der Regierung mit grofiter Ruhe zu behandeln”. Dem
Kabinett gegeniiber betonte der Kanzler, daB die jetzige Regierung
nach seiner Ansicht im Amte bleiben miisse und daf man Deutschland
Jmur durch Ruhe und sadiliche Arbeit” helfen konne *®). Damit driickte
er seinen Willen aus, an den Grundlinien des in Angriff genommenen
Sanierungsprogramms festzuhalten, was jedoch nicht hieB, daB er dem
neuen Reichstag gleich wieder mit der Parole: ,.FriB Vogel, oder stirb(“
— mit diesen Worten hat Friedrich Stampfer nachtriglich das Vorgehen
Briinings im Juli charakterisiert '*) — entgegenzutreten beabsichtigte.

Da dem Kanzler eine Regierungsbeteiligung der Nationalsozialisten
und der Deutschnationalen Hugenbergs ,aus staatspolitischen Griin-
den” %) nicht tragbar schien, hoffte er zunichst darauf, die Widerstinde
bei Hindenburg und den in der Regierung vertretenen Gruppen der
gemiBigten Rechten gegen eine Linkserweiterung des Kabinetts iiber-
winden zu konnen, falls er diese Frage bis zum Beginn der sachlichen
ErSrterungen iiber das Sanierungsprogramm im Reichstag zuriickstelle,
wobei sich dann die Losung des Koalitionsproblems aufdringen
werde '%). Am 17. September berieten die Staatssekretire Piinder
(Reichskanzlei), Weismann (preuBisches Ministerium) und Meifner
(Prasidialkanzlei) iiber die Lage'!”), und zumindest bei Piinder und
Weismann bestand Einigkeit iiber das anzustrebende Ziel der Grofien
Koalition. Briining selbst traf am 23. September mit dem sozialdemo-
kratischen Fraktionsvorsitzenden und ehemaligen Reichskanzler Her-
mann Miiller bei Hilferding zusammen, um die Voraussetzungen fiir
eine eventuelle Erweiterung zu kliren.

Nach einer Tagebucheintragung Piinders '*) gewann der Kanzler
bei dieser unverbindlichen Unterredung den Eindruck, daB die Bereit-
willigkeit der Sozialdemokraten nur sehr gering zu veranschlagen sei.
Miiller wiederum konnte sich, wie er in den letzten Septembertagen
an Braun schrieb, auf Grund dieser ,losen Fiihlung” keine rechte Vor-
stellung davon machen, was der Kanzler eigentlich wolle. Es scheine
ihm jedoch sicher, ,daf Briining zunidist seine Regierung nicht nach
rechts und — ich modite fast sagen — erst recht nichit nads links erwei-
tern will” 1°). Die Zeugnisse Piinders und Miillers, die sich nur schein-
bar gegenseitig ausschlieBen, belegen, wie vorsichtig beide Parteien
sondierten, um jeweils die Auffassung der anderen Seite kennenzuler-
nen. So konnte von einem offenen Gesprich kaum die Rede sein.

Miiller muBte mit der Verwirrung rechnen, die der Wahlausgang in
den Reihen der Sozialdemokratie hervorgerufen hatte. Da innerhalb der
Parteiorganisation, ,mehr als man annehmen sollte”, die von ihm
selbst scharf abgelehnte Meinung vertreten wurde, ,man miisse die
Redite zur Regierung kommen lassen, damit sie sich einsdilieflich der
Nationalsozialisten abwirtschafte” 2°), erschien ihm die Stellungnahme

12) Nach stenographischen Tagebuchauizeichnungen des damaligen Slaats-

sekretdrs in der Reichskanzlei, Dr. Hermann Piinder, vom 15. Septe_mber

1930, die dieser dem Verf. freundlicherweise mitteilte. — Piinders eigener

Kommentar lautete nach seinem Tagebuch: ,Ein ganz fiirchterliches Ergeb-

nis!* Schon seine Aufzeichnungen vom Vortage enthalten eine skeptische
Vorschau und die Folgerung, daB man sich um die Wiederherstellung der

GroBen Koalition bemiihen und fiir den kommenden Winter ein Ermdchti-

gungsgesetz anstreben miisse.

13) Bundesarchiv R 43 1/1308. Briining erklirte weiter, daB es ihm bei
der Zusammensetzung des neuen Reichslags ,ganz unmoglich® erscheine,
die fiir ein Ermichtigungsgesetz erforderliche Zweidrittelmehrhelt zu er-
halten, .da die Deutschnationalen und die Sozialdemokraten fiir dieses Ge-
setz stimmen miiBien®.

14) Stampfer, a.a.0. S. 574,

" 15) So in der Kabinettssitzung vom 16. September 1930; s. Anm. 13.

16) Tagebuchaufzeichnung Piinders vom 15, September.

17) Tagebuchaufzeichnung Piinders vom gleichen Tage.

18) Vom 25. September.

19) Braun a.a.O. S. 308 f.

20) A.a.O.
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der erst fiir Anfang Oktober einberufenen Reichstagsfraktion noch
vollig offen. Briining hingegen fithlte sich dadurch gehemmt, daB er als
Preis einer Einigung mit den Sozialdemokraten Absplitterungen auf
der Rechten der bestehenden Koalition hitte in Kauf nehmen miis-
sen *').

Die Sondierungen wurden zwar noch nicht abgebrochen, aber bereits
am 30. September, also nur gut zwei Wochen nach den Wahlen und
noch bevor der Kanzler die offiziellen Gespriche mit den Fraktions-
fithrern aufnahm, stand endgiiltig fest, daB keine Erweiterung des Ka-
binetts durch Vertreter der SPD erfolgen wiirde, da es, wie Piinder 2?)
bedauernd notierte, ,von redits nicht geduldet und von links nicht er-
beten wird".

An diesem 30. September, der als der eigentliche Geburtstag der
Tolerierungspolitik und damit als ein Tag von besonderem zeitge-
schichtlichen Rang anzusehen ist, hatte Staatssekretdr Piinder den sozi-
aldemokratischen Fraktionsvorsitzenden Hermann Miiller und Otto
Wels, den Parteivorsitzenden der SPD, zusammen mit Reichskanzler
Briining in seine Privatwohnung eingeladen. In seinem Tagebuch *%)
hielt Piinder fest, es habe sich seinem Gefithl nach um ,historisdhe Au-
genblicke” gehandelt; erscheine es doch nach dem Ergebnis dieser Aus-
sprache nicht unmdglich, daB die Sozialdemokraten sich auch ohne Be-
teiligung an der Regierung dazu entschlieBe, Briining zu unterstiitzen,
um eine diktatorische Regierung im Reich zu vermeiden.

Auch Otto Braun, der sehr feste Vorstellungen iiber eine parlamen-
tarische Losung der Krise gehabt hatte, von denen an anderer Stelle
noch zu sprechen sein wird, gab fiirs erste den Gedanken an die Ein-
bezichung der SPD in das Kabinett auf.

In einer Unterredung mit Piinder am Abend des 2. Oktober duBerte
er: wer A gesagt habe, miisse auch B sagen, und wer wie Briining ein-
mal angefangen habe, mit Notverordnungen zu regieren, miisse, wie
die Dinge ligen, auch damit fortfahren. Es komme jedoch darauf an,
daB es in stillschweigendem Einverstindnis mit dem Reichstag ge-
schehe 24). Diese Stellungnahme erscheint um so bemerkenswerter, als
Braun seit den Tagen Eberts ein Gegner der Anwendung des Artikels
48 gewesen war.

Braun und Miiller 25) setzten sich in der Reichstagsfraktion, die am
3. Oktober zusammentrat, energisch fiir die Unterstiitzung Briinings
ein, und wenn auch der von der Fraktion gefaBte BeschluB, in dem
die Erhaltung der Demokratie, die Sicherung der Verfassung und der
Schutz des Parlamentarismus als erste Aufgabe bezeichnet wurden %),
die Entscheidung nach auBen hin noch offenlief, so waren doch die
Weichen gestellt.

Einen plastischen Einblick in das Dilemma der SPD vermitteln die
Memoiren des damaligen wiirttembergischen Reichstagsabgeordneten
Wilhelm Keil, der Ende September 1930 auf einer Sonderkonferenz
der sozialdemokratischen Delegierten zum Deutschen Stadtetag in Dres-
den das Wort nahm und bei vielen der Anwesenden mit seiner Auf-
fassung Erstaunen hervorrief, .dafl uns bei der gegebenen politischen
Lage gar michts amderes iibrig bleibe als die Regierung Briining zu
stiitzen, wemn wir verlindern wollten, daff die Nationalsozialisten die
Fiihrung an sich rissen. Die Verbliifften hatten sich nodt keine ernsten
Gedauken dariiber gemacht, was nun werden solle, und konnten sidh
schwer darein finden, daff wir an die Seite desselben Kanzlers treten
sollten, der uns bisher von sich gestofien hatte. Es gab aber auch in
diesem Kreis sdion einige Manner mit niidhternem politisdien Blick,
die mir lebhaft zustimmten,

Der Zusammentritt des Reichstages am 11. Oktober®T) gab mir
wieder Aulaff zw Betraditungen iiber das Schicksal des Kabinetts Brii-

21) Dazu die Tagebuchaufzeichnung Pinders vow v September.

22) Tagebuchaufzeichnung vom 30. September,

23) A.a.0. 5

24) Tagebuchaufzeichnung Piinders vom 3, Oktober. Dort weiter die Mit-
teilung, daB auch die Vertreter der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion
am Vortage noch einmal in der Reichskanzlei gewesen seien,

25) Vgl. Bracher a.a.O. S. 380; Braun a.a.O. S. 308 ff.

26) Vgl. Horkenbach 1930, 5. 327.

27) Die konstituierende Sitzung fand am 13. Oktober statt.

nings. Von den fiinfhundertsechsundsiebzig Mitgliedern des Reidistags
gehorten, die Sozialdemokraten eingeschlossen, dreihundertaditundsech-
zig der Opposition an. Nidits leidhter also, als Briining zu stiirzen. Wer
aber konnte am seine Stelle treten? Stamd nidit die Sozialdemokratie
den anderen Oppositionsparteien viel feindlicher gegeniiber als dem
Kabinett Briining? Sollten wir Briining zwingen, sich mit den National-
sozialisten zu verbinden? Das hitte zur Hitlerdiktatur gefithrt und zur
vélligen Zerstérung des Parlamentarismus. Davor warnte ich in einem
groflen Zeitungsaufsatz ... Dieser ,Tagwadit’-Aufsatz wurde von den
Telegraphenbiiros weiterverbreitet und rief in Berlin Aufsehen hervor,
Mandher Parteifreund dadite wie idi, aber keiner hatte sidt bis dahin
so offen ausgesprodien. Mit bissiger Freundlidikeit meinte Breitscheid,
als wir uns in Berlin sahen, nun werde wohl die Reidispolitik von Stutt-
gart aus gemacht, lhm selbst blieb aber in der Fraktion, die nun zu
beraten hatte, nichts anderes iibrig, als mit mir in der gleidien Ridi-
tung zu stewern.” 2%)

Die Entscheidung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion machte
es Briining méglich, fiir anderthalb Jahre seinen Sanierungskurs fort-
zusetzen, der allein davon abhing, daB sich eine parlamentarische Mehr-
heit dazu bereit fand, auf die Aufhebung der nach Artikel 48 er-
lassenen Notverordnungen zu verzichten 2®). So entwickelte sich, um
mit Friedrich Stampfer zu sprechen, ,ein eigentiimlicher Schwebezu-
stand, ein System, das man als Parlamentarismus mit Artikel 48 oder
als parlamentarisch tolerierte Présidialregierung bezeidinen kann®.?30)
Die Frage, ob dieses semiparlamentarische System den einzig mdgli-
chen Ausweg aus dem Dilemma darstellte, oder ob es — trotz der un-
streitig sehr stark divergierenden Tendenzen innerhalb der von den
Parteien der fritheren GroBen Koalition und Gruppen der gemiBigten
Rechten gebildeten negativen Tolerierungsmehrheit — hitte gelingen
kénnen, die von Otto Braun geforderte aktive ,grofle Koalition aller
Verniinftigen” zu schaffen, 1at sich kaum eindeutig beantworten. Auf
keinen Fall darf der Grund dafiir, daB eine solche Ldsung nicht zu-
stande kam, allein in den parlamentarischen Mehrheitsverhéltnissen
gesucht werden, wenn sich auch die Voraussetzungen gegeniiber dem
von Briining leichtfertig zerschlagenen alten Reichstag verschlechtert
hatten.

Die passive Zusammenarbeit der Sozialdemokratie mit der Regie-
rung Briinings wurde von allen beteiligten Gruppen — vielleicht mit
Ausnahme der demokratischen Staatspartei — als &uBerst unbequeme
Vernunftehe betrachtet. Aber um etwas anderes hitte es auch bei dem
Versuch, zu einer arbeitsfihigen Mehrheit zu gelangen, nicht gehen
kénnen. So stand in einer vermutlich von einem Mann der biirgerlichen
Mitte verfaBten Denkschrift 1), die dem Kanzler nach den Wahlen un-
terbreitet wurde, der Gedanke im Mittelpunkt, daB ,das gemeinsame
Interesse an der Aufrechterhaltung der Wirtschaft durds SPD und Ka-
pital . .. die Basis fiir die Schaffung einer parlamentarischen Mehrheit”
bilde. Sei das Kapital bisher nur von dem einen Gedanken des Kamp-
fes gegen den Sozialismus beherrscht worden, so sehe es zur Zeit ,die
Sicherheit seines Besitzes in der Zusammenarbeit mit der SPD mehr
gewiilirleistet als in einer nationalsozialistiscien Regierung”. Die Denk-
schrift forderte die Regierung auf, nicht den ,psydiologisdien Augen-
blidk" zu verpassen und die auseinanderstrebenden parlamentarischen
Vertreter der Sozialpartner iiber ein Arbeitsbeschaffungsprogramm zu-
sammenzufithren, das mit dem ,auf lingere Zeit kaum parlamentarisch
tragfihigen und viel zu niiditernen™ Sanierungsprogramm gekoppelt
werden miisse. Abgesehen davon, daB man dem ,uur psydiologisds er-
klidrbaren Wahlausfall® kaum auf andere Weise gerecht werden kdnne,
bedeute es fiir die Sozialpartner einen entscheidenden Unterschied, wenn
man ihnen ,midit mehr beiderseitige Opfer fiir die Arbeitslosigkeit,
sondern fiir die Schaffung von Arbeit* abverlange.

Sollte diese Denkschrift auch nicht iiberbewertet werden, so lenkt sie
doch den Blick auf die Frage, ob nicht schon durch eine Modifizierung

- 28) Keil a.a.0. S. 397 1.
29) Vgl. Bracher a.a.O. S, 377 [.
30) Stampfer a.a.O. S. 580. :

31) Vgl. Dokument Nr. 1. — Die Ubereinstimmung in der Grundtendenz
;ﬂt den eingangs zitierten Ausfiihrungen Olto Brauns ist nicht zu ver-
ennen. : : —_
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des Regierungsprogramms eine Lage hitte geschaffen werden konnen,
in der es den Parteien, besonders der Deutschen Volkspartei und der
Sozialdemokratie, schwer gefallen wire, sich der Forderung nach prak-
tischer, konstriktiver Zusammenarbeit zu entzichen. Das hatte aller-
dings vorausgesetzt, daB der Reichskanzler nicht davor zuriickscheute,
die DVP sowie die iibrigen biirgerlichen Splitterparteien links von den
Deutschnationalen und damit auch die von ihnen reprisentierten wirt-
schaftlichen Interessentengruppen ebenso wie die Sozialdemokraten und
die Gewerkschaften zu einer definitiven politischen Entscheidung zu
zwingen, In Briinings stark fiskalischen und gouvernementalen Den-
ken behauptete jedoch der deflationistische Sanierungskurs, den er ohne
Riicksicht auf die akuten innenpolitischen Gefahren unverindert fort-
zufithren gedachte, eine verhidngnisvolle Prioritit. Von den Parteien
erwartete er weniger Mitarbeit, als daB sie in der Not der Krise durch-
halten und ihn nicht bei der Fortsetzung seiner ,sachlichen™ Politik
storen sollten. Auch die zuniichst in Aussicht genommene Linkserwei-
terung sollte nur der parlamentarischen Absicherung dieses biirokrati-
schen und mit fachminnischer Akkuratesse geplanten Kurses dienen.

LieB sich das gleiche ohne sozialdemokratische Regierungsbeteiligung
erreichen, so wurde er dadurch nur der Verlegenheit enthoben, sich
zwischen der SPD und den Kriften der gemiBigten Rechten innerhalb
der Regierung, die sich einer Einbeziehung der Sozialdemokraten wider-
setzten, entscheiden zu miissen. Der gewissenhafte und von seiner
sachlichen Aufgabe besessene Regierungschef, dessen Vorziige als Fach-
mann zugleich seine Schwiche als Politiker bezeichneten, verkannte
dabei, daB gerade das Fehlen einer festen Regierungskoalition, die fiir
die heterogenen Partner einen stindigen Zwang zur Zusammenarbeit
bedingt hitte, eine wirksame Durchpolitisierung der wirtschaftlichen
Interessen verhindern mufBte. Die Interessentengruppen, deren storen-
der EinfluB eingedimmt werden sollte, konnten auf diese Weise viel
ungehemmter und unvermittelter einen erpresserischen Druck auf die
Spitze ausiiben, durch den die von Briining erstrebte .Sachlichkeit”
einer Regierung iiber den miteinander zerfallenen Parteien der negati-
ven Tolerierungsmehrheit in vielen Fillen mehr als fragwiirdig wurde.

Das mangelnde, nicht allein auf den voraufgegangenen bosen Erfah-
-rungen beruhende Verstindnis des Kanzlers fiir die integrierende Be-
deutung des parlamentarischen Kompromisses — die sich allerdings,
wie nicht zuletzt Otto Brauns preuBisches Beispiel zeigt, nur beim
Vorhandensein einer ebenso starken wie elastischen Fithrung hitte voll
auswirken kdnnen — erklirt zu einem guten Teil, daB sich Briining
nicht ernsthafter um die Schaffung einer arbeitsfihigen Mehrheit unter
EinschluB der Sozialdemokraten bemiihte, soviel andere Faktoren —
seine eigenen konservativen Neigungen, Riicksichten auf Hindenburg,
Schleicher und die Reichswehr usw. — auch dabei im Spiel sein mochten.

Ist der Ubergang zur Tolerierung im Oktober 1930 einerseits als
Selbstausschaltung des Reichstags von der aktiven Mitgestaltung der
Politik zu begreifen, so darf andererseits nicht verkannt werden, daB
die Haltung des Reichskanzlers diese Entwicklung begiinstigen mubBte.
Das mindert allerdings nicht die Verantwortlichkeit der Parteien, und
am wenigsten die der SPD als der stiirksten Kraft der parlamentarischen
Demokratie. Es bleibt festzuhalten, daB die Parteifiihrung sich nach
den Wahlen nicht mit der Stellungnahme des preuBischen Ministerpri-
sidenten identifizierte, sondern von Anfang an darauf verzichtete, das
Gewicht ihrer 143 Mandate fiir eine aktive Regierungsbeteiligung in
die Waagschale zu werfen. Nichts erhellt die Situation so sehr, als daB
Briining und die sozialdemokratischen Fithrer sich auf halbem Wege in
dem Bestreben entgegenkamen, einer wirklichen politischen Entschei-
dung auszuweichen. Das heiBt nichts anderes, als daB die sozialdemo-
kratische Standardbegriindung, die Tolerierung sei das , kleinere (Ibel”
gegeniiber ciner offenen Diktatur oder einer ausgesprochenen Rechts-
regierung gewesen, zwar nicht falsch, aber doch erginzungsbediirftig
i . Hinzuzufiigen wiire, daB die Partei diese Losung, die weder Koa-
lition noch Opposition bedeutete, nicht nur den Konsequenzen eines
leichtfertigen Sturzes der Regierung Briining, sondern auch einer festen
Koalitionsbindung an diese Regierung, der sie das Weiteramtieren er-
moglichte, vorzog. Das gilt unabhingig davon, ob eine Regierungsbe-
teiligung erreichbar gewesen wire. Es kann allerdings nicht unbeachtet

bleiben, daB die Reichstagsfraktion schon bei ihrem ersten Zusammen-
tritt nur noch vor die Alternative Opposition oder Tolerierung ge-
stellt wurde und sich schon der Tolerierungsbeschluf in Anbetracht der
starken, in die Opposition dringenden Strémungen nur unter grofen
Schwierigkeiten durchsetzen lieB.

Die Duldung des Kabinetts Briinings verurteilte die Sozialdemokratie
zur volligen Bewegungslosigkeit. Sie sah sich dazu gezwungen, die
unpopulirsten Not- und SparmaBnahmen, die von ihren Anhingern
leidenschaftlich abgelehnt wurden, hinzunehmen, und muBte sogar die
einseitig den Interessen der Landwirtschaft dienenden Gesetze passie-
ren lassen. Die fithrenden Manner der Partei redeten sich in den Ver-
sammlungen im Lande die Kopfe heiff, um zu beweisen, daB das alles
nur geschehe, um Schlimmeres zu verhiiten, .fanden aber nur Mitleid
statt Verstindnis™ **). Auch als die .mationale Opposition” im Februar
1931 aus dem Reichstag auszog, um erst bei der Herbsttagung wieder-
zukehren, nutzte die Sozialdemokratie ihre voriibergehend betrichtlich
verstirkte Stellung nicht aus. Sogar dem Bauprogramm des Panzer-
schiffs B verhalf sie durch Stimmenthaltung zur Annahme, obgleich es
jetzt ohne weiteres durch eine sozialdemokratisch-kommunistische
Mehrheit hitte zu Fall gebracht werden kénnen 7).

Dieser EntschluB verlangte von den Sozialdemokraten wohl das
grofte MaB an Selbstverleugnung, zumal die erregten Debatten um das
1928 von der Reichstagsfraktion gegeniiber einer sozialdemokratisch
gefithrten Regierung abgelehnte Panzerschiff A ®%) noch nicht ver-
klungen waren. Auch diesmal wurde das Panzerschiff zum Hauptan-
klagepunkt der Opposition, die sich auf dem Leipziger Parteitag An-
fang Juni 1931 zum Angriff gegen die Parteifiilhrung formierte %°),

DaB sich diese in Leipzig mit imponierender Mehrheit zu behaupten

vermochte *%), erscheint um so bemerkenswerter, als die Regierung
kaum etwas getan hatte, um die schwierige Stellung der Sozialdemo-
kratie zu erleichtern, die nicht nur durch die Opposition in den eigenen
Reihen, sondern auch durch die kommunistische Konkurrenz immer
hirter bedringt wurde. Obgleich sich das auch in Zukunft nicht in-
derte, hielt die SPD mehr denn je am Tolerierungskurs fest.

So fithrte auch die Kabinettsumbildung im Oktober 1931, mit der
sich die Prisidialregierung noch weiter von der parlamentarischen Basis
l6ste, zu keiner Revision der sozialdemokratischen Haltung. Der . Vor-
wirts“ versuchte seinen Lesern klarzumachen, welche bedenklichen Per-
sonalverinderungen vermieden worden seien (,Weder Neurath, noch
Voegler, noch Gessler”)3"); und Breitscheid begriindete am 14. Ok-
tober im Reichstagsplenum die Ablehnung des MiBtrauensvotums durch
die Sozialdemokraten mit der Floskel, daB dadurch lediglich das
schirfste MiBtrauen gegen das, was nach Briining kime, bekundet wer-
den solle. Im Frithjahr 1932 schlieBlich blieb es der SPD nicht erspart,
sich trotz ihres inneren Widerstrebens mit aller Kraft fiir die Wieder-
wahl Hindenburgs einzusetzen, da sie keine andere Alternative zu einer
Prisidentschaft Hitlers und zu einer Machtiibernahme der Nationalso-
zialisten zu erkennen vermochte *%).

Der Bogen, der sich von den Septemberwahlen 1930 bis zum Sturz
Briinings spannt, macht deutlich, wie sehr der Sozialdemokratie das
Gesetz des Handelns aus den Hinden geglitten war. Sie bewihrte sich
in dieser ganzen Zeit, abgesehen von den katholischen Parteien und
der kleinen Staatspartei, als zuverlissigste parlamentarische Stiitze des

32) Wilhelm Hoegner, Der schwierige AuBlenseiter, Miinchen 1959, S. 61.

33) Bei der Abstimmung am 20, Méarz 1931 enthielten sich 108 sozial-
demokratische Abgeordnete der Stimme, wihrend 9 entgegen dem Frak-
tionsbeschluB mit den Kommunisten votierten; die iibrigen hatten wihrend
der Abs den Plenarsaal verlassen. Entsprechend verhielt sich die
Fraktion auch zu dem kommunistischen Antrag auf Streichung der letzten
Baurate fiir das Panzerschiff A.

34) Dazu die Spezialuntersuchung von Wolfgang Wacker, Der Bau des
Panzerschiffes ,A" und der Reichstag (Tiibinger Studien zur Geschichte und
Politik 11). Tibingen 1959.

35) Sozialdemokratischer Parteitag in Leipzig 1931, vom 31, Mai bis
5. Juni. Protokoll. Berlin 1931,

36) Der wichtigste Anirag, der einen verschiirften Fraktionszwang for-
derte, wurde in namentlicher Abstimmung mit 324 gegen 62 Stimmen an-
genommen.

37) Vgl. Schulthess 1931, S, 223f.

38) Dazu Dokument Nr. 5.
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Kabinetts, ohne dafiir mehr als kleine Zugestindnisse, besonders auf
sozialpolitischem Gebiet, einhandeln zu kénnen. Wenn eine oppositio-
nelle sozialdemokratische Zeitung im Frithjahr 1931 boshaft feststellte,
daB Briining wisse, ,wie man eine grollende Sozialdemokratie kirre
madien” konne, und nur mit sginem oder Hindenburgs Riicktritt zu
drohen brauche, um den Vorstand der Reichstagsfraktion wieder ,sanft
wie eine Taube” einlenken zu lassen®?), so wurde diese Charak-
teristik gerade darum als verletzend und diffamierend empfunden, weil
sie der Wahrheit recht nahe kam. Protokolle iiber die seltenen Unter-
redungen von Fraktionsvertretern der SPD mit dem Reichskanzler
zeigen die Sozialdemokraten, die bei solchen Gelegenheiten ein er-
staunliches MaB an Bescheidenheit bewiesen, weniger in der Rolle von
politischen Verhandlungspartnern als von Bittstellern bei einer Be-
hérde *").

Obgleich dieser Zustand als bedriickend und lahmend empfunden
werden mufBte, unterblieb jeder aktive politische VorstoB, der das par-
lamentarische Potential der Sozialdemokratie wirkungsvoller hitte zur
Geltung bringen konnen. Auch wenn sich die Partei wiederholt be-
miihte, die Regierung fiir haufigere Tagungen des Reichstags zu ge-
winnen, ging es ihr im wesentlichen nur darum, die Anwesenheit des
Parlaments nach auBen hin zu demonstrieren. Briining, der solche
Forderungen strikt zuriickwies, reagierte im Juni 1931 schon auf den
Kompromifvorschlag, mindestens die Einberufung des Hauptausschus-
ses zuzulassen, mit der Androhung seiner Demission. Die Sozialdemo-
kraten aber fanden sich damit ab, mochte ihnen noch soviel daran
liegen, auf diese Weise ein ,Ventil® fiir die Stimmung der Unzufrie-
denen und eine ,Kulisse® fiir die Arbeit der Regiening zu schaffen:
»Man konne dem Leuten im Lande damm wenigstens verstindlich
machen, dafl Verhandlungen im Gauge seien”*'). Zwar trug die SPD
schwer an der Mitverantwortung fiir die MaBnahmen des Kabinetts
Briining. Aber bei der steigenden Arbeitslosigkeit, der Zerriittung der
Offentlichen Finanzen und der wachsenden Verschlechterung der Wirt-
schaftslage fand sie sogar noch in der Vorstellung, daB keine sozial-
demokratischen Minister an der Regierung beteiligt waren, einen be-
scheidenen Trost *2). E

Alle Anstrengungen, aus der Partei heraus ein zugkriftiges Pro-
gramm zur Bekémpfung der Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit
zu entwickeln, scheiterten schon daran, daB auch die fithrenden Minner
und die Wirtschaftstheoretiker der Sozialdemokratie und der freien
Gewerkschaften das Gespenst der Inflation viel zu sehr fiirchteten *%).
Nach sorgfiltiger und gewissenhafter Priifung der Umstinde kamen
sic zu dem SchluB, daB es kein ,Generalrezept” **) fiir die Uberwin-
dung der Krise gebe. Wie in den Jahren nach 1918 wurden auch jetzt
alle ,Experimente” und jedes Abweichen vom Weg demokratischer Le-
galitit prinzipiell abgelehnt *%). So hatte die filhrende sozialdemokra-

39) ,Plauener Volkszeitung” vom 21. April 1931, zitiert von Westphal
auf dem Leipziger Parteitag:; Protokoll a.a,O. S. 237 f. Vgl. Kurt Koszyk,
Zwischen Kaiserreich und Diktatur. Die sozialdemokratische Presse von
1914 bis 1933 (Deutsche Presseforschung 1). Heidelberg 1958, S. 191.

40) Vgl. Dokument Nr. 2, 3 und 4. Dazu Schulthess 1931, S. 67 und 198,
iiber die Verhandlungen Briinings mit Vertretern der sozialdemokratischen
Reichstagsfraktion Anfang Mérz und am 1. September 1931.

41) Dokument Nr. 4; vgl. auch Dokument Nr. 2.

42) Sollmann erklirle als Berichlersialier der Reichstagsfraktion auf dem
Leipziger Parteitag nach dem Protokoll, a.a.0. S. 112: ,Die Erwerbslosigkeit
ist auf 5 Millionen gesliegen, flaut nur langsam ab und sleigt immer wieder
im Zickzack empor. Die offenilichen Finanzen sind zerriittet. Unsere Wirt-
schaftslage verschlechtert sich noch immer. Ich bin nicht so unehrlich und
auch nicht ungeschult genug, um der jetzigen Regierung alle Schuld darap
zuzuweisen. Aber ich frage den Parteitag und die deutsche Uffentlichkeit:
Welch ein verlogenes Geheul gegen die Minister wiirde tdglich in allen
biirgerlichen Zeitungen erhoben werden, wenn der Reichskanzler jetzt Her-
mann Miiller und der Reichsfinanzminister Hilferding wére! (Sehr richtigh)*

43) Vgl. Stampfer, Die vierzehn Jahre, S. 609 f, 638 f.; ders,, Erfahrun-
gen und Erkenntnisse. Koln 1957, S. 258 f. — Stampfer behandelt auch den
;rd: seinen Urhebern Woytinsky, Tarnow und Baade bezeichneten WTB-

an,

44) So Tarnow in seinem Referal auf dem Leipziger Parleitag; Protokoll
aa.0. S. 47,

45) Eine erhebliche Rolle spielte in diesem Zusammenhang die Diskus-
sion {iber den ersten ryssischen Funfjahrplan, Vgl. Erich Matthias, Die deut-
sche Sozialdemokratie und der Osten (Arbeitsgemeinschaft fiir Osteuropa-
forschung, Forschungsberichte und Untersuchungen zur Zeitgeschichte 11).
Tiibingen 1954, S. Tgﬂ.

tische Richtung der Deflationspolitik der Regierung keine eigene Alter-
native entgegenzustellen, ganz abgesehen davon, daB nach ihrer Auf-
fassung auch die machtpolitischen Voraussetzungen fiir eine sozialisti-
sche Losung gefehlt hiitten. In dieser Lage schien ihr nichts anderes
iibrig zu bleiben, als den Lebensstandard der Arbeiterschaft, so gut
oder schlecht es eben ging, zu verteidigen und auf das Abflauen der
Wirtschaftskrise zu hoffen; die sozialdemokratischen Erwartungen kon-
zentrierten sich paradoxerweise auf die Wiedergesundung der kapita-
listischen Wirtschaft. Wenn erst die Wirtschaft wieder normal funk-
tionierte, wiirde sich auch die verfassungsmiBige Ordnung der deut-
schen Republik wieder befestigen und das Parlament seine Macht zu-
riickgewinnen. So etwa lautete das Konzept der sozialdemokratischen
Tolerierungspolitik, in der sich VerantwortungsbewuBtsein und Opfer-
bereitschaft mit tiefer Ratlosigkeit und mangelnder politischer Initia-
tive vereinigten.

Hinter der negativen Linie dieser Politik, der es darauf ankam, das -

Zentrum und die biirgerlichen Mittelparteien zu binden und die Na-
tionalsozialisten von der Macht fernzuhalten, verbarg sich ein unge-
brochener Abwehrwille, der in der starken sozialdemokratischen
Organisation und in den der Partei noch verbliebenen Machtpositionen,
vor allem ihrer Stellung in PreuBen, seinen Riickhalt fand. Wenn es
gelang, PreuBen zu behaupten, so schien auch die Sache der Republik
nicht verloren: Die Riicksicht auf dieses ,letzte grofle Bollwerk, die
Zitadelle der Demokratie und der Republik in Deutsdiland” 1), lie-
ferte auch den gewichtigsten Rechtfertigungsgrund fiir die Tolerie-
rung *7), da jede Verschirfung der Gegensitze zwischen Sozialdemo-
kratie und Zentrum im Reich auch den preuBischen Koalitionsverband
zu erschiittern drohte.

Braun und Briining

Der Bruch der GroBen Koalition im Frithjahr 1930 hatte auch die
Weimarer Koalition in PreuBen akut gefihrdet. Die preuBische Land-
tagsfraktion des Zentrums verstand sich jedoch trotz starken Dringens
aus den Reihen der eigenen Partei nicht dazu, die iiber lange Jahre be-
wihrte Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten in der preuBischen
Regierung aufzugeben. So blieb ungeachtet der Erbitterung, mit der
sich Zentrum und Sozialdemokratie im Reichstagswahlkampf gegeniiber-
standen, eine Briicke zwischen den beiden Parteien erhalten, die es
nach den Septemberwahlen erleichterte, die Tolerierungsmehrheit zu
begriinden. Hier hitte nach Auffassung des preuBischen Ministerprasi-
denten Otto Braun auch der mdgliche Ausgangspunkt fiir die Riickkehr
zu einer Regierung der GroBen Koalition im Reich liegen konnen. Da-
bei unterschitzte er keineswegs die Schwierigkeiten, denen der Versuch,
zu einer parlamentarischen Ldsung der Krise zu gelangen, begegnen
muBte. Er glaubte jedoch, einen gangbaren Weg zu sehen, der es den
beteiligten Parteien erlaubt hitte, iiber alle sachlichen Gegensiitze und
gefiihlsmiBigen Hemmungen hinweg die Konsequenzen aus der ver-
fahrenen Lage zu zichen, ohne dabei in der erhitzten und psycho-
logisch belasteten innenpolitischen Atmosphiire ihren Anhingern im
Land gegeniiber das Gesicht zu verlieren.

Die von Braun ins Auge gefaBte Losung, die den gordischen Knoten
mit einem kithnen Streich durchhauen sollte, sah eine Personalunion
zwischen den Amtern deés preuBischen Ministerprisidenten und des
Vizekanzlers im Reich vor *%). Da ein wirksames Vorgehen gegen die
extremen verfassungsfeindlichen Krifte ohnehin eine enge Zusammen-
arbeit der Reichsregierung mit der preuBischen Staatsregierung erfor-

_—

46) So in dem Aufruf der preuBischen Staalsregierung zum Volksentscheid
iiber die Auflésung des preufiischen Landtages vom 6. August 1931. Vgl
Schulthess 1931, S. 176. :

47) Bereits in dem oben zitierten Brief Hermann Millers an Otto
von Ende September 1930 heiBt es: ,Ich bin der Uberz , daB ein mit
Eﬂ!& der S.?:!aidmhatia zum zweiten Male herbe ter Sturz der

egierung Briining Konsequenzen fiir die preuBische Regierung auslosen
wird." Vgl. Braun a.a.O. S. 308. b :

48) Miindliche Mitteilung von Dr. Herbert Weichmann, Finanzsenator

der Hansestadt Hamburg, damals personlicher Referent Brauns.
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derte, lag der Gedanke an eine derartige technische Verbindung zwi-
schen den beiden Zentralregierungen, die eine bessere Koordinierung
der beiderseitigen MaBnahmen ermédglicht und den gemeinsamen Ab-
wehrwillen demonstriert hiitte, in der Luft*®). Die Berufung Brauns
hitte sich als notwendige — von parteipolitischen Erwigungen weit-
gehend unabhingige — staatspolitische MaBnahme und als erster
Schritt zur Verwirklichung der angekiindigten Reichsreform begriinden
lassen, die in erster Linie den Dualismus beseitigen sollte und nach
den Beschliissen des Verfassungausschusses der Linderkonferenz vom
Sommer 1930 in ein akutes Stadium getreten zu sein schien. Im Ender-
gebnis aber brauchte es keinen Unterschied zu machen, ob Braun als
Vertreter des preuBischen Staates oder der sozialdemokratischen Partei
der Reichsregierung angehdrte, nur daB im ersten Falle die GroBe
Koalition unter EinschluB der Sozialdemokraten gleichsam beildufig
und als Nebenresultat eines Aktes der Staatsraison wiederhergestellt
worden wiire. Dabei diirfte fiir Braun auch die Uberlegung eine Rolle
gespielt haben, daB die Abneigung des Reichsprisidenten gegen eine
sozialdemokratische Regierungsbeteiligung auf diese Weise am ehesten
zu iiberwinden sein wiirde, zumal sich zwischen Hindenburg und ihm
im Laufe der Jahre eine Art von Vertrauensverhiltnis herausgebildet
hatte, das nicht zuletzt auf ihrer gemeinsamen ostpreufischen Lands-
mannschaft beruhte.

Zur Wiirdigung des geschilderten Lésungsvorschlages scheint erfor-
derlich, etwas niher auf die Stellung des preuBischen Ministerprisiden-
ten zur Frage der Reichsreform einzugehen. Wenn Braun in seinen
Memoiren betont, er habe ,die Mission des neuen Preuflen” darin ge-
schen, ,die Demokratie in Deutsdiland zu sichern und zu vertiefen" 59),
liefert er damit den Schliissel zum Verstindnis seiner gesamten Politik.
Gegeniiber den labilen parlamentarischen Verhiltnissen im Reich, wo
eine Krise die andere abldste und die Regierungen — an denen die
Sozialdemokratie meist iiberhaupt nicht beteiligt war — haufig
wechselten, bedeutete die Aufrechterhaltung einer selbstindigen, auf
einer festen demokratischen Plattform fuBenden preuischen Regierung
der Weimarer Koalition sowohl nach Auffassung Brauns als auch seiner
Partei ein unentbehrliches Gegengewicht. Durch diese Haltung wurde das
prinzipielle Bekenntnis zum ,dezentralisierten Einheitsstaat”, das fiir
die Sozialdemokratie niemals in Frage stand, in der politischen Praxis
so stark abgewandelt, daB das Festhalten an der preuBischen Madcht-
stellung fiir weite Teile der Partei ein starres Dogma sozialdemokra-
tischer Politik bedeutete '). Den unvermeidlichen Spannungen zwi-
schen den Biirgerblockregierungen im Reich und der sozialdemokratisch
gefihrten PreuBenregierung versuchte Braun ,als walrer Staatsmann®
dadurch entgegenzuwirken, daB er in vielen Fillen ,seine Madit midt
ausnutzte, wo er es im Interesse seiner eigenen Politik oder dewm seiner
Partei hatte tun kénnen” °2). Nichtsdestoweniger sah gerade er in dem
zu immer neuen Reibereien fithrenden Nebeneinanderbestehen zweier
Zentralregierungen keine Dauerldsung, Der sozialdemokratische Wahl-
ieg des Jahres 1928 erschien ihm als der geeignete Auftakt, um die
Reichsreform auf dem von ihm ,als allein gangbar und aussiditsreich”
erkannten Weg iiber eine ,Personalunion der leitenden Regierungs-
stellen im Reidh umd in Preufen” und ,Verwaltungsgemeinsdiaften
auf allen widitigen Gebieten® 53) praktisch in Gang zu setzen. DaB die
Partei damals Hermann Miiller und nicht ihn als Kanzlerkandidaten
nominierte, bedeutete fiir Braun eine nachhaltige und nie ganz iiber-
wundene Enttiuschung ®%). Hitte sich der Parteivorstand der SPD 1928
fiir ihn erklirt, wire er nach seinem eigenen Zeugnis entschlossen ge-
wesen, an die Spitze des Reichskabinetts zu treten, ohne seine , Madit-
position in Preuflen” aufzugeben 5%), Diese Haltung zeugt von einem
starken Vertrauen in die eigenen, unter schwierigen Umstinden be-
wihrten staatsminnischen Fihigkeiten, darf jedoch nicht mit persdn-

49) Vgl. Carl Severing, Mein Lebensweg, Bd. 2. Kéln 1950, S. 303.
50) Braun a.a.0. S. 438. :
51) Vgl. Bracher a.a. 0. S. 567 f.

52) Arnold Brecht, Vorspiel zum Schweigen. Wien 1948, S. 83.
53) Braun a.a.O. S. 359.

54) Siehe Anm. 1.

55) Braun a.a. 0. S. 245 £,

lichem Ehrgeiz verwechselt werden. Dagegen spricht schon, daB er so
schnell resignierte und darauf verzichtete, mit dem ganzen Gewicht
seiner Personlichkeit fiir die von ihm sachlich fiir richtig gehaltene L5-
sung zu kimpfen %), Ahnlich ist auch sein Verhalten nach den Septem-
berwahlen von 1930 zu beurteilen, hinter dem wiederum eine starke
sachliche Leidenschaft stand, die jedoch gerade dadurch gehemmt wurde,
daB die Personalunion ihn selbst zur politischen Schliisselfigur gemacht
hitte. So sehr er davon iiberzeugt war, daB die Stunde nicht nur eine
sozialdemokratische Regierungsbeteiligung, sondern auch eine effektive
Stirkung der zersplitterten Staatsgewalt und einen Mann von Tat- und
EntschluBkraft forderte, so unertriglich wire es ihm gewesen, dem
Verdacht ausgesetzt zu sein, er dringe sich selbst in den Vordergrund.

Die Bedeutung, die Braun dem auch von dem preuBischen Zentrums-
minister Hirtsiefer ®") unterstiitzten Personalunionsplan beima8, steht
in einem merkwiirdigen Kontrast zu den schwachen Bemithungen, mit
denen er diese Losung zu férdern versuchte. Vermutlich erfolgte von
seiner Seite kaum mehr als ein VorstoB in der Reichskanzlei iiber einen
Mittelsmann. Nachdem er mehrere Tage vergeblich darauf gewartet
hatte, daB der Reichskanzler auf diese Anregung hin an ihn herantre-
ten wiirde, floh er, von schweren Sorgen bedriickt, aus dem politischen
Getriebe Berlins in die Stille seines Jagdreviers in der Schorfheide %),
Schon jetzt, kaum langer als eine Woche nach den Wahlen, gewann
das resignierende Gefiihl bei ihm die Oberhand, daB eine entscheidende
politische Chance verpaBt worden sei. Ob Briining, der zunichst mit dem
Gedanken an eine Linkserweiterung spielte, in diesem Zusammenhang
auch den Gedanken an eine Berufung Brauns erwogen hat, liBt sich
nach unserer bisherigen Kenntnis nicht sagen. Sicher erscheint nur, da8
es nicht einmal zu einer Aussprache zwischen den beiden Regierungs-
chefs iiber dieses Thema gekommen ist. Als Braun Anfang Oktober
nach Berlin zuriickkehrte, war von einer mdglichen Personalunion keine

Rede mehr, und er setzte jetzt seinen EinfluB fiir die Tolerierung ein ®%), .

die zwar keinen konstruktiven parlamentarischen Ausweg offnete, aber
es nicht nur Briining moglich machte, mit Notverordnungen weiterzu-
regieren, sondern auch die Weimarer Koalition in PreuBen absicherte.

Der Weg, den Braun vor sich sah, als er nach den Septemberwahlen
eine ,grofle Koalition aller Verniinftigen™ °) forderte, ist hier nur des-
halb so ausfithrlich behandelt worden, weil er ein charakteristisches
Licht auf die Politik des preufischen Ministerprisidenten wirft und
knapp ein Jahr spiter, im August 1931, noch einmal aktuell wurde **).
Im Hintergrund standen die Verschirfung der Wirtschaftskrise, die mit
dem Bankenkrach einen Hdhepunkt erreichte, und der durch den Stahl-
helm inszenierte — aber nicht nur von der gesamten Rechten einschlieB-

56) A.a.O. S. 246. Auf S, 358 klagt Braun dariiber, daf ,die Berufensten,
der sozialdemokratische Kanzler Miiller, wie Severing als zustdndiger
Reichsinnenminister jede klare Stellungnahme® zur Reichsreform hitten
vermissen lassen.

57) Vgl. Severing a.a.0. S. 303,

58) Nach miindlichen Mitteilungen Weichmanns; sieche Anm. 48, Der Auf-
enthalt in der Schorfheide wird durch Braun a.a.O. S. 308 f. bestitigt. Der
dort abgedruckte Brief Hermann Miillers betont, es sei ,absolut notwen-
dig®, daB Braun bei der Sitzung der Reichstagsfraktion am 3. Oktober 1930 an-
wesend sei. Hinzu komme, ,daB in Versammlungen und in der Presse, wenn
von Regierungsbeteiligung die Rede ist, immer wieder Dein Name ge-
nannt wird. Man sieht in Dir von sozialdemokratischer Seite die stdrkste
unverbrauchte Kraft, wie man von biirgerlich-wirtschaftlicher Seite in Dir
den deutschen Mussolini — mit Pilsudski will ich Dich nicht vergleichen—
glaubt erwachsen zu sehen.” — Dieser Passus war offensichtlich psycho-
logisch auf den Empfénger zugeschnitten. — Braun teilt a.a.0. weiter mit,
der Brief Miillers sei ihm durch Staatssekretir Weismann mit der Bemer-
kung iibermittelt worden, daB Briining dringend eine Unterredung mit ihm
wiinsche, — Das im vorigen Kapitel zitierte stenographische Tagebuch
Piinders gibt iiber diese Frage keinen AufschluB, braucht jedoch der Ver-
sion Weichmanns nicht zu widersprechen. Unter dem 17. September be-
richtet es iiber Beratungen zwischen den drei Staatssekretiren Weismann
(der fiir die Vermittlungsaktion in Frage gekommen wire), Piinder und
MeiBner und weist dabei nachdriicklich auf eine wichtige vertrauliche Auf-
zeichnung iiber diese Unterredung hin, die jedoch trotz sorgfaltiger Nach-
forschungen in den Akten der Reichskanzlei bisher nicht aufgefunden wer-
den konnte. Unter dem 25. findet sich die — ebenfalls als Indiz nicht aus-
reichende — Wendung, selbst wenn man mit ,Braun und Genossen® einig
werde, wiirden Teile der bisherigen Koalition auf der Rechten abspringen.

59) Vgl. oben
60) Siehe "Anm. 9.

61) Fiir das Folgende vgl. Erich Matthias und Rudolf Morsey, Die Deut-
sche Staatspartei, in dieser Ausgabe. Dort auch alle einschligigen Quellen-
und Literaturangaben.
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lich der Deutschen Volkspartei, sondern auch von den Kommunisten
unterstiitzte — Volksentscheid iiber die Auflésung des preuBischen
Landtags, der sich indirekt auch gegen die Reichsregierung richtete.
Die Finanznot war so driickend geworden, daB eine groBziigige Ratio-
nalisierung der Sffentlichen Verwaltung und damit die Inangriffnahme
der Reichsreform und der Reichsverwaltungsreform dringend geboten
schien. Das wurde sowohl in der Reichsregierung als auch in der preu-
Bischen Staatsregierung empfunden, zumal die unertriglich gewordene
finanzielle Abhéngigkeit PreuBens vom Reich der preuBischen Politik
auch den letzten Rest von Selbstiandigkeit zu nehmen drohte. Die von
preufischer Seite empfohlenen SofortmaBnahmen sahen u. a. die Ernen-
nung des preuBischen Ministerprasidenten zum Vizekanzler und des
preuBischen Innenministers Severing zum Reichsinnenminister vor; und
voriibergehend hatte es den Anschein, daB Briining, der auch mit der
sozialdemokratischen Parteifithrung Fithlung nahm, darauf einzugehen
geneigt sei. Die aktuelle politische Bedeutung der preuBischen Pline
lag darin, daB sie de facto die notwendige administrative Stiarkung der
Reichsgewalt und die Beseitigung des Dualismus mit der Festigung der
parlamentarischen Basis des Kabinetts Briining verkoppelten. Auf dem
Umwege iiber die Reichsreform sollte eine feste Koalition unter Ein-
schluB der Sozialdemokraten geschaffen und damit die Grundlage fiir
eine nicht ausschlieBlich auf den Artikel 48 angewiesene Reichsregie-
rung zuriickgewonnen werden.

Nach einer kurzen Zeit des Schwankens entschied sich jedoch Brii-
ning, die schwierige Frage der Reichsreform, seinem urspriinglichen
Vorsatz entsprechend, bis zum Abschluf der Reparationsverhandlungen
zuriickzustellen. Die durch einen voreiligen Zeitschriftenartikel des
preufischen Finanzministers Hopker-Aschoff mobilisierten Wider-
stinde, die Intervention Schleichers, eine voriibergehende Verschlechte-
rung des Verhiltnisses zwischen Braun und Briining und nicht zuletzt
die Unentschlossenheit des Kanzlers, der mit seinen Vorziigen und
Schwiichen so etwas wie eine Bethmann-Hollweg-Natur war, diirften
zusammengewirkt haben, um dieses negative Ergebnis herbeizufiihren.

Der schon in den Vorerdrterungen steckenbleibende Versuch hatte
allerdings noch ein Nachspiel; und zwar nahm Briining den Riicktritt
Hépker-Aschoffs ?) zum AnlaB, Braun den Vorschlag zu machen, dem
Reichsfinanzminister Dietrich auch das preuBische Finanzministerium
zu iibertragen. Braun, der diesen Vorschlag nicht fiir weitgehend genug
hielt, kniipfte seine Zustimmung an die Bedingung, daB Briining gleich-
zeitig das preuBische Ministerprisidium iibernehmen miisse. Er bot an,
dieser Losung durch seinen Riicktritt den Weg zu ebnen und sich in der
SPD fiir sie einzusetzen ®%). Auch hier ging es Braun also um den poli-
tischen Effekt der Personalunion, die auch in dieser Form eine festere
parlamentarische Bindung zwischen der Reichsregierung und der SPD
bedingt hitte. Abgesehen davon hétte Briining, der durch die Umbil-
dung des Reichskabinetts im Oktober in noch groBerer Abhangigkeit
vom Reichsprasidenten geraten war, durch seine Wahl zum Chef einer
preuBischen Mehrheitsregierung der Weimarer Koalition auch Hinden-
burg gegeniiber wieder mehr Bewegungsfreiheit gewinnen kénnen.

Die geschilderten drei Stationen September 1930, August und Herbst
1931 belegen die Kontinuitit in den politischen Zielvorstellungen
des preuBischen Ministerprasidenten, der ein bemerkenswertes Maf
an politischem Weitblick besaB, und lenken gleichzeitig den Blick auf
die Bedeutung des Verhiltnisses zwischen Braun und Briining fiir die
Endphase der Weimarer Republik. Braun war weder Freund einer uni-
tarischen Reichsreform um jeden Preis, noch hielt er es fiir der Weisheit
letzten SchluB, starr an der preuBischen Machtstellung festzuhalten.
DaB es gerade ihm nicht leicht gefallen wire, die ersten Schritte auf
einem Wege zu tun, der zum Abbau des selbstindigen preuBischen
Staatswesens fithren muBte, kann dabei keinem Zweifel unterliegen.

62) Am 12. Oklober 1931; dazu Braun a.a.O. S. 352 fi.

63) A.a.0. S. 3541 Dazu auch Waldemar Besson, Wiirttemberg und die
deutsche Staatskrise 1928—1933, Stuttgart, S. 165.

Aber das hitte ihn nicht davon abgehalten, die Hand zu einer kon-
struktiven L8sung zu reichen, durch die der Republik bessere Aussichten
erdffnet worden wiiren, sich gegeniiber dem Ansturm der Gegner der
Demokratie zu behaupten. Wenn wir seine Intentionen richtig inter-
pretieren, so hitte am Anfang ein Schutz- und Trutzbiindnis der Chefs
der beiden Zentralregierungen stehen miissen, ein Pakt, der in sich
schon eine politische Tatsache darstellte, auch dem Reichsprisidenten
und den Parteien gegeniiber. Der Versuch, das gestdrte parlamentarische
Zusammenspiel wieder zu beleben, bot nach seiner Auffassung nur
dann Aussicht, wenn von der Spitze ein starker Zwang zur Integration
auf die durch Interessenkonflikte zerrissenen antitotalitiren Parteien
ausgeiibt wurde. Dazu sollte der durch seinen Eintritt als Vizekanzler
in die Reichsregierung besiegelte Pakt mit Briining den Auftakt geben.
Dabei glaubte er, nicht mehr tun zu diirfen, als vorsichtig anzuregen.
Die Initiative aber konnte nur vom Reichskanzler ausgehen, dessen
Zustindigkeit und Verantwortlichkeit Braun ebenso respektierte, wie
er selbst in seinem eigenen Amtsbereich als preuBischer Ministerprisi-
dent keine Eingriffe von nicht zustindiger Seite hinzunehmen bereit
war. Hier zeigt sich klar, daf ein solcher Pakt nicht zuletzt ein psycho-
logisches Problem bedeutete °%). Der zaudernde, vorsichtige, asketische
Westfale Briining und der im Bereich seiner Zustindigkeiten entschluf-
kriftigere und elastischere, aber bei aller duBerer Robustheit nicht
minder leicht verletzbare OstpreuBe Braun waren beide, jeder auf seine
eigene Weise, verschlossen und gehemmt.

Trotzdem fanden Braun und Briining ein Verhiltnis zueinander, das
man vielleicht am besten als ein begrenztes Biindnis charakterisiert 5°).
PreuBen war nicht nur auf die Reichsregierung, sondern diese auch auf
die preuBische Staatsregierung der Weimarer Koalition angewiesen.
Braun bemiihte sich schon wegen des Biindnisses mit dem preuBischen
Zentrum kontinuierlich, den Bediirfnissen der Reichspolitik gerecht zu
werden, auch in den Anspriichen seiner eigenen Partei gegeniiber %9),
Aber wenn die preuBische Regierung bis zum Frithjahr 1932 die zu-
verlissige Stiitze Briinings blieb, so zeigt der untrennbare Zusammen-
hang zwischen der Wahlniederlage der preuBischen Koalition bei den
Landtagswahlen vom April 1932, die den Erfolg der Prisidentenwah-
len wieder zunichte machten, und dem Sturz des allein noch vom Ver-
trauen Hindenburgs abhingigen Reichskanzlers Briining am besten, wie
wenig dieses begrenzte Biindnis ausreichte®7).

Niemand vermag zu sagen, ob eine Reichspolitik im Sinne Brauns
das Schicksal hitte abwenden kénnen und ob es gelungen wire, auf
diesem Wege zu einer starken Regierung mit einer ausreichenden par-
lamentarischen Grundlage zu kommen. Allein eine groBe Chance hitte
auch ein groBes Risiko gerechtfertigt. Es hiitte schon viel bedeutet,
wenn eine einheitliche riicksichtslose Abwehr der nationalsozialistischen
und kommunistischen Provokationen gewihrleistet worden wiire %8).

64) Es ist bezeichnend, daB Braun sowohl im September 1930 als auch im
August 1931 mit Hilfe von Mittelsleuten vorging. Auch im zweiten Falle
scheint es in den entscheidenden Tagen nicht zu einem persbnlid&en Kon-
takt mit Briining gekommen zu sein.

65) Pinder spricht in einem Brief vom 8. Oktober 1959 an den Verfasser
von einem ,sehr engen und vertrauensvollen und laufenden Gedankenaus-
tausch zwischen den damaligen beiden Seiten der ,WilhelmstraBe', und
zwar vor allem zwischen Herrn Reichskanzler Briining persénlich und dem
Herrn Ministerprasidenten Braun®.

66) Dazu auch Dokument Nr. 4.

67) Vgl. den Kommentar Stampfers, Die vierzehn Jahre, S. 624, zum
Sturz Briinings: ,So endete Briining wie ein kaiserlicher Kanzler, von Hof-
intrigen gestiirzt. Das parlamentarische System funktionierte nicht mehr,
er hatte sich auch nicht bemiiht, es wieder in Gang zu bringen. Es gab nur
noch eine passive Mehrheit, die sich den Kanzler gefallen lieB, keine ak-
tive, die ihn vor den Kabalen des Palastes schiitzte.

68) Der Wille PreuBens, sich ,auf die entschiedene Bekdmpfung der Na-
tionalsozialisten* einzustellen (Braun a.a.O. S. 309), wurde durch Ernen-
nung Severings zum Innenminister am 21, Oktober und Grzesinskis zum
Polizeiprasidenten von Berlin am 4. November 1930 demonstriert (vgl. a.a.0.
S. 312), wahrend die ,Ein-Schritt-vor-und-zwei-Schritte-zuriick-Taktik der
Reichsregierung® den Kampf gegen die republikfeindlichen m aadl_
Braun (a.a.0. S. 326) um jede Wirkung brachte. Dazu auch die ent:
den Partien in den Erinnerungen Severings.
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Mehr noch hing davon ab, ob es hitte gelingen kdnnen, die Linder-
wahlen, insbesondere die PreuBenwahlen, durch schnelles Vorantreiben
der Reichsreform als Stdrungsquelle der Politik des Reiches auszuschal-
ten. Aber auch die Frage einer Erginzung des Spar- und Sanierungs-
kurses durch ein Arbeitsbeschaffungsprogramm wire bei einer Berufung
Brauns in die Reichsregierung unweigerlich zur Debatte gekommen 7).

Durchbrach Braun einerseits mit seinen Intentionen den Horizont
der geldhmten und passiven sozialdemokratischen Politik, so erscheint
es andererseits charakteristisch fiir ihn, daB er kaum etwas dazu tat,
seine Partei zu einer selbstindigen politischen Aktivitit zu bewegen
und den Ansatz zu einer Losung der Probleme der Krise aus der Sphire
des Staatlichen erwartete. Aber wenn die Sozialdemokratie auch nicht
von sich aus zur Regierungsverantwortung dringte und sogar glaubte,
durch die halbe Lésung der Tolerierung die Konkurrenz der Kommu-

69) Vgl. die zu Anfang des vorigen Kapitels zitierle Stellungnahme
Brauns vom 15. September 1930. Ferner Arnold Brecht, Die Auflésung der
Weimarer Republik und die politische Wissenschaft, in: Zeitschrift fiir Poli-
tik 2, 1955, S, 306.

nisten und den Druck ihres eigenen linken Fliigels besser abfangen zu
konnen, als wenn sie direkte Regierungspartei gewesen wiire, so hitte
sie sich, von Briining und Braun ernstlich vor die Wahl gestellt, kaum
der Zustimmung zu den Personalunionsplinen entzogen. Insofern
diirfte die Kalkulation Brauns richtig gewesen sein. Die groBten Hin-
dernisse lagen zweifellos an anderer Stelle. Doch alle Spekulationen
sind miiBig, da weder im September 1930 noch im August des folgen-
den Jahres der Pakt der Regierungschefs zustande kam.

Anmerkung:

Erich Malthias, Dr. phil, geb. 4. August 1921 in Uetzingen (Lineburger
Heide). Hauptsdchlich durch parteigeschichtliche Studien (u. a. ,Sozialdemo-
kratie und Nation”, Stuttgart 1952; ,Die deutsche Sozialdemokratie und der
Osten 1914—1945", Tiibingen 1954) hervorgetreten. Leiter des von der ,Kom-
mission fir Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien®
in Bonn veranstalteten Editionsunternehmens ,Quellen zur Geschichte des
Parlamentarismus und der politischen Parleien” (bisher erschienen: ,Der
Interfraktionelle AusschuB 1917/18", unter Mitwirkung von Rudolf Morsey,
2 Bénde, Disseldorf 1959).
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ERICH MATTHIAS/RUDOLF MORSEY

Die Deutsche Staatspartei

Das Fehlen einer an politischem Gewicht dem Zentrum und der Sozialdemokratie vergleichbaren Partei des
liberalen und demokratischen Biirgertums, zu der sich die Deutsche Demokratische Partei entwickelt hatte,
war vielleicht das entscheidendste Hindernis filr die Konsolidierung der in Weimar errichteten demokrati-
schen Ordnung. Im Sommer 1930 mifilang das Experiment, durch die Griindung der ,Staatspartei® die zer-
splitterten Kridite in der Mitte des Parteienfeldes zusammenzufassen. Die Enischeidungen der Staalspartei
blieben bis 1932 dadurch festgelegt, daB sie sowohl durch ihren Vorsitzenden H. Dietrich im autoritiren
Priisidialkabinett Briinings als auch mit H. Hopker-Aschoff an der sozialdemokratisch gefilhrien preufi-
schen Regierung beteiligt war. Der Ausgang der Landtagswahlen vom April 1932 brachte der Partel eine
vernichtende Niederlage ein, so daB sich die Stimmen mehrten, die fiir eine Auflésung eintraten.

Der Anfang vom Ende

So sehr sich die Staatspartei in der letzten Zeit der Kanzlerschaft
Briinings danach gesehnt hatte, von der Last der Mitverantwortung be-
freit zu werden, so wenig vermochte sie sich von Briinings Sturz eine
Erleichterung zu versprechen. Die stiirmische politische Entwicklung
lie der schwer angeschlagenen, von endgiiltiger Vernichtung bedrohten
Partei nach der preuBischen Niederlage keine Zeit zu ruhiger Besin-
nung. Der Berufung Papens ins Kanzleramt folgte die Auflosung des
Reichstags auf dem FuBe, die den Auftakt zu einem Wirbel iiberhaste-
ter Verhandlungen iiber Fusionen, Blockbildungen und Listenverbin-
dungen gab, ohne daB es zu einem Ergebnis gekommen wiire. Schlie-
lich ging die Staatspartei als einzige Mittelpartei’) selbstindig in den
Wahlkampf, wodurch sie, wie Heuss meinte, so ,etwas wie Seltenheits-
wert” bekam ?).

Modhte die bittere Diagnose, daB sie ,jetzt sdion auf dem Grumd-
stand von Amhingern angelangt® sei, .fiir die die Partei sdion lingst
nicht mehr Ausdruck politischer Willensbildung, sondern eine gesell-
schaftlicke Vereinigung oder ein Stammtisdh ist, an dem sie auch ohne
politische Wirkungsmoglidikeit festhalten” ®), auch den Motiven der
Treugebliebenen in vielen Fillen nicht gerecht werden, so konnte
doch kaum eine Tauschung iiber die geringen Aussichten bestehen.
Dietrichs resignierende Feststellung in der Sitzung des Gesamtvorstan-
des vom 12. Juni, daB ,die Biirger den Glauben an sich selbst” verlo-
ren hitten und daB, ,solange eine so grofle Sdiidit der Bevilkerung
sich in dieser Geistesverfassung” blinder Prophetengliubigkeit befinde,
wenig zu erhoffen sei, fand jedenfalls keinen Widerspruch.

Das Ergebnis der Reichstagswahlen vom 31. Juli konnte kaum we-
sentlich anders lauten als das der Preufenwahlen drei Monate zuvor.
Die Staatspartei kehrte mit ganzen vier Abgeordneten (Dietrich, Heuss,
Lemmer, Stolper) in das Parlament zuriick, das, kaum daB es sich kon-
stituiert hatte, schon wieder der Aufldsung anheimfiel. Nach den Neu-
wahlen vom 6. November, die einen weiteren Stimmenriickgang brach-
ten (von 371378 auf 337 871), wurden nur noch Dietrich und Rein-
hold Maier gewihlt, die sich im Reichstag verschimt als ,Siiddeutsche
Demokraten” bezeichneten — auf Grund eines Vorschlages von Rein-

1) Vgl. auch Horkenbach 1932, S. 228. .
2) Vgl das Protokoll der Sitzung des Gesamtvorstandes vom 7. Juli 1932,

3) So Eberhard Wildermuth am 11. Juni 1932 an Nuschke; Durchschlag
im NachlaB Dietrich,

hold Maier *), den er nach seinen eigenen Worten ,in einem Augen-
blick eines gewissen Defaitismus” gemacht hatte °).

Die Staatspartei fithrte beide Reichstagswahlkimpfe des Jahres 1932
in schroffer Frontstellung gegen den Nationalsozialismus, wihrend sich
ihre urspriingliche kompromiBlose Gegnerschaft zum Kabinett Papen
vor den Novemberwahlen in einigen Punkten auflockerte. Ahnlich wie
Zentrum und Sozialdemokratie hatte sie Anfang Juni die neue Regie-
rung, die, .gegen den Geist der Verfassung gebildet®, lediglich dazu be-
stimmt sei, .die Weisungen der recitsradikalen Parteien auszufiih-
ren” ®), mit einer scharf ablehnenden Erklirung begriiBt; und der reak-
tionére, restaurative Charakter des Kabinetts wurde in der Folge immer
wieder hervorgehoben. ,Weisen Sie darauf hin“, rief Dietrich Anfang
Juni den Mitgliedern des Gesamtvorstandes zu, .daff in Deutschland
heute nodh einmal der grofartige Versuch gemacht wird, von einer
Gruppe, die wir fiir tot hielten, die Waffe in die Hand zu nelumen und
sich wieder die Madit zu verschaffen. Das ist die adlige und wirtschaft-
liche Herrenschidht, die das wiedergewinnen mddite, was sie vor 30 Jahren
verloren hat, Kampf gegen die ostelbisdien Jumker! Kampf gegen die
Herrensdiicht, die das Rad der Gesdiidite zuriichdrehen willl“?) Kiilz
formulierte, daB die Regierung, die als Kabinett der ,mationalen Kon-
zentration” firmiere, in Wirklichkeit die ,konzentrierte Reaktion” ver-
korpere ®). Ungeachtet dessen, daB auch noch der offizielle Wahlaufruf
vor den Novemberwahlen auf die gleiche Weise gegen die aufziehende
«Herrschaft der Junker im Bunde mit Teilen des Grofkapitals” ®) wet-
terte, hatte sich jedoch der Standpunkt der Staatspartei gegeniiber der
Regierung Papen in der Zwischenzeit modifiziert.

Die Auffassung, es sei ein Fehler gewesen, ,daff wir grundsatzlich
eine Oppositionsstellung gegen das Kabinett Papen eingenommen
haben”, ohne zunichst einmal abzuwarten, wie seine Tatigkeit sich aus-

4) S. Dokument Nr. 14. Die Dokumente sind hier nicht abgedruckt.
5) So in der Sitzung des Gesamtvorstandes vom 8. Januar 1933,

6) Vgl. die in der gemeinsamen Sitzung des Geschiftsfilhrenden Vor-
stands und der Reichstagsiraktion vom 2. Juni 1932 angenommene Resolu-
tion; Teilabdruck bei Schulthess 1932, S. 97,

7) In der Sitzung des Gesamtvorstandes am 7. Juli 1932.

8) So in einer undatierten, wohl als Entwurf zu Wahlkundgebungen
gedachten maschinenschriftlichen Aufzeichnung im NachlaB Kiilz.

9) Gedrudctes Flugblatt ,An die Parteifreunde®, unterzeichnet vom ,Ar-
beitsausschuB der Deutschen Staatspartei” (Dietrich, Maier, Petersen), iiber-
liefert im NachlaB Dietrich.
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wirke, blieb zwar vereinzelt '"); aber es kam doch zu einer Aufwei-
chung der starren staatsparteilichen Opposition, wozu vor allem die
Notverordnung zur Belebung der Wirtschaft vom 4. September den An-
laB gab'").

Als Dietrich am 19. September in einem Rundschreiben die tags zu-
vor '?) festgelegten Richtlinien fiir den bevorstehenden neuen Wahl-
kampf bekannt gab, betonte er, daf es darauf ankomme, , unseren repu-
blikanisch-demokratiscien Standpunkt zu wahren und gleichzeitig in
wirtsdaftlichen Dingen dem Standpunkt der gegenwirtigen Regierung
da, wo wir es glauben veramtworten zu kdnmen, uns zu nihern.” 13)
Auf der gleichen Linie operierte er in seiner Rede auf dem ,Siidwest-
deutschen Demokratentag” in Mannheim am 2. Oktober, wo die
Staatspartei mit der ersten Garnitur ihrer Redner den Wahlkampf er-
offnete. Hier wiirdigte Dietrich den Versuch, mit Hilfe von Steueran-
rechnungsgutscheinen die Wirtschaft anzukurbeln, als ,ein kiihues Un-
ternelmen” **); und Reinhold Maier erklirte es bei der gleichen Gele-
legenheit . fiir unsere staatspolitisdre Pflidit”, trotz der im einzelnen
bestehenden ,stirksten Bedenken™ die wirtschaftspolitischen Bemithun-
gen der Reichsregierung zu unterstiitzen, die allerdings keine VorschuB-
lorbeeren verdiene '9).

Eine dhnliche Entwicklung zeichnete sich auch in der Erweiterung der
staatsparteilichen Forderungen nach einer Verfassungsreform ab. Nach
wie vor bekannte sich die Partei zu den Grundgedanken der Weimarer
Verfassung, die .mit dem Sicherheitsventil einer starkenm Prisidialge-
walt® versehen, das Beste sei, ,was man in Deutsdtland an Verfassung
schaffen kann" %), und ,in dieser gliickhaften Verbindung von parla-
mentariscdier und autoritdrer Demokratie . . . uns . . . iiber Inflation,
Rublireinbruch, Putsciversudie und Wirtschaftskrise hinweg die deutscle
Einheit erhalten habe '7), Aber neben die bisherigen verfassungspoli-
tischen Programmpunkte der Staatspartei (Reichsreform und Wahl-
rechtsreform) trat jetzt die offizielle Forderung nach einem Zweikam-
mersystem, die ,eine Awusgestaltung des Reidisrats zu einer Ersten
Kammer™ mit stindischem Finschlag und ,gleidien Rediten wie der
Reidistag® vorsah? '®). Auch hier ist also eine teils taktisch, teils sach-
lich bedingte formale Annidherung an die Pline der Regierung Papen

10) So Frommhold in der Sitzung des Gesamtvorstandes vom 1.. Septem-
ber 1932, Ahnlich Hermann Fischer, der u. a. bemerkte: ,Wenn Sie gegen
die autoritire Regierung sind, dann ist doch dazu zu sagen, daB den Be-
ginn mit dieser Regierungsform das Kabinett Briining—Dietrich gemacht
hat.® Fischer, der Vorsitzende des Hansa-Bundes, hatte schon, verbunden
mit scharfer Kritik an Brinings Finanz- und Wirtschaftspolitik,, in einem
Brief an Dietrich vom 25. Juni 1932 ,fair play® fir die neue Regierung ge-
fordert; bei dieser Gelegenheit warl er Dietrich vor, daB dieser ,mehr, als
ich je en habe, . .. das Heil vom Staatssozialismus zu erwarten”
scheine; NachlaB Dietrich, Vgl. Dokument Nr. 5.

11) Vgl. Schulthess 1932, S. 152 ff.

12) Auf einer Sitzung des Arbeitsausschusses des Slaatspartei in Leip-
‘ig am 1B. September 1932

13) Rundschreiben an die Mitglieder des Gesamtvorstandes und des Ar-
beitsausschusses, die Wahlkreisvorsitzenden, Hauptvertrauensfrauen, Wahl-
kreisgeschéftsstellen und Parteisekretariate,

14) Dietrich, Petersen und R. Maier, Der Weg der nationalen Demokratie,
Reden auf der Kundgebung der Deutschen Staatspartei in Mannheim am
2. Oktober 1932 (gedr. Broschiire), S. 8.

15) A.a.O. 8. 25. — Der Géttinger Rechisanwalt Hermann Fége, Vorsilzen-
der der staalsparteilichen Fraktion im Hanoverschen Provinziallandtag,
schrieb am 13, Oktober 1932 an Dietrich (Ausfertigung im NachlaB Diet-
rich): ,Der Wahlkamgl wird der Staalspartei krdftigen Auftrieb bringen,
wenn diese mit der Papenregierung segelt und sich fir das Wirtschafts-
progr?mm der Papenregierung einsetzt. Geschieht dies nicht, so gibt es ein
Desaster.” !

16) Landahl in der Sitzung des Gesamivorstands vom 11. Seplember 1932,

17) Undatierter maschinenschriftlicher Entwurf eines Aufrufs zu den
Novemberwahlen im NachlaB Dietrich.

18) Dietrich, in: Der Weg der nationalen Demokratie (s. Anm. 14}, S. 10.
Vgl. Petersen a.a.0. S. 18: Sei erst ,auf der Grundlage der Volkssouverdini-
tat" der Dualismus zwischen dem Reich und PreuBen beseitigt, bediirfe es

auch einer Umgestaltung des Reichsrats. ,Es lige dann durch-

Ka | a sind. Es wiirde dami Erste

entstehen, zu der ja der Reichsrat bereits heule Ansalze enthalt.”
tm_lemmmduhM'l?dﬂm ntwurf davon, daB eine
nischer Einheit und Mitbestimmung in der gebung® verbinden miisse :

S. ferner die in Anm. 16 erwdhnten Ausfiihrungen Landahls,

festzustellen, die allerdings nicht {iberbewertet werden darf. Machte sich
die Staatspartei den Oberhausgedanken zu eigen, so ordnete sie ihn
eindeutig einer Konzeption unter, in der zwar ,ein starker, aber kein
reaktionirer Staat” '®) Platz hatte. Das Ziel aller Verfassungsreformen
konnte fiir sie nur darin bestehen, den Parlamentarismus wieder funk-
tionsfihig zu machen und die republikanische Substanz vor der Ver-
nichtung zu schiitzen und Ffiir die Dauer zu stirken. Verbargen sich
auch hinter der Losung der .nationalen Demokratie”, mit der die
Staatspartei den Herbstwahlkampf fithrte, im einzelnen sehr stark von-
einander abweichende Vorstellungen, so blieb doch unbestritten, da8
es um die , Verteidigung der Republik”, die ,Erhaltung der Volksver-
tretung” und die ,Wiederherstellung ilirer Arbeitsfahigkeit” ging *").

Die Parole der ,nationalen Demokratie” und der Versuch, ein zug-
kriftigeres politisches Programm zu entwickeln, konnte der Staats-
partei im November um so weniger zu einem Erfolg verhelfen, als ihr
genau wie im Juli die finanziellen Maglichkeiten fiir einen wirkungs-
vollen Wahlkampf fehlten, wobei ihre Lage noch dadurch erschwert
wurde, daB sie schon seit Jahren nicht mehr mit der Unterstiitzung der
Massenpresse demokratischer Grundeinstellung rechnen konnte und
auch iiber keine fiir einen schlagkriftigen propagandistischen Einsatz
geeignete Organisation verfiigte '), Die bereits vor -den Juliwahlen
sichtbar gewordene Distanzierung fritherer Geldgeber, in deren Augen
«die fiir kleine Splitterparteien verausgabten Betriige einfadt aus dem
Fenster herausgeworfenes Geld” waren®?) und die zum Teil ihre
Spende von der Verwirklichung einer Listenverbindung zur Sicherung
der fiir die Staatspartei abgegebenen Stimmen abhingig machten *%),
setzte sich im Herbst verstirke fort **).

Im Juni hatte sich die Staatspartei intensiv um eine Listenverbin-
dung mit dem Zentrum bemiiht, die ihr trotz aller Bedenken, daB ein
solches Biindnis sie vollig mit dem Kurs des gestiirzten Kabinetts Brii-
nings identifizieren *®) und bei antikatholisch gestimmten Wihlern
keine Gegenliebe finden werde?¢), als das kleinstmdgliche Ubel er-
schien. Wie vor den Preufenwahlen war sie jedoch vom Zentrum zu-
riickgestoBen worden. Die Ausweichmdglichkeit, .wenn alles andere
ausfallen wiirde“ *7), eine Listenverbindung mit der Sozialdemokratie
einzugehen, stieB zuniéchst allgemein auf heftige Ablehnung, ,weil das
das Ende einer biirgerlichen Partei bedeuten wiirde” *%). Als diese Moglich-
keit dann als ultima ratio am 7. Juli im Gesamtvorstand zur Abstim-

19) Dietrich, in: Der Weg der nationalen Demokratie (s. Anm. 14), S, 1L

20) S. Anm. 9.

21) In einem abschriftlich im NachlaB Kilz fberlieferten Schreiben der
Ortsgruppe Zwickau an die Reichsgeschiltsstelle, daliert ,Anfang August
1932, hieB es, daB es ganz unméglich sei, ,ohne Geld, ohne Presse und
ohne Organisation bei diesem Wahlsystem zu bestehen. Sie haben sich in
Berlin iiberschatzt, und das taten Sie leider in den letzten Jahren dauernd,
nicht wissend, wie wenig die Partei in der Provinz iiberhaupt noch gilt.*

22) So der Leipziger Bankier Kroch jr., der trotzdem spendete, in einem
Brief an Kiilz vom 26. Juli 1932; NachlaB Kiilz.,

23) Vgl. das Schreiben des Vorstandsmitglieds der Badischen Bank Sally
Stern (Karlsruhe) an Dietrich vom 28. Juni 1932, der die Bedingung stellte,
daB die .angestrebte Listenverbindung auf alle Fille die Stimme fir eine
republikanische Partei” sichern miisse; Nachlaf Dietrich.

24) Am 17. Oktober 1932 schrieb Prof. Baumgarten, der Vorsilzende des
Landesverbands Schleswig-Holstein, an Dietrich: ,GroBere Geldgeber, w:ie
Herr Reemtsma, haben sich zuriidkgezogen. In unseren Reihen bilden im
Gehalt reduzierte Leute die Mehrheit"; NachlaB Dietrich.

25) Charakteristisch ist die AuBerung Vogts in der Sitzung des Geschifts-
fiihrenden Vorstands mit der Reichstagsfraktion am 6. Juni 1932, daB ,die
ministerielle Tatigkeit Dietrichs verheerend gewirki® habe.

26) Gertrud Baumer duBerte in der Sitzung des Geschifisfiihrenden Vor-
stands mit der Reichstagsfraktion vom 2. Juni 1932 die Befiirchtung, da8
man sich durdi ein Zusammengehen mit dem Zentrum vielleicht auch die
Méglichkeit verbauen werde, ,spiter einmal, gestiitzt auf die entschieden

protestantischen Krifte der Mitte, eine neue Partei zu bilden®. Es kamen |

allerdings auch andere Stimmen zu Worte. So erklirte beispielsweise Ernst
Lemmer in der gleichen Sitzung im Gegensatz zu Fischer, der scharf davor
warnte, sich auf die Person des Kanzlers Briining festzulegen, daB Briining
auch in protestantischen Kreisen sehr populdr sei; und Reinhold hélte es
fiir ,die ideale Lésung" angesehen, den Wahlkampf mit Briining als Fiihrer
der Opposition aufzunehmen. Dazu auch Petersen am 6. Juni (s. vorige
Anm,) dber die Chancen einer ,Listenverbindung . . . aller Parteien von
Treviranus bis Briining®.

27) Lemmer am 6. Juni 1932, Ghnlich auch Ronneburg. S. Anm. 25.

28) So Weber am 6. Juni 1932, Ahnlich nahmen u. a. Oscar Meyer, Heuss |
und Petersen Stellung. S. Anm, 25. :
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Die Verluste der NSDAP am 6.11. 1932
nach Reichstagswahlkreisen

B e, 20%0smiomas

mung gestellt wurde, zeigte sich zwar, daB inzwischen die Mehrheit der
Wahlkreisorganisationen (21 gegen 12; 2 unentschieden) die Listenver-
bindung mit der Sozialdemokratie einem selbstmérderischen Alleingang
vorzuziehen geneigt war; aber im Endergebnis sprach sich der Gesamt-
vorstand dagegen aus (mit 29 gegen 13 Stimmen bei 6 Enthaltungen),
nicht zuletzt, um nicht die Stellung der Partei in einigen Wahlkreisen,
darunter Hamburg und Wiirttemberg, zu gefihrden, in denen man noch
mit sicheren Mandaten glaubte rechnen zu diirfen 2°).

Nachdem das niederschmetternde Ergebnis des 31. Juli vorangegan-
gen war, hitte sich die Parteileitung bei den Herbstwahlen bereitge-
funden, die Verbindung mit den Sozialdemokraten zu akzeptieren und
dadurch in Kauf zu nehmen, in verstirktem MaBe von der gegnerischen
Propaganda als , Anhingsel der SPD verschrien zu werden. Aber dies-
mal versagte sich die Sozialdemokratie 2°). An das Zentrum, das im
Sommer teilweise auch von protestantischen Anhiéingern der Staats-
partei gewihlt worden war, hatte sie sich offenbar {iberhaupt nicht wieder

29) Vgl. den scharfen Protest Koch-Wesers gegen diesen Beschlufi; Doku-
ment Nr. 8.

30) Vgl, das von Nuschke unterzeichnete Rundschreiben der Reichsge-
schiftsstelle vom 7. Oktober 1932. Ferner die Abschrift des von Wels un-
terzeichneten offiziellen Absagebriefes des Parteivorstandes der SPD vom
10. Oktober 1932 im NachlaB Dietrich. Koch-Weser &uBerte in einer Tage-
buchaufzeichnung vom 25. Oktober 1932 die Vermutung, daB die Sozial-
demokratie abgelehnt habe, ,weil Dietrich inzwischen den Oberhausgedan-
ken [vgl. oben, bes. auch Anm. 18] zu stark in den Vordergrund gestellt®
habe; die Staatspartei sei ,nun wohl rettungslos vet:loren.‘ Maier machte
in der Gesamtvorstandssitzung vom 8. Januar 1933 den ,Druck des radi-
katen Fliigels* der SPD fiir das Nichtzustandekommen der Verbindung ver-
Antwortlich, 2

gewandt; sie hielt ihm auf Grund seiner Koalitionsverhandlungen mit
den Nationalsozialisten vor, daB es ,die Volksredite Arm in Arm mit
Hitler und Géring verteidigen” wolle, und hoffte, daB denjenigen die
Augen gedffnet worden seien, .die das Zentrum fiir staatspolitisch
verliflicher als ihre eigene Partei gehalten” haben 1),

Ein wahltaktisches Zusammengehen mit dem Zentrum oder der So-
zialdemokratie, wie es bei den Wahlkdmpfen des Jahres 1932 zur De-
batte stand, hitte fiir die Staatspartei immer nur eine hdchst proble-
matische Notlésung bedeuten kénnen. Nach dem Gesetz, nach dem sie
angetreten war, sowie bei der soziologischen Struktur ihres Restbestan-
des und der Wihlerschichten, an die sie appellierte, muBte ihr erster
Gedanke immer wieder auf den ,Zusammenschilufl der Mitte" zielen:
nDas liegt in der Linie unserer Partei“ ®2); alles andere hingegen
konnte nur zu MiBverstindnissen AnlaB geben, erschien dazu angetan,
entweder betont protestantische oder betont biirgerliche Wihler abzu-
schrecken. Die Dezimierung der gesamten Mitte bei den PreuBenwah-
len verursachte nicht nur bei den fithrenden Minnern und Anhingern
der Staatspartei ein verstirktes Dringen auf eine abermalige Wieder-
holung des Versuchs, aus dem ,Kouglomerat der Mitte” ®%), aus den

—_—

31) So indem in Anm. 13 zitierten Rundschreiben vom 19. September 1932,
Ahnlich auch in einem Rundschreiben vom 7. Oktober (s. vorige Anm.), in
dem es weiter heiBt, daB auch der Ausweg, SPD zu wihlen, seinen Reiz
verloren haben diirfte, ,nachdem sich gezeigt hat, daB die Sozialdemokra-
tie, um den Sozialismus der Nationalsozialisten zu’entlarven, nicht vor den
schdrfsten Sozialisiepungsantrdgen zuriickschredkt”,

32) Hermann Fischer am 2. Juni 1932; s. Anm. 26.
33) Oscar Meyer am 2. Juni 1932; s. Anm. 26.
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LTriimmern der einstigen Mittelparteien™ **) etwas Neues zu schaffen,
sondern dieser gefithlsbetonten Bewegung ?®) kamen auch in gesteiger-
tem MaBe gleichgeartete Strdmungen in den iibrigen Mittelgruppen
entgegen. So kulminierten Anfang Juni die vor allem von Dingeldey,
dem Fihrer der Volkspartei, vorangetriecbenen Anstrengungen, das Feld
der Mitte von den Volkskonservativen bis zur Staatspartei in einer
Neugriindung zu vereinigen oder zumindest fiir die bevorstehenden
Wahlen taktisch zusammenzufassen %),

Diesem Plan standen nicht nur die Kiirze der Zeit und die Uberle-
gung, daB man .ummdglids bei jeder Reichstagswahl eine newe Partei
griinden” kénne *7), entgegen, sondern vom ersten Moment an dimpfte
das bereits in der Vorstandssitzung vom 2. Juni vorgebrachte unab-
weisbare Argument, .dafl die in Betradit kommenden Gruppen gegen-
iiber den jetzt zur Verhandlung stehenden Problemen eime ganz ver-
sciiedene Haltung einnelmen” #%), alle aufflackernden Hoffnungen.

Gertrud Baumer hatte zwar nicht ganz unrecht, wenn sie meinte, es
sei .unser Feller als Mittelpartei” gewesen, ,daff wir zu dogmatisch
und zu rigoros gewesen sind”, und fortfuhr: ,Dadurds haben wir den
Anschlufl von Riditungen ferngehalten, die im Grumde dods demokra-
tisch sind, Audt der Versuds von 1930 ist an der Euge unserer Amusdhau-
wngen gescheitert. Es gibt innerhalb des ganzen Kreises, der fiir unsere
Politik in Betradit kommt, deutlich erkennbare Bewegungen, die midt
wissent, wo sie sidh anschliefen sollen” *®). Aber gerade diese Ausfiith-
rungen zeigen unmiBverstindlich die umiiberwindbaren Hindernisse
fiir eine Gesamtldsung *7).

Die ,grofle biirgerliche Einheitspartei®, von der die Demokraten
triumten und die, wenn sie .eine starke suggestive Kraft” ausstromen
sollte, nicht auf eine ,Vermihlung von Leidmamen” hinauslaufen
durfte 1), hitte ,etwa unter der Firma Nationale Freileitspartei”, eine
«Partei gegen den Faschismus wnd fiir den Parlamentarismus” sein
miissen *2), bereit, den Kampf gegen die Regierung Papen und die
»wohldurcdhdachte Restaurierung"” *?), gegen den Nationalsozialismus
und den ,Umsturz der Verfassung” — so revisionsbediirftig diese auch
sein mochte — aufzunehmen *4).

Auf dieser Basis, die fiir die Staatspartei ein Minimalprogramm be-
deutete, war jedoch keine Einigung zu erzielen. Nicht einmal die staats-
parteiliche Forderung, aus der akut erscheinenden Gefahr ,einer abso-
luten Majoritit der Nationalsozialisten” 4%) die Konsequenz zu zichen,

~

34) So Wildermuth in einem Brief an Dietrich vom 10. Juni 1932; Nach-
laB Dietrich.

35) Vgl. Dokument Nr. 6.

36) Vgl. den Beitrag diber die DVP von Hans Booms, S. 523 ff.

37) Wachhorst de Wente in der Sitzung des Gesamtvorstands am 12,
Juni 1932

38) Oscar Meyer.
39) Gertrud Béumer rdumte allerdings ein, daB die Zeit vor den Wahlen

zu kurz sei fiir die an sich mndgliche Erweiterung ,unseres Kreises®; am 6.
Juni 1932; s. Anm. 25.

43) Ansdtze zu Teillosungen, die sich abzeichnelen, blieben in unverbind-
lichen Diskussionen stecken. Dazu ein im NachlaB Dietrich iiberlieferter
Brief des preuBischen Handelsministers Schreiber an Dietrich vom 17. Juni
1932, der den Parteifithrer @iber eine Besprechung am Vortage informierte:
spre ] m g, von Eynern, von Kardorff, Cremer und
Solf teilzunehmen, mit t!ii;fﬁ%m‘lymg. wir miiBten uns dariiber ausspre-
chen, ob nicht ein Zusammengehen der Staatspartei mit der Wirtschafts-
partei und denjenigen volksparteilichen Kreisen, die den Kurs Dingeldeys
nicht billigen und ,weiter links stehen’, moglich sei, Bei der Besprech:
ergab sich, daB auch bei Solf und den Mitgliedern der Wmnspa::f.
die an der Veranstaltung in der Deutschen Gesellschaft zur einer
heuen Einheitspartei [s. Anm. 36] teilgenommen hatten, der Eindrudk be-
stand, daB es sich dabei um eine Groleske gehandelt hatte und den offen-
baren Versuch des Herrn Dingeldey, eine Parteigriindung herbeizufithren,
die lediglich eine Galvanisierung der Volkspartei unter bewuBter Zuriick-
weisung der Deutschen Staatspartei als solche bedeuten sollte.” Fiir &hnliche
Kontakte mit dem linken Fliigel der DVP vor den Novemberwahlen vgl.

41) So Schreiber am 12. Juni 1932; 5. Anm. 37.

43) Frau Liaders am 12. Juni 1932; s. Anm. 37.

44) Dietrich am 12. Juni 1932; s. Anm. 37 3

45) Oscar Meyer am 2. Juni 1932; s. Anm. 26

Reinhold, Lemmer und mich gebeten, an einer Be-

~dafl wir diesess Kampf in der sduirfsten Form gegen die Nationalsozia-
listen fithren miiften”, fand ,den Beifall der iibrigen Beteiligten” 19),
Es lieB sich von Anfang an nicht iibersehen, daB sich unter ,den Befiir-
. Leute” befanden, ,die weder grundsitz-
lidt fiir Parlamentarismus nodt grundsdtzlich gegen Faschismus™ 47)
waren, und daB sich die Staatspartei schwerlich ,mit Leuten, die grund-
sitzlidi Republik und Demokratie leugnen” %),
kénne.

worterns der meuen Pﬂfft"‘f "

zusammenfinden

AuBerdem wurde von mehreren Seiten betont, daB das Rezept der
Honoratiorenpartei **), nach dem man bei der Neugriindung vorgehen
wolle, rettungslos iiberholt sei und keinen Erfolg mehr verspreche. So
sei es fiir die Staatspartei auch undenkbar, sich einer Gruppe anzu-
schlieBen, .die mur die Parole ,freie Wirtsdiaft' und midits weiter”
habe *%). Zur Zeit kdnne iiberhaupt keine Partei ohne ,eine einwand-
freie soziale Grundlage” zu Mandaten gelangen, betonte der populire
Fihrer des Arbeitnehmerfliigels und der Jungdemokraten Ernst Lem-
mer *'),

Was bei der geplanten Neugriindung nach der Absicht ihrer Initia-
toren politisch herausspringen sollte, bedeutete aus der Sicht der — in
diesem Punkte sicherlich realistischen — Staatspartei so etwas wie
wcine Art unkatholisdies Zentrum mit starkem kownservativen Fin-
schlag” °*), das ,vielleidit mit der Rediten zusammen eine Mehrheit

im Reidistag erlangen™ konne, was auch den Intentionen der ,Geld- °

geber der meuen Gruppe” entspreche %), alles in allem also ,eine der
Rediten versdiriebene Mittelpartei” ™), die niemals zu akzeptieren sei:
»Wir miifiten ja soust audr die Politik der Deutschnationalen und der
Nationalsozialisten mitmadien™ 59).

Hier lag der uniiberschreitbare politische Graben *%), der sich — vor
allem hinsichtlich des Verhiltnisses zur DVP — durch alles, was seit
1930 geschehen war, nur noch vertieft hatte. Dingeldey muBte von
vornherein darauf hinarbeiten, die ,sogenamnte linke Seite der Staats-
partei” auszuschalten 57), zumal der schwerindustrielle Fliigel der Volks-
partei sein ganzes Gewicht fiir einen cindéutigen Rechtskurs in die
Waagschale warf **). Im Endergebnis landete die DVP, die notfalls so-
gar bereit gewesen wiire, ein Wahlbiindnis mit den Nationalsozialisten

46) So Weber in einem Brief an Wildermuth vom 11. Juni 1932; Durch-
schlag im NachlaB Dietrich.

47) Stolper am 6. Juni 1932; s. Anm. 25.
48) Hofheinz am 12. Juni 1932; s. Anm. 37,

49) Vgl. die Ausfiilhrungen von Rénneburg und Wachhorst de Wente am
12. Juni 1932; s. Anm. 37

50) Gertrud Baumer am 12, Juni 1932; s. Anm. 37.

51) Am 6. Juni 1932; s. Anm. 25. Vgl. auch die Ausfiilhrungen Lemmers
am 12. Juni; s. Anm. 37. — Auf das Dringen verschiedener Organisationen
im Lande (Landesverband Anhalt, Wahlkreisverband GroBthiiringen, Be-
zirksverband Oberschlesien) wurde Lemmer in der Sitzung des Gesamt-
vorstandes vom 7. Juli 1932 der zweile Plaiz aul der Reichsliste (nach Diet-
rich und vor Frau Liiders) eingerdumt. — Uber die Zurlicksetzung vom
zweiten Platz, den bisher immer eine Frau (Gertrud Bdumer) innegehabt
hatte, beschwerte sich Frau Liiders in einem Brief vom 15. Juli 1932 an
Dietrich (NachlaB Dietrich), darauf verweisend, daB die Frauen bei allen
bisherigen Wahlen, ,soweil getrennte Stimmabgabe festgestellt worden ist,
mit einem nicht unbetrichilichen ProzentiiberschuB im Vergleich zu den Min-
nern , ., fiir unsere Partei® gestimmt hétten.

52) So Winschuh am 6. Juni 1932; s. Anm, 25.
53) Dietrich am 12. Jun{ 1932; s. Anm. 37.

54) Dietrich in einem Brief an H, Fischer vom 16, Juni 1932; Durchschlag im
NadhlaB Dietrich, " .

55) Dietrich am 12. Juni 1932; s. Anm. 37. Vgl. auch die Kritik Koch-
Wesers an dem Plan einer neuen Mitlelpartei ,von Westarp bis Lemmer®,
Dokument Nr. 5.

56) Die wiirttembergischen Demokraten hatten sich allerdings na_dl den

vom 24. April 1932, bel denen sie mit einer Reduzierung
jhrer Mandate von 8 aul 4 glimpflich davon gekommen waren, an Koali-
tionsverhandlungen mit den Nationalsozialisten (zundchst iiber eine evan-<
gelisch-biirgerliche Koalition, dann fiber eine Koalition aller Krifte rechts
von der Sozialdemokratie unter EinschluB des Zentrums) beteiligt; dazu
Besson, Wiirttemberg, S. 253 ff.
57) S. Anm. 46. Dazu die AusfGhrungen Webers in der Silzung des Ge-
samtvorstandes am 12. Juni 1932, :

58) S. Anm. 36.
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einzugehen ®9), folgerichtig bei einer Listenverbindung mit den Deutsch-
pationalen, die auch zu den Novemberwahlen erneuert wurde.

Die wiederum vorweggegangenen Verhandlungen iiber einen .Wahl-
block in der Mitte” waren nichts als eine Reprise °); und als Wildermuth
auf dem Wege iiber den von ihm zur Vorbereitung einer. Einigung der
Mitte begriindeten ,Deutschen Nationalverein® zu vermitteln suchte
und zur , Griindung eines Wallkartells von den Volkskonservativen bis
zur Staatspartei” aufrief, lehnte es Dingeldey ausdriicklich ab, auch nur
der Einladung zu einer Aussprache ®') iiber das Projekt Folge zu lei-
sten %),

Auf dem Hintergrund dieser Verhiltnisse ist es zu verstehen, daB
die Staatspartei trotz der Aussichtslosigkeit ihrer Lage vor den Juli-
wahlen nicht endgiiltig resignierte und daB sie auch in der Folge nicht
die Kraft zur Selbstaufldsung fand.

Das bedeutete praktisch die Beschrinkung auf den Versuch, den ,Kern
der Wihler, der umns treu geblieben ist und der weder in der reaktio-
wiren Volkspartei nodt in den sozialistisdh oder klerikal orientierten
Nadibarparteien eine politisdie Heimat finden kaun™ ®22), zusammenzu-
halten: als ,Plattform . . . fiir die Demokratie" %), als ,Punkt der
Sammlung fiir diejenigen . . ., die nads einer Gesundung der Politik
beicinanderstehen wollen® %), als ,Ausgangspunkt . . . fiir eine Um-
kehr des Biirgertums" ®°) und als ,letzter, wenn auch nidit unversehrt
gebliebener Bestandteil einer Strémung” im Lager des Biirgertums, . die
sich bewuft auch dem Radikalismus von redits emtgegemstemmt™ ),

Anfang September gewann zwar im geschiftsfihrenden Vorstand
die Auffassung die Oberhand, daB es zwecklos sei, die Partei noch
lIinger aufrechtzuerhalten ®7); aber in einer sechsstiindigen Mammut-
sitzung des Gesamtvorstandes am 11. September, in der die gegensitz-
lichen Meinungen hart aufeinanderprallten, schlug das Pendel nach der
entgegengesetzten Seite aus. Eine mit 34 gegen 7 Stimmen angenom-
mene Resolution besagte, daB in der gegenwirtigen Situation eine Auf-
I6sung .midht in Frage” komme, .da zur Zeit die Deutsdie Staatspar-

59) Dazu ein Schreiben der Reichsgeschiftsstelle der DVP i -
kreisgeschiftsstelle in Braunschweig simm 4. August 1932, in S:de:s ‘:t;lﬂﬂt,
wdab die Pressemitteilungen iiber einen Brief des Herrn Dingeldey an Herrn
Frick richtig sind. Die Nationalsozialisten haben durch. Herrn Fridk der
Deutschen Volkspartei ein Angebot hinsichtlich eines Anschlusses an die
nationalsozialistische Reichsliste machen lassen. In der betreffenden Unter-
Tedung mit Herrn Frick hat Herr Dingeldey von vernherein keinen Zweifel
dartiber gelassen, daB die Deutsche Volkspartei sich bemiihe, in erster Linie
mit den Deutschnationalen ein solches Abkommen zustande zu bri
Als dann dieses lelztere Abkommen abgeschlossen war, hat Herr Dingel-
dey Herrn Frick von dieser Tatsache in loyaler Weise Mitteilung gemacht®.
Stadtarchiv Braunschweig, Bestand G X 6: 405 1.

60) Fir den Verlauf der Verhandlungen vgl. das in Anm. 30 zitierte
Rundschreiben der Reichsgeschiiftsstelle vom 7. Oktober 1932, wo es u. a.
heiBt: ,Die Volkspartei ist eine Rechtspartei geworden, welche die Hugen-

_bergsche Politik mitmacht, obwohl dieser die Erbmonarchie und die Aus-

schaltung der Volksverlretung predigt.”

61) Fiir den 24. September 1932; vgl. das im NachlaB Dietrich iiberlieferte
Einladungsschreiben vom 23. September, das an DVP, Staatspartei, Wirt-
schaftspartei, Christlich-Sozialen Volksdienst, Volkskonservative, Bayeri-
schen Bauernbund, Landvolk- und Volksrechtpartei-gerichtet war.

_62) S. Anm. 60. Der Verireter der Staatspartei habe .allein mit einem
christlich-sozialen Horchposten® beim Vorsitzenden des Nationalvereins ge-
sessen.

62a) So in einem Brief der Ortsgruppe Grunewald-Schmargendorf an
Dietrich vom 4. Juni 1932; NachlaB Dietrich,

63) So Ehlermann in der Sitzung des Gesamtvorstands am 12. Juni 1932,
64) Dietrich (s. vorige Anm.).

65) Landahl (s. Anm. 63).

66) Kiilz (s. Anm. 8).

mzlfladlhaltig fiir die Aufrechterhaliung der Parlei tn:[.in der Sitzung

tei die einzige Partei ist, in der das freiheitlidi-nationale Biirgertum
seine politisdie Heimat findet”.

Dieses Resultat, das um so bemerkenswerter erscheint, als der Libera-
lismus weitgehend nicht mehr als tragfihig anerkannt wurde und sich
die wirtschaftlichen Gegensiitze innerhalb derPartei nach dem Sturz des
Kabinetts Briining viel ungehemmter in den Vordergrund gedringt hat-
ten %), war durch das Votum der Vertreter der Wahlkreisorganisationen
bedingt. Es wire jedoch kaum erreichbar gewesen, hitten nicht die
Organisationen in Wiirttemberg, Baden und Hamburg °°%) planméaBig auf
eine Aufrechterhaltung der Partei hingearbeitet. Wihrend Dietrich in
bewuBtem Gegensatz zu seinen badischen Parteifreunden zunichst Fiir
eine Auflosung plidiert hatte, war hauptsichlich auf Betreiben Reinhold
Maiers fiir den 4. September ein ,Siiddeutscher Demokratentag™ nach
Bietigheim einberufen worden, der den Lebenswillen der Partei demon-
strieren sollte und gleichzeitig eine Revolte gegen die bisherige Art der
Parteifiihrung von Berlin aus vorbereitete. In diesem Sinne forderte Lan-
dahl, der auch als Vertreter der Hamburger in Bietigheim zugegen gewe-
sen war, als Sprecher der fiir den Weiterbestand der Partei eintretenden
Kreise in der Gesamtvorstandssitzung vom 11. September, daf das -
Schwergewicht von Berlin weg in diejenigen Gebiete verlagert werden
miisse, ,wo die Partei gesund und fest verwurzelt” sei. Dieser freilich
recht euphemistisch begriindeten Forderung kam die Ablésung des bis-
herigen geschiftsfithrenden Vorstandes durch einen 16kdpfigen , Arbeits-
ausschuB“ entgegen, der die Reorganisation der Partei einleiten sollte 7°).
An die Spitze des Arbeitsausschusses traten Dietrich (Baden), Petersen
(Hamburg) und Reinhold Maier (Wiirttemberg), von denen die Partei
kollegialisch geleitet wurde, da sich Dietrich geweigert hatte, weiter als
Vorsitzender zu amtieren.

Der BeschluB, die Partei aufrechtzuerhalten, wurde auch nach den
Novemberwahlen nicht revidiert, wenn auch einzelne fithrende Mitglie-
der, darunter August Weber und Frhr. von Richthofen, die schlieBlich
ihren Austritt erklirten, erneut die Aufldsung forderten. Im Arbeitsaus-
schuB ™) wurde betont, daB gerade der relative Erfolg der DVP — die
von der Listenverbindung mit den Deutschnationalen profitiert hatte,
die ihrerseits, von der Entwicklung begiinstigt, in beschrinktem MaBe
zum Sammelbecken nichtnationalsozialistischer biirgerlicher Wahler
geworden waren ") — erneut Versuche, die Zersplitterung der Mitte zu
beseitigen, fiir den Augenblick nicht angebracht erscheinen lasse. Eine
bedingungslose Auflésung der Staatspartei werde nur zur Folge haben,
daB Dingeldey erkldre: ....jetzt gibt es nidits mehr zu samwmeln, denn
jetzt ist die Volkspartei die Partei der Mitte" ™%).

Diese Auffassung wurde in einer Gesamtvorstandssitzung am
8. Januar 1933 bestiitigt. Eine neue Partei, zu deren Gunsten man bereit

68) Dabei handelte es sich nicht nur um die Gegensilze zwischen dem
Arbeitnehmer- und dem Arbeitgeberfliigel, sondern vor allem auch um tief-
greifende Meinungsverschiedenheiten iiber das zuldssige AusmaB inter-
venlionistischer Eingriffe des Staates in die Wirtschaft. Vgl. bes. die Aus-
fihrungen Hopker-Aschoffs und Hermann Fischers in der Sitzung vom 11.
Seplember. Fischer, der Dielrich scharf angriff (s. auch Anm. 10 wie Doku-
ment Nr. 5), hatle schon im Juni sein Aml als Schalzmeister niedergelegt;
er zog sich ganz aus der aktiven Parteiarbeit zuriick.

69) Hier halte schon im Juni keine Neigung geherrscht, .in eine allge-
meine miltelparteiliche Masse hineingezogen® zu werden; vgl u. a. die
Ausfithrungen Heuss' und Landahls am 6. Juni (s. Anm. 25). — In Hamburg
war bei den Bilrgerschaftswahlen vom 24. April 1932 sogar ein Mandats-
zuwachs (18 gegeniiber 14 im September 1931) erzielt worden; fiir das Er-
gebnis der Landtagswahlen in Wiirttemberg vgl. Anm. 56.

wo es heiBt, daB damit der Vorstand ,entberlinert® sei.

71) Vgl. den vertraulichen Bericht iiber die Sitzung des Arbeilsausschus-
ses am 23. September 1932; NachlaB Kilz.

72) Hopf (Stutigart) teilte im ArbeilsausschuB mit, ,daB das ebnis
sicherlich ein besseres ware, wenn nicht die Leute auf

73| Séuwiber, im gieichen Sinne Pelersen; s. Anm 7L
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gewesen wiire, den politisch bedeutungslos gewordenen Torso der Staats-
partei aufzugeben, hiitte sich, so sehr die Vorstellungen der Mitglieder
des Gesamtvorstandes im einzelnen auseinanderlicfen, zumindest ,im
Ralumen der linken Mitte” ™) bewegen miissen. Die einzige praktische
Konsequenz, die gezogen wurde, war der EntschluB, bei der niichsten
Reichstagswahl unter allen Umstinden eine Listenverbindung einzu-
gehen und sie rechtzeitig vorzubereiten. Im iibrigen gaben der Riickgang
der nationalsozialistischen Stimmen und der Sturz Papens in beschei-
denem Mafe zur Ermutigung Anlaf.

Wie die Entwicklung der letzten Wochen und Monate zeige, hie8 es
in der vom Gesamtvorstand angenommenen Resolution, beginne das
Biirgertum ,aus demt Traum, in den hohle Schlagworte und leere Ver-
sprechungen es versetzt hatten”, zu erwachen; damit wachse die Hoff-
nung, daB die von den ,Anhingern demokratischer staatsbiirgerlicher
Gesinnung, wie sie die Deutsche Staatspartei durds alle Anfeindungen
hindurds sich gewahrt hat”, herbeigesechnte ,grofle Stunde fiir eine
freiheitlidh-nationale Bewegung” kommen werde, ,in der sich alle zu-
sammenfinden, die Radikalismus und Reaktion ablehnen.”

Der letzte Wahlkampf

Hatte die Staatspartei Anfang Januar 1933 noch geglaubt, neue Hoff-
nung schdpfen zu diirfen, so sah sie sich wenige Wochen spiter der
Kanzlerschaft Hitlers ") gegeniiber, der als erstes die Aufldsung des
Reichstags durchsetzte. Unvermittelt fand sich die zur Bedeutungslosig-
keit herabgesunkene Partei nach der Kette vernichtender Niederlagen,
die sie im Vorjahr erlitten hatte, wieder in einen Wahlkampf verstrickt,
den sie unter den ungiinstigsten materiellen und psychologischen Vor-
aussetzungen aufzunehmen gezwungen war und von dem Gustav Stolper
schon am 3. Februar schrieb: ,Es wird ein Wahlkampf sein, wie iln
Deutschland noch nicht erlebt hat* 7%).

Erneut entbrannte in der Parteifiihrung der alte Streit um die Frage
Listenverbindung (und mit wem) oder nicht. Angesichts der ,riesen-
groBen” Gefahr 77), in der man sich befand, traten die fritheren Beden-
ken zuriick. Nachdem Versuche, mit der DVP, dem Christlich-Sozialen
Volksdienst, dem Zentrum oder der BVP zu einer Einigung zu kommen,
fehlgeschlagen waren, ging die Staatspartei eine rein ,technische”
Listenverbindung mit der SPD ein, wobei sie sich ausdriicklich ihre
politische Entscheidungsfreiheit wahrte ™). Diese Verbindung, die fir
die Partei alles andere als .bequem” war ), fand im Lande ein iiber-
wiegend positives Echo,” wenn sie auch mancherorts auf Widerstand
stieB 89).

Die Tatsache, daB infolge der eingegangenen technischen Listenver-
bindung mit der SPD fiir die Staatspartei keine Stimme verloren gehe,
wurde immer wieder nachdriicklich herausgestellt, auch den fritheren
Geldgebern gegeniiber, bei denen dieses Argument zumindest in einzel-
nen Fillen seine Wirkung nicht verfehlte 5').

Im Wahlkampf, der mit der Parole: ,Keinen Zollbreit von der repu-
blikanischen Linie!” 52) erdffnet wurde, bezog die Staatspartei eindeutig
Frontstellung gegen das ,Regiment der drei Unheiligen Hitler—Hugen-
berg—Papen” 8%), denen sie ein ,Hdnde weg von der Verfassung!" zu-
rief #). Die am 12. Februar verdffentlichte ,Kundgebung der Reichs-
filhrung®, in der es hieB, daf das deutsche Staatsschiff mit ,Sdilagseite
nach redits ... hilflos den Klippen von Restauration und Revolution™
entgegentreibe, bekannte sich zur ,nationalen Demokratie” und
beschwor das ,freiheitlich-nationale Biirgertum" Ffiir ,Ordnung und
Verfassung” einzutreten #9). Die Staatspartei empfahl sich als ,einzige

74) So Reinhold Maier.

75) Nach dem Riickiritt Schleichers hatte die Fiihrung der Staatspartei
am 28. Januar in einer Erkldrung eine ,Regierung der demokratischen
Autoritdten" gefordert, ,denn es ist kein Vertrauen jenseits der Verfas-
sung.” Vgl. Frankfurter Zeitung Nr. 77 vom 29. Januar 1933.

76) Der Deutsche Volkswirt 7, 1933, S. 555.

77) S. Dokument Nr. 16.

78) Vgl. Dokumente Nr. 16 und 17

79) Vgl. Dokument Nr. 15 (Anm. 76).

80) Die Ortsgruppe Nordhausen schied deswegen unter Protest aus der
Staatspartei aus; vgl. Frankfurter Zeitung Nr. 112 vom 11. Februar 1933.

81) Am 27, Februar 1933 teilte der Dresdener Zigarettenfabrikant Carl Berg-
mann in einem Schreiben an Kiilz mit, daB er der Staatspartei 1000 M
iiberwiesen habe; einen T:gasp&ter {iberwies Rudolf Apt (Dresden) 200 M,
.nachdem die GewiBiheit dafiir vorliegt, daB nicht wie bei frilheren Wahlen
Stimmen verlorengehen”; vgl. NachlaB Kiilz.

82) Vgl. Deutscher Aufstieg, 12. Februar 1933 (Schlagzeile).

83) Vgl. a.a.0. (.Verteidigt die Republikl”).

84) Vgl. Deutscher Aufstieg, 19. Februar 1933.

B85) Vgl. a.a.0, 12, Februar 1933; ferner Frankfurter Zeitung Nr. 115
vom 12, Februar 1933.

biirgerliche Partei, die offen und emtschieden die vereinigte Reaktion
bekimpft”, in deren Reihen auch Dingeldey und seine Gefolg-
schaft ,als leichtes freiwilliges Hilfskorps” mitmarschierte 8¢). Wenn
Dietrich in Hitler nur den von seinen ,reaktiondren” Hinterminnern
bestellten , Platzhalter” sah, wiahrend Hugenberg eindeutig die Schliis-
selstellung in der Regierung einnehme ®7), unterlag er der gleichen Téu-
schung wie viele andere demokratische und sozialistische Politiker. ,Es
wire alles verloren”, duBerte er bei anderer Gelegenheit *%), , wenn nicht
innerhalb der Reichsregierung so scharfe Gegensitze wiiren, daff sie uns
vielleidit nods einmal eine Chance geben.”

Das Fortschreiten des Wahlkampfes und die Steigerung des national-
sozialistischen Terrors, durch den auch die Staatspartei immer realisti-
scher mit den Gefahren einer ,faschistischen Diktatur” #°) konfrontiert
wurde %), lieBen jedoch den Glauben an diese Chance mehr und mehr
schwinden. Friedrich Meineckes Beschworung, daB man, allen Hemmun-
gen ,unserer Propaganda® durch ,die Suggestionen des Rundfunks, ...
Polizeimittel und Bradiialgewalt” zum Trotz, .auch mit stummer Ent-
schlossenheit siegen” konne °'), unterstrich im Grunde nur die Hoff-
nungslosigkeit der Lage, die, als die Nationalsozialisten nach dem
Reichstagsbrand zum entscheidenden Schlage ausholten, im vollen Um-
fang sichtbar wurde.

‘Wie lihmend sich der Reichstagsbrand auswirkte, zeigt eine Schilde-~
rung Kiilz', der am Tage des Brandes in Berlin weilte und zusammen mit
Oscar Meyer von einem Fenster des Demokratischen Klubs in der Vik«
toriastraBe aus die Flammen aus der Kuppel des Gebiudes schlagen sah:
~Staatssekretir (a.D.) Meyer erfafite die Situation am schnellsten und
umfangreidisten. Er kleidete sie in die Worte: ,Das bedeutet das Ende
meiner Titigkeit (als Syndikus der Berliner Handelskammer)', und zu
mir gewandt: ,Das bedeutet das Ende audh ihrer Tatigkeit als Ober-
biirgermeister von Dresden und als Abgeordueter ®2), Das bedeutet das
Ende der parlamentarischen Entwicklung.® Ich fuhr nods am gleidien
‘Abend nadh Dresden zuriick und hatte auf der Fahrt viel Zeit, iiber die
Richtigkeit dieser Perspektivé nadizudenken” **).

Trotzdem muBte der Wahlausgang die Staatspartei’— die bis zum
5. Mirz eine mutige Sprache fiihrte, wenn auch ihre Stimme nur noch
schwach an die Offentlichkeit drang — enttiuschen. Die Listenverbin-

86) Vgl. Deutscher Aufstieg, 19. Februar 1933. ~
87) Vgl. a.a.O. :
88) In einem Brief an Kiilz vom 15. Februar 1933; NachlaB Kiilz.

89) Vgl. den Korrespondenzartikel Friedrich Meineckes ,Volksgemein-
schaft — nicht VolkszerreiBung” wvom 22. Februar 1933; abgedruckt bei
Meinedke, Politische Schriften, S. 479 ff.

90) Sie wurde vor allem auch durch den auf die republikanische Be- .
amtenschaft ausgeiibten Drudk betroffen. So wurde beispielsweise Gertrud
Baumer am 27. Februar als Ministerialritin im Reichsinnenministerium
beurlaubt. Einige Tage spéter erfolgte in der Geschiftsstelle der Staatspar-
tei die Beschlagnahme von Flugblittern und Wahlplakaten sowie die Wahl-
nummer der \gnochenzeitung .Der deutsche Aufstieg”; vgl. "Der deutsche
Volkswirt* 7, 1933, S. 741. Besson, Wiirttemberg, S. 334 f. berichtet iiber die
Storung von demokratischen Versammlungen im Wiirttembergischen in
der zweiten Februarhilfte und iiber ein Protesttelegramm an den Reichs-
prisidenten vom 22, Februar, !

91) S. Anm. 89.

92) Kiilz hatte dem Reichstag zuletzt in der V. Wahlperiode 1930 ange-
hort; bei den Méarzwahlen von 1933 verzichtete er auf eine Kandidatur.

93) Vgl. Wilhelm Kiilz, Lebenserinnerungen, S, 50 (im NachlaB Kilz
iiberlieferter Privatdruck; das Vorwort ist datiert: ,Berlin, im 5. Jahr des
2, Weltkrieges®”).
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dung mit der SPD hatte ihr keine neuen Wihler zugefiihrt. Sie ver-
mochte zwar etwa ihre absolute Stimmenzahl vom November 1932 zu
halten, aber prozentual hatte sich ihr Anteil weiter verringert, nimlich
von 1 auf 0,9 v. H. Immerhin konnten dank der Listenverbindung, durch
die keine Stimme verloren ging, fiinf Abgeordnete (statt zwei) iiber die
Reichsliste in den Reichstag einziehen: Dietrich, R. Maier, Lemmer,
Landahl und Heuss.

Auf lingere Sicht bedeutete jedoch schon dieses Wahlergebnis das
endgiiltige Verschwinden der Partei nach Ablauf der Wahlperiode aus
dem Reichstag, da zum ersten Mal in keinem einzigen GroBwahlkreis
geniigend Stimmen zur Sicherung eines Mandats auf sie entfallen waren,
was zweifellos mit darauf zuriickgefithrt werden konnte, daB die Listen-
verbindung sich gerade in demokratischen Kerngebieten wie Wiirttem-
berg, Baden und Hamburg negativ ausgewirkt hatte. So wire die Partei
nach den Bestimmungen der am 2. Februar 1933 auf Vorschlag der
Reichsregierung vorgenommenen Abidnderung des Reichswahlgesetzes
gezwungen gewesen, bei Neuwahlen in einem Wahlkreis 60 000 Unter-
schriften aufzubringen, um iiberhaupt Kandidaten aufstellen zu kénnen,
was als ein aussichtsloses Unterfangen erscheinen muBte ®4).

-

94) Das gleiche galt fiir die DVP und den Christlich-Sozialen Volksdienst.
Vgl. die Uberlegungen Kilz' in einer undatierten Aufzeichnung aus den
Tagen nach der Reichstagswahl; Durchschlag im NadhlaB Kiilz.

Resigniert kommentierte am 7. Méarz Karl Brammers ,Demokratischer
Zeitungsdienst” in einem Artikel, der mit dem Satz begann: ,Die letzten
Falinen werden eingeholt®, das Wahlergebnis, das Deutschland in zwei
nahezu gleichstarke Lager gespalten zeige. Bis jetzt habe der Wider-
stand der verfassungsgetreuen Krifte wenigstens ausgereicht, ,daff die
Redstsregierung auf legalemn Wege keine Verfassungsinderungen vor-
nehmen kann.” ,Das ist” — fuhr der Kommentator in richtiger Ahnung
der kommenden Entwicklung fort — ,freilich zur Zeit nur eine formale
Sicerung.”

Anmerkung:

Erich Matthias, s. Seite 368,

Rudolf Morsey, Dr. phil., geb. 16. Oktober 1927 in Recklinghausen, Studium
der Geschichte und Germanistik in Miinster. Mitarveiter der ,Kommission fiir
Gesdchichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien® in Bonn. Ver-
dffentlichungen: ,Die oberste Reichsverwaltung unter Bismarck 1867—1890°,
Miinster 1957, und (zusammen mit Erich Matthias) ,Der Interfraktionelle
AusschuB 1917/18%, 2 Bande, 1959. Ferner Aufsidtze (iber Bismarck und iiber
das Verhdlinis von Staat und Kirche,

Nachforderungen der Beilagen aus Politik und Zeitgeschichle sind an die Vertriebsabteilung DAS PARLAMENT, Hamburg 36, Gansemarkt 21/23, zu richlen.
Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT zum Preis von DM 1,89 monatlich bei Postzustellung einschlieBlich Beilage ebenlalls nur an
die Vertriebsableilung. Bestellungen von Sammelmappen Iir die Beilage zum Preise von DM 6,— pro Stick einschlieBlich Verpackung zuziiglich Porldw

an die Vertriebsabteilung, Hamburq 36. Gdnsemarkt 21/23, Telefon 34 12 51, e

-
= o

_h e

HERAUSGEBER: BUNDESZENTRALE FUR HEIMATDIENST .

BONN/RHEIN ﬁamrasraassé



POLITIK UND ZEITGESCHICHTE

AUSDEMINHALT DER NACHSTEN BEILAGEN:

Herman Achminow: ~Die neue ,Geschichte der Kommu—
nistischen Partei der Sowjetunion'"

Ernst Deuerlein: nDeutschland in Vorstellung und
Aussage des Marxismus-
Leninismus”

Helmut Heibery ~Adolf Hitler"

Karl C, Thalheim; nDie Wachstumsproblematik
»  der Sowjetwirtschaft"

Walter Wehe: nDie wirtschaftspolitische
Entwicklung Europas seit dem
Marshallplan™




	Das Ende der Parteien 1933
	Die deutschen Parteien in der Staatsverfassung vor 1933
	Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands
	Einleitung 
	Die Politik der Tolerierung 
	Braun und Brüning 

	Die Deutsche Staatspartei
	Der Anfang vom Ende 
	Der letzte Wahlkampf 
	Politik und Zeitgeschichte 


